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Rainer Rilling

Kriegsforschung und Wissenschaftspolitik 
in der BRD

Die private und öffentliche Forschung und Entwicklung (FE) bis 1966/67

Die augenblickliche Diskussion um die Kriegsforsdiung an den westdeutschen 
Universitäten hat bisher fast völlig die allgemeine Entwicklung der staatlichen 
Forschungspolitik in der BRD und ihr Verhältnis zur Industrieforschung außer 
acht gelassen. Dabei befindet sich gegenwärtig die westdeutsche Forschungspoli­
tik in einer Phase grundlegender Strukturveränderung und Neuorientierung, die 
durch scharfe Konflikte zwischen verschiedenen Gruppierungen der herrschen­
den Klasse der BRD gekennzeichnet ist. In dieser Auseinandersetzung um Rich­
tung und Inhalt der Forschungspolitik der nächsten Jahrzehnte treffen die ver­
schiedensten politischen und ökonomischen Entwicklungslinien heftig aufeinan­
der, die in der zweiten Hälfte der 50er Jahre begannen und sich immer mächtiger 
herausarbeiteten und durchsetzten. Vor einer möglichst detaillierten Analyse der 
westdeutschen Vernichtungswissenschaft muß deshalb diese Entwicklung kurz 
skizziert werden.
D ie  I n d u s t r i e f o r s c h u n g  b i s  1966/67
Die einzige ökonomisch bedeutsame Forschung der BRD w ar bis 1955 die Indu­
strieforschung gewesen. W ährend zur Zeit der Jahrhundertwende in Deutsch­
land die Forschungsergebnisse noch relativ  spontan und individuell erzielt und 
nur sporadisch in den kapitalistischen Verwertungsprozeß eingeführt wurden, 
setzte vor allem in der Chemie bereits vor dem Ersten W eltkrieg eine neue Ent­
wicklung ein: „Betriebliche Forschung und Entwicklung wurden nun darauf an­
gesetzt, planvoll Gewinnmöglichkeiten durch naturwissenschaftlich-technische 
Neuerungsarbeit herbeizuführen" *). Durch die Errichtung industrieller For­
schungsstätten, in denen nach Maßgabe betrieblicher Rationalität FE-Prozesse 
planvoll und systematisch organisiert und erwerbswirtschaftlichen Interessen 
unterworfen wurden, verwandelte sich das Arbeitsverhältnis der einzelnen W is­
senschaftler grundlegend 2) und wurde erstmals die Trennung von angewandter 
Forschung, die direkt dem Kapital unterstellt wurde, und Grundlagenforschung, 
die nun weitgehend unter staatliche Regie kam, institutionalisiert. Nach 1945 
wurde diese grundlegende Arbeitsteilung zunächst fortgeführt. Die nach und nach 
wieder errichteten „traditionellen" Forschungsstätten (Universitäten, TH's und 
Max-Planck-Institute, die sich vorwiegend auf naturwissenschaftliche Grund­
lagenforschung konzentrierten) dienten im wesentlichen als vorgelagerte Ersatz- 
und Rekrutierungsrservoire der unm ittelbar konzerngebundenen und auf direkte 
industrielle Verwertung angelegten Industrieforschung3). Die Industriefor-

1) Karlheinz Bund, Die P ara lle la rbe it im Rahmen industrie ller Forschungs- und Entwicklungstätigkeit, Diss. 
Berlin 1962 S. 39.
2) Der wissenschaftliche A rbeiter w ird „se lbst den gleichen M ethoden unterw orfen  . . . die er zur Beherrschung 
der N atur anw endet. Auch er w ird wissenschaftlich beobachtet, auf seine Eignung geprüft, bis zum Ä ußersten 
seiner Fähigkeiten genutzt und wie irgendein anderes W erkzeug w eggeworfen, sobald e r den gewünschten 
Zweck nicht m ehr e rfü llt" , Robert Jungk, Die Zukunft hat schon begonnen, S tu ttgart 1957, S. 18.
3) Die Einflußnahme der P rivatindustrie  auf Hochschulen und „ fre ie"  Forschungsstätten blieb auf e in  wenig 
ausgebautes V ertragsforschungssystem  und unkoord in ierte  „Förderungsm aßnahm en" über Stiftungen etc.
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schling selbst wurde nach einer kurzen Anlaufphase wieder massiv ausgebaut. 
Von 1948 bis 1956 finanzierte die Industrie ihre FE mit ca. 3,3 Mrd. DM; von 
1956 bis 1968 investierte sie den zehnfachen Betrag und erreichte dabei höhere 
Zuwachsraten als die amerikanische Industrie; bei manchen Unternehmen und 
Industriezweigen beläuft sich so momentan der Anteil der Forschungskosten am 
Umsatz auf 10 bis 12 °/o4).

Analysiert man die Gesamtaufwendungen der Wirtschaft für FE im Jahre 1967 
(5,09 Mrd. DM ohne Gemeinschaftsforschung), so zeigt sich zunächst folgendes: 
der Anteil des Staates an der Finanzierung der FE-Aufwendungen der W irt­
schaft beläuft sich auf ca. 353 Mio. DM und liegt damit weit unter den entspre­
chenden staatlichen Anteilen in den U SA 5). Die Tendenz zur öffentlichen Finan­
zierung der privaten Kapitalverwertung bzw. zur Sozialisierung der FE-Kosten 
zu Lasten der öffentlichen Hand bei W eiterbestehen privater Gewinne erscheint 
so noch nicht sehr ausgeprägt. Bezogen auf einen längeren Zeitraum, zeigt sich 
jedoch, daß, wie in allen kapitalistischen Staaten, der Anteil der Privatwirtschaft 
an der Finanzierung der gesamten Forschungsaufwendungen der BRD allmäh­
lich fällt, wogegen ihr Anteil am Verbrauch der aufgewandten Mittel stetig zu­
n im m t6). Bereits hier wird deutlich, daß mit dem Trend zur öffentlichen „Be­
zuschussung” der Industrieforschung und damit der privaten Kapitalverwertung 
eine interessengebundene Indienstnahme der öffentlichen Hand stattfindet.

Gliedert man die M ittel für unternehmenseigene FE nach Industriesektoren und 
Größenklassen auf, so entfallen 1967 29,2 %  auf die chemische Industrie, 81,1 °/o, 
auf den Sektor Eisen- und Stahlerzeugung, 28 °/o auf Stahl-, Maschinen- und Fahr­
zeugbau und 27,2 °/o auf Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik; rund 50 %> der 
gesamten unternehmenseigenen FE-Aufwendungen entfielen dabei auf ganze 
8 Unternehmen, und 29 °/o der gesamten unternehmenseigenen FE-Aufwendun- 
gen konzentrierten sich auf die 8 umsatzgrößten U nternehm en7). W ährend sich 
1965 noch 81 °/o der FE-Aufwendungen der Privatwirtschaft auf die genannten 
forschungsintensiven Industriezweige konzentrierten, waren es 1967 bereits 84 °/o. 
Rund 50 °/o der gesamten nationalen Aufwendungen für Forschung und Entwick­
lung konzentrieren sich also auf einige wenige Branchen und innerhalb dieser 
Branchen wieder auf wenige Konzerne, die meist in der Gruppe der umsatz­
stärksten Unternehmen liegen und monopolistische M arkstellungen innehaben. 
Diese knapp fünfzig Konzerne beanspruchen bei der Definition und Durchfüh­
rung der staatlichen Forschungspolitik daher ein nahezu exklusives Gestaltungs­
recht. Da in ihren Forschungsstätten fast ausschließlich angewandte Forschung 
betrieben wird, die auf direkte ökonomische Verwertbarkeit abz ie lt8), sind sie

beschränkt. Ebenso w ie die O rganisation wissenschaftlicher FE bis 1955 traditionellen  V orstellungen verhafte t 
blieb, bestanden audi kaum politische und juristische V oraussetzungen für eine zentrale finanzielle und 
organisatorische Lenkung des W issenschaftsprozesses. Das m angelnde In teresse der Privatindustrie an der 
HochschulFE e rk lä rt sich im wesentlichen aus der ökonomischen Entwicklung bis 1955: eine zaghafte Lohn­
entwicklung, ein re la tiv  beständiges A rbeitslosenreservoir, der in einigen Sektoren relativ  hochentwickelte 
technische M aschinenpark und der m it dem M arshall-Plan erfolgte Transfer anglo-am erikanischer Technologie 
(so flössen 1950/1 ca. 30 Mio. DM M arshallplangelder in die „w irtschaftsnahe Forschung", vgl. „A rbeits ­
gemeinschaft für Forschung des Landes NRW " (AGF), Heft 17, Düsseldorf, Köln-Opladen 1953, S. 79) ließen die 
westdeutsche Privatindustrie  schnell eine Stellung auf dem W eltm arkt erlangen.
4) Vgl. S tifterverband für die Deutsche W issenschaft (SV), (Hg.), W irtschaft und W issenschaft, H. 1—5/1969 
sowie die Bundesberichte Forschung (BF) I—III des BMwF, Bonn, 1965, 1967, 1969, jew eils statistischer Anhang. 
Die IG-Farben-Nachfolger gaben 1968 800 Mio. DM für FE aus, der Anteil der W issenschaftler an den Beleg­
schaften betrug  16,8 °/o bis 20,2 °/o, der A nteil der FE-Kosten am Umsatz 4,9 °/o bis 6,5 °/o, Vgl. Industriekurier 
(IK) v. 10. 5. 1969.
5) 1968 entfielen dort 62 °/o der FE-Ausgaben auf den S taat und 33 %  auf die US-Industrie, dagegen 69 °/o des 
M ittelverbrauchs auf die Industrie und 14 °/o auf den Staat, BF III S. 239.
8) Der Anteil der W irtschaft am Verbrauch der aufgew andten M ittel stieg von 54,6 °/o (1962) über 57,6 °/o (1964) 
und 56,5 °/o (1965) auf 58,9 %> (1967), ihr Anteil an den FE-Aufwendungen stieg in diesem  Zeitraum  ebenso 
stark  an wie der staatlicheA nteil. Vgl. BF III S. 154 ff.
7) Vgl. W irtschaft und W issenschaft 3,5/1969.
8) Der Anteil der Aufwendungen für Grundlagenforschung an den gesam ten FE-Aufwendungen der Industrie 
betrug  1967 2,3 '/ i (ohne chemische Industrie), vgl. W irtschaft und W issenschaft 3/1969; Für die industrielle
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daran interessiert, die Grundlagenforschung — bei der die Möglichkeiten ge­
winnträchtiger Verwertung noch nicht genau abzusehen sind — durch den Staat 
finanzieren zu lassen, ohne dabei aber auf Einfluß über die entsprechenden For­
schungsstätten zu verzichten, da sie die Voraussetzungen für die eigene Tätig­
keit liefern. W eiter aber zieht die ungeheure Konzentration der gesamtgesell­
schaftlichen FE-Aufwendungen auf wenige Konzerne eine qualitative Neuorien­
tierung der allgemeinen Richtung der wissenschaftlichen Forschung nach sich. 
Innerhalb der Forschung entsteht eine irreversible Gewichtung, und die Grund­
lagenforschung wird immer näher an den industriellen Verwertungsprozess her­
angeführt, ohne freilich direkt und institutionell dem Kapital unterstellt zu w er­
den; ihre Träger — vor allem die Universitäten — geben dabei die Initiative 
für die Bestimmung der Forschungsschwerpunkte und -richtungen an die Privat­
wirtschaft oder an die neugeschaffenen Lenkungsorgane von Staat und Industrie 
im Rahmen der „Schwerpunktprogramme" ab.
C h a r a k t e r  u n d  F u n k t i o n  d e r  s t a a t l i c h e n  
F o r s c h u n g s p r o g r a m m e  b i s  1966/67
Bis 1955/57 hatte sich die staatliche A ktivität in Sachen Forschung auf die 
Pflege der Forschung in den Hochschulen und wenigen bundeseigenen Organisa­
tionen beschränkt. Die Schwerpunktprogramme Atomforschung (1955/56) und 
Weltraumforschung (1962) bedeuteten nun eine neue Qualität in der kapitalisti­
schen Verwertung technischen Wissens. W ährend die Konzernforschung „die 
sporadische Nutzung von Erfindungen durch die kapitalistisch organisierte kol­
lektive Forschung" °) ersetzte und das selbst finanzierte, produzierte technische 
W issen sofort in den Kapitalverwertungsprozeß einführte und damit die Rich­
tung des FE-Prozesses direkt bestimmte, sprengten die mit der „Großforschung" 
anvisierten Projekte und ihre Durchführung die personellen, organisatorischen 
und finanziellen Möglichkeiten privater Monopole. In ihr werden Grundlagen­
forschung, angewandte Forschung und technische Entwicklung in einer „höhere (n) 
Stufe der Arbeitsteilung, Spezialisierung und Kooperation" 10) innerhalb des Ge­
samtprozesses in einer langfristig arbeitenden Projekteinheit unter einem pla­
nenden Forschungsmanagement zusammengefaßt. Die Planung der weitgehend 
staatlich finanzierten Projekte erfolgt durch ein kombiniertes FE-Management 
aus Vertretern der Staats- und Industriebürokratie, das langfristige Finanzie­
rungsprogramme durchsetzt und die Ergebnisse schließlich der von Beginn an 
eingeschalteten Industrie zur privaten ökonomischen Nutzung überläßt n ). Inner­
halb weniger Jahre ist die Großforschung in der BRD zum herrschenden Produk­
tionsverhältnis in der FE geworden.

Grundlagenforschung gilt, daß sie „nicht nur um der Forschung w illen existiert, sondern auf lange Sicht dem 
W erk von Nutzen sein so ll" . Unter die „A ngew andte Forschung" in der Industrie „fallen d iejenigen A rbeiten, 
die erforderlich sind, um bestehende Produkte zu verbessern , um U m satzausbeutung zu erhöhen oder spezielle 
V erfahren auszuarbeiten", Hoechst-Forschungsleiter W . Schultheiss, Forschung in Hoechst, in: Chemische Indu­
strie  XVII/1965, S. 501.
») A utorenkollektiv , W issenschaft im Klassenkampf, Berlin 1968, S. 46.
10) Ebenda, S. 50.
11) Die Großforschung, die „zu e iner neuen V erbindung von Forschung und Industrie führt" (G. Stoltenberg, 
U nsere Chancen, in: Der Volkswirt, Beiheft zu Nr. 27 v. 8. 6. 1966, S. 8) ist nach dem BF III dort notwendig, 
wo „ein  besonderes öffentliches In teresse  vorlieg t oder die kurzfristige N utzenerw artung für die Industrie zu 
gering ist und infolgedessen die privaten  Leistungsanreize für das Engagem ent der Industrie nicht ausreichen" 
(S. 40). O der noch deutlicher die Industrie: „Läßt sich nicht k lar erkennen, ob ein bestim m tes Forschungs­
vorhaben bei angem essenem  finanziellen Aufwand innerhalb eines nicht zu langen Zeitraum es durch seine 
gew innbringende Anwendung in der Bilanz eines Unternehm ens einen positiven Niederschlag finden w ird, 
dann ist eine solche Forschung der Privatw irtschaft nicht zuzum uten" (W. Koeck, Hauptgeschäftsführer des 
U nternehm erverbandes der chemischen Industrie, in: Atomwirtschaft 1/1965, S. 21). Für die Forschungspolitik 
des S taates form uliert W . C artellieri (vormals Bundesministerium der V erteidigung (BMVtdg), dann BMwF) 
d ie Konsequenz: „D er W unsch des S taates, bestim m te Fachbereiche zu föidern, beruht oft auf Ü berlegungen, 
die nicht aus dem wissenschaftlichen, sondern aus dem wirtschaftlichen Bereich stam men, aus der Abwägung von 
Investition und späterem  Nutzen, der R endite" (Deutsche U niversitäts-Zeitung 2/1966, S. 12). H auptaufgabe der 
Großforschung ist also die „R isikoverteilung oder R isikoentlastung" (BF I, S. 25) der K apitalisten, w ie die 
Um verteilung des Nationaleinkom m ens zugunsten des großen Kapitals und deren  Profitsicherung w ortgew andt 
umschrieben w ird.
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Am 6. Oktober 1955 hatte sich die Bundesregierung entschlossen, ein ,.Bundes­
ministerium für Atomfragen" unter Strauß zu gründen. ,,Es war den V erantwort­
lichen in der Bundesrepublik klar, daß der Ruf und Rang als Industrienation und 
Exportland dahinschwinden würden, wenn nicht große Anstrengungen auf dem 
Gebiet der Kernenergie unternommen w ü rd en "12). Mit dieser Entscheidung 
änderte sich die Situation auf dem Gebiet der staatlichen Forschungspolitik völ­
lig; der Bund dehnte seine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz aus und 
verschaffte sich die Möglichkeit, ,,die Entwicklung auf dem Atomgebiet in der 
Bundesrepublik . . .  zu steuern" 13). Im Januar 1956 wurde der zentralen Leitungs­
instanz die „Deutsche Atomkommission" zugeordnet, in der sich — natürlich 
unkontrolliert — zur Planung und Leitung ad personam berufene V ertreter der 
beteiligten Atomindustrie, M inisterialbürokratie und W issenschaftler zu einem 
staatsmonopolistischen FE-Management zusammenschlossen. In der DAtK sind 
vor allem die großen Atomkonzerne v e rtre ten 14), die auf Grund ihrer starken 
Position ihre Interessen so eindeutig vertreten können, daß der M inister (wie 
der DAtK-Geschäftsführer mitteilte) „bei seinen Maßnahmen nur in seltenen Aus­
nahmefällen von den Beratungsergebnissen abweicht" 15 *). Dieses erste Beispiel 
der Integration und Einfunktionierung privater, demokratisch nicht kontrollierter 
Gruppen in den staatlichen Regierungsapparat wurde zum Vorbild für die w eite­
ren Schwerpunktprogramme. Von 1956 bis 1963 gaben Bund (70,7 %  Anteil) und 
Länder (29,3 °/o) fast 2 Mrd. zur Erforschung und Nutzung der Kernenergie aus; 
die gesamten Wissenschaftsausgaben des Bundes stiegen von 1955 bis 1961 um 
1500%, die der Länder um ganze 224%. Diese Konzentration der forschungspoliti­
schen Aktivität reflektiert die mit den Schwerpunktprogrammen „erreichte Stufe 
der Vergesellschaftung der wissenschaftlichen A rb e it. . . ,  (die) ihre zentralisierte 
gesellschaftliche Leitung objektiv notwendig" 10) machte. Nach der Gründung 
des W issenschaftsrats wurde in einem zweiten Schritt das „Bundesministerium 
für wissenschaftliche Forschung" (BMwF) gegründet und so organisiert, „daß es 
sich nur mit Führungsaufgaben von Wissenschaft, Forschung und technischer Ent­
wicklung" 17) befassen sollte. Bis 1966 wurden dem BMwF noch die Aufgaben 
der „Allgemeinen W issenschaftsförderung" (Hochschulausbau, Beiträge DFG, 
MPG) und das Schwerpunktprogramm Weltraumforschung übertragen; in diese 
drei Programme investierte es von 1962— 1966 nahezu 5 Mrd. DM. Mit der Etablie­
rung des BMwF und seinem allmählichen Kompetenzausbau konnte die hinter 
den Großforschungsprojekten stehende Großindustrie ihre Position befestigen: 
die zentrale Zusammenfassung der Schwerpunktprogramme und die allmähliche 
Ausrichtung der „freien" und Hochschulforschung auf diese Programme, wie sie 
der W issenschaftsrat schon 1960 empfohlen hatte, garantierten ihr eine enge 
Koordination der Einzelprojekte und eine institutionell abgesicherte Einfluß­
nahme, die sich auch auf m ittlerer und unterer Ebene in den Senaten oder Kura­
torien „autonomer" wissenschaftlicher Selbstverwaltungsorgane immer spürbarer 
realisierte 18). Durch den forcierten Ausbau der „Zukunftsindustrien" und der

12) J. Sobotta, Das Bundesm inisterium  für wissenschaftliche Forschung, Bonn 1969, S. 24.
13) Ebenda, S. 27. •
14) Deutsche Bank AG, AEG, Siemens, Esso AG, VW, Hoechst, Haniel, RWE, M annesm ann, vgl. Taschenbuch 
für A tom fragen 1964, Bonn 1964.
18) Ebenda, S. 14.
iß) A utorenkollektiv , Form ierte U niversität, Berlin 1968, S. 61.
17) Sobotta, a.a .O ., S. 29/30. •
18) N adi einer A ufstellung in „W issenschaft im K lassenkam pf" sind von den M itgliedern der Handvoll großer 
westdeutscher Chem iekonzerne vertre ten  12 in O rganen des SV und verschiedener Stiftungen, 25 in Organen 
der industriellen Gemeinschaftsforschung und w issenschaftlicher Gesellschaften, 5 in staatlichen Lenkungs­
organen, 21 in O rganen der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), der M ax-Planck-Gesellschaft (MPG) und 
der Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), 32 als zum Teil lehrende H onorarprofessoren an Hochschulen, 9 in Uni­
versitätsförderergesellschaften  und schließlich 15 als Ehrendoktoren und -Senatoren von Hochschulen; zur 
Besetzung w issenschaftspolitischer Gremien vgl. im übrigen SDS M arburg, U niversität & Kapital, Novem ber 
1968, S. 42 ff. Die Einflußnahme auf das BMwF geschieht bei allen Schwerpunktprogram m en über die entspre-

6



Großforschung als eines neuen Typus der Organisation wissenschaftlicher FE 
wurde nun die traditionelle Form der kapitalistischen Verwertung der Hodrschul- 
forschung (Vertragsforschung)19) gesprengt; da das große Kapital auf den Ausbau 
der Schwerpunktprogramme und die vehem ente Vergrößerung des Nachwuchs­
reservoirs durch die Industrialisierung der Universitäten d rän g te20), konzen­
trierte sich die staatliche A ktivität in dieser Phase auf die verschiedenen Spar­
ten des Ausbildungssektors („Bildungsnotstand") und auf die programmatische 
und institutioneile Vorbereitung der letzten Entwicklungsphase, die 1966/67 
einsetzte.
S t a a t l i c h e  F o r s c h u n g s p o 1 i t i k  u n d  K a p i t a l
In den letzten 20 Jahren wurden in der BRD ca. 100 Mrd. DM für die Entwick­
lung von Wissenschaft und Forschung aufgew andt21). Dabei entfielen auf den 
Staat etwa 60 %, auf die W irtschaft 40 %>; die Gesamtaufwendungen stiegen um 
das 16fache, die des Staates um das 13- und die der Wirtschaft um das 26fache. 
So könnte scheinen, als ob ein immer größerer Teil der Gesamtaufwendungen 
von der Privatwirtschaft getragen würde. Gleichwohl sind die privaten und 
öffentlichen FE-Ausgaben seit dem Beginn einer expansiven Forschungspolitik 
ungefähr gleich angestiegen: von 1961—1968 im öffentlichen Bereich von
I, 748 Mrd. DM (=  100) auf 4,926 (=  282) und im privaten Bereich von

dienden „K om m issionen", die dem BMwF zugeordnet sind, die gegenw ärtig  397 M itglieder um fassen und vom 
BMwF m it 200 000 DM jährlich un terhalten  w erden; w ie erfolgreich die Abstimmung über d iese Organe v e r­
läuft, zeigen verschiedene In terv iew s: ,,So klagen gelegentlich sogar seine (Stoltenbergs — d. V.) M itarbeiter 
darüber, der M inister gebe ein bestim m tes P rojekt allzu schnell auf, wenn sich etwa der V orsitzende der Farb ­
w erke Hoechst, W innacker, dagegen ausspreche" (Süddeutsche Zeitung, Sonderdruck Septem ber 1969); sowohl 
der R aum fahrtindustrielle Bölkow w ie auch Ernst von Siemens w aren der M einung, daß die „richtigen Leute" 
das BMwF „b era ten " , daß die BRD eine richtige Forschungspolitik be tre ibe (Bölkow: „Sie ist noch nicht 
optim al, wird aber vonJah r zu Jah r b esser"  — Siem ens gab auf die Frage ein schlichtes „ J a "  zu Protokoll), 
und daß die Macht des BMwF „durchaus zufriedenstellend" (Siemens) sei bzw. „A llen Anzeichen (nach) . . . 
künftig mit steigendem  Einfluß zu rechnen" sei (Bölkow), vgl. SZ-Sonderdruck a.a.O .
10) So w aren 1961 für die industrielle  Gemeinschaftsforschung 82 Hochschulinstitute, 7 Institu te der MPG, 
12 Bundesforschungsanstalten, 3 FhG-Institute und w eitere  25 „ fre ie"  Forschungsanstalten tätig , vgl. SV-Jahr- 
buch 1962, Essen-Bredeney 1963, S. 215; 1962 arbe ite te  der H auptträger der insbesondere von der Klein- und 
M ittelindustrie getragenen industriellen  Gemeinschaftsforschung, die „A rbeitsgem einschaft Industrie ller For­
schungsvereinigungen" (AIF) bere its  m it 185 Forschungsinstituten zusammen (vgl. AGF, H. 122, Düsseldorf, 
Köln-Opladen 1963, S. 82).
W ichtiger noch is t die d irek te  V ertragsforschung der Industrie, über die kaum  Angaben vorliegen; da ja  der 
Vertragsforschung heute „nicht m ehr so enge G renzen (gesetzt) sind wie es gelegentlich die W ürde der 
W issenschaft zu erfordern schien" (H. B. Ziese, Vom W ert der Industrieforschung, in: W irtschaft und W issen­
schaft, Sonderdruck I960, S. 19) schufen 1955 der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), der Deutsche 
Industrie- und H andelstag (DIHT), der SV, die DFG, d ie AIF und der Verband techn.-wissenschaftlicher V ereine 
bei der DFG eine „V erm ittlungsstelle  für V ertragsforschung", die von 1955 bis 1958 Forschungsvorhaben in 
Höhe von 4 Mio. DM verm ittelte; allein  die chemische Industrie  vergab über die VfV in den letzten 15 Jahren  
A ufträge an die Hochschulen in Höhe von verm utlich 200 Mio. DM; über ihr spezifisches Lenkungsinstrum ent, 
dem „Fonds der Chemischen Industrie" vergab sie für Forschungsförderung von 1950— 1965 27,6 Mio. DM; allein 
von 1960 bis 1965 w andte sie insgesam t 100 Mio. DM für FE-Förderung auf, vgl. Die BASF 1,3/1966, u. H. Heer, 
Die M onooie und die Festung W ipssenschaft, in : S. Leibfried (Hg.), W ider die U ntertanenfabrik, Köln 1967, 
S. 67 ff. W ie sehr die U niversitäten  von den Industriegeldern  abhängig sind, zeigt die Situation an der TU 
Berlin: 1968 stam m ten von den gesam ten Forschungsgeldern 5,36 Mio. DM aus dem U niversitä tse ta t und
I I ,  09 Mio. DM aus hochschulfremden Q uellen; allein das Institu t für K raftfahrzeuge bezog 84 082 DM aus 
Etat- und 916 814 DM aus Drittm itteln, vgl. Der Spiegel 40/1969, S. 85/6; auch in kle inere  Hochschulen sind 
— nach A ussagen vonV erw altungsdirektoren  — über 2/3 der Professoren von A ufträgen betroffen. Bereits 
1958 stellte  der niedersächsische Kultusm inister fest: „A ngesichts der unzureichenden staatlichen Hilfe wenden 
sich d ie U niversitäten immer mehr der Zweckforschung zu, die von der W irtschaft finanziert w ird” ; die dafür 
auf der Industrie aufgew andten M ittel hätten  einen Umfang angenom m en, der „annähernd dem Betrag, den 
der S taat für die gesam te Forschung in W estdeutschland bereitstellt, gleichkom m t", (zit. n. M. Zipfel, Die 
Hochschulforschung und das Patent unter westdeutschen V erhältnissen, in: Staatsm onopolistischer Kapitalism us 
und Hochschulwesen in W estdeutschland, Berlin 1966, S. 409). Die große Bedeutung der V ertragsforschung liegt 
sowohl in der Höhe der G elder wie auch im System der M ehrquellenfinanzierung und der sich herausbildenden 
A rbeitsteilung zwischen p rivaten  und staatlichen A ufträgen und in der Tatsache, daß bis zu 20 °/o der in die 
Hochschulen gehenden Frem dm ittel nicht einmal der U niversitä tsbürokratie  bekannt sind, geschweige einer 
w eiteren  Öffentlichkeit. Uber das System der M ehrquellenfinanzierung kann die Forschung in den Instituten 
m it verhältnism äßig geringen M itteln von außerun iversitären  Stellen gelenkt w erden. Wo die Finanzierung zu 
teuer wäre (Physikalische Institu te  o. ä.) springen staatliche Instanzen „fö rdernd" ein, eignen sich die erbrach­
ten  Forschungsergebnisse an und überm itteln  die N utzungsrechte kostenlos oder zu geringem  Entgelt an die 
Industrie ; entsprechende Unterlagen w urden für die H eidelberger Hochschulinstitute Physik und Chem ie von 
streikenden Studenten M itte 1969 eingebracht und geprüft. Zu den „fre ien "  V ertragsforschungsinstituten wie 
B atelle-Institut u. a. und ihre völlige Funktionalisierung im Dienst der Industrie vgl. IK v. 26. 8. 1969.
20) Vgl. S. Leibfried, Die angepaßte U niversität, Frankfurt 1968; SDS M arburg, U niversität & K apital; „K on­
stanz: technokratische Reformhochschule" und „M ünchen: H uber-P lan", in: SDS-info 18/1969 sowie „M ilitari­
s ierte  W issenschaft", in: m arburger b lä tte r O ktober 1968.
21) W irtschaft und W issenschaft 4/1969; folgende A ngaben hieraus.
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1,873 Mrd. DM (=  100) auf 5,250 (=  280). W ährend so nach 1945 der Staat kaum 
Gelder für FE investierte, stieg sein Anteil an den gesamten Aufwendungen in 
der Folgezeit rasch an; gegenwärtig werden bereits fast 50 °/o der nationalen Ge­
samtausgaben für FE von der öffentlichen Hand aus Steuergeldern finanziert, 
„obwohl schon die Wirtschaft der größte Nutznießer von Forschungsergeb­
nissen is t" 22). Da in der mittelfristigen Finanzplanung die W issenschaftsaus­
gaben des Bundes bei weit überdurchschnittlichen Zuwachsraten bis 1972 auf 
6,5 Mrd. DM steigen sollen, wird sich dieser Trend fortsetzen, ebenso wie der 
Anteil der Privatwirtschaft am Verbrauch der aufgewandten Mittel steigen wird. 
Die bedeutende Rolle des Staates allein schon bei der Forschungsfinanzierung 
zeigt, daß das private Kapital allein nicht vermag, eine unbeschränkte und syste­
matische Entwicklung der „Produktivkraft Wissenschaft" 23) zu leisten; auch auf 
diesem Sektor wird der Staat für die beschränkten Zwecke der privaten Kapital­
verwertung und die Sicherung des gesellschaftsleitenden Profitinteresses mobi­
lisiert. Seine Aufgabe ist es nun, die der kapitalistischen W irtschaftsweise selbst 
inhärenten Grenzen einer systematischen Entwicklung wissenschaftlicher FE zu 
erweitern. W eder ist das private Kapital in der Lage, aufwendige Großforschungs­
projekte selbst langfristig vorzufinanzieren; noch entspricht das relativ hohe 
„Risiko" bzw. die erst nach längerer Zeit mögliche Verwertung der Ergebnisse 
den kurz- und mittelfristigen Profiterwartungen des Kapitals; schließlich verhin­
dert die Privatisierung von FE eine breite und intensivere Nutzung ihrer Ergeb­
nisse und führt z. B. zu einer volkswirtschaftlich sinnlosen Doppelarbeit. Da je ­
doch der technische Fortschritt „in einer kapitalistischen Wirtschaft sowohl die 
Rate der Kapitalakkumulation als auch die W achstumsrate der Produktion be­
stimmt" 24) und das Privatkapital von den kapitalentw ertenden Folgen der FE 
bew ahrt werden will, müssen die vorhandenen FE-Kapazitäten mit staatlicher 
Hilfe erw eitert und in eigene Regie genommen werden, so daß letztlich die ex­
pandierenden Kosten sozialisiert werden, während sich das Kapital immer grö­
ßere Teile des Nationaleinkommens aneignet. So formulierte Cartellieri p rä­
zise: „Vielfach werden die so zunächst von der öffentlichen Hand geförderten 
Aufgaben nach Erreichen bestimmter wissenschaftlicher Ziele oder aber der Aus­
sicht auf wirtschaftliche Nutzungsmöglichkeiten an die allgemeine Wissenschaft 
oder aber an die Wirtschaft abgegeben werden können" 25).

Kriegsforschung und Vernichtungswissenschaft in der BRD
B e g i n n  d e r  K r i e g s f o r s c h u n g u n d  R o l l e  d e r  I n d u s t r i e  
Der offiziell ausgewiesene Beginn der sogenannten „Verteidigungsforschung" 
datiert auf das Jahr 1955/56. Zwar hatten sich verschiedene Sektoren der Groß-

22) Kurt Lotz (V W -V orstandsdief, SV -V orstandsm itglied, DAtK-Mitglied) am 18. 3. 1968 vor der IHK Braun­
schweig, zit. n. W irtschaft und W issenschaft 3/1968.
23) Zur „P roduktivkrafttheorie" vgl. V. Stoljarow , Die Entwicklung der W issenschaft zur unm ittelbaren 
Produktivkraft und die m aterialistische Geschichtsauffassung, in: Deutsche Zeitschrift f. Philosophie (DtZPh) 
7/1963, S. 826 ff .: G. H arig u. H. N eels (Hg.), Die Entwicklung der W issenschaft zur unm ittelbaren P roduktiv ­
kraft, Leipzig 1963; H. Klotz u. K. Rum, ü b e r  die Produktivkraft W issenschaft, in: Einheit, 2—3/1963; E. Lassow, 
Problem e der P roduktivkrafttheorie in der Periode des um fassenden Aufbaus des Sozialismus und der technisch­
wissenschaftlichen Revolution, in: DtZPh 4/1967; J. A lbert u. G. Buchheim, Stand und A ufgaben der philosophi 
sehen Theorie der Produktivkraftentw icklung, in: DtZPh 2/1968.
24) P. O ehlke u. H.-H. Herzog, W issenschaft und Intelligenz im Spätkapitalism us, in: ad lectores 8, N euwied 
u. Berlin 1969, S. 139.
25) W. C arte llieri, Die Großforschung und der S taat (Bd. I), M ünchen 1967, S. 53; auf den V orw urf zu den
G roßforschungsanlagen, „daß sich an ih rer Finanzierung die Industrie kaum noch beteilig t, obwohl sie doch 
später m indestens von einem Teil der Forschungsarbeit die m ateriellen Früchte ernten kann", m einte S to lten ­
berg : ........W ir fordern auch fast immer von der Industrie eine m indestens SOVoige Eigenbeteiligung an diesen
Basisarbeiten. Das sind solche Entwicklungen, die, langfristig  gesehen, große Bedeutung haben, en tw eder für 
den wirtschaftlichen Fortschritt oder abcher auch für die Bewältigung öffentlicher Aufgaben . . . Bei d ieser A rt 
der Förderung erscheint es mir zw eifelhaft, ob m an wirklich eine Rückzahlung verlangen kann, weil die 
Industrie nachher das Risiko der Produktion und auch des W ettbew erbs völlig alleine träg t . . .  Ich verw eise 
darauf, daß zum Beispiel bei den m arktbezogenen Förderungsvorhaben der Luftfahrtindustrie ausdrücklich 
eine Rückzahlung dann vorgesehen ist, wenn die Produkte in die Gewinnzone kom m en"; in : E. Herzfeld, 
Großforschung in Europa, Sendung des NDR III v. 30. 5. 1969.
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industrie bereits früher mit Fragen des Aufbaus einer nach militärischen Zwek- 
ken orientierten FE beschäftigt und die objektiven Voraussetzungen für den 
W iederaufbau kriegsorientierter Konzernforschung in itiie rt26); zwar waren eben­
so in verschiedenen Industriebereichen27) und Hochschulinstituten28) Kapazi­
täten aus der Zeit der faschistischen Kriegsproduktion zusammengefaßt worden; 
die wirtschaftliche Situation hatte jedoch bis zu diesem Zeitpunkt weder den 
Aufbau einer eigenen Rüstungsindustrie noch die Finanzierung und Organisation 
des „technischen Fortschritts" über den Aufbau einer eigenen Vernichtungswis­
senschaft erfo rdert28). Als jedoch 1955 der „vorhandene P roduk tionsapparat... 
abgesehen von branchenbedingten Abweichungen voll ausgenutzt, der Arbeits­
m arkt erschöpft" 30) war, sah sich das Kapital „ausschließlich auf Produktivitäts­
steigerungen angewiesen, was wiederum die Ablösung von Erweiterungs- durch 
Rationalisierungsinvestitionen bed ing te"31). Der Übergang zur kapitalintensiven 
Akkumulation erforderte die systematische Entfaltung von Forschung und Ent­
wicklung, die über das militärische Konzept einer konventionellen M assenarmee 
mit wenig qualifizierter Rüstung der damaligen Adenauer/Blank-Regierung 
nicht zu leisten war; zudem hätte der schnelle Aufbau einer 500 000 Mann um­
fassenden Bundeswehr die W are Arbeitskraft noch mehr verknappt. Dieser 
Widerspruch zwischen Remilitarisierung und Übergang zu kapitalintensiver 
Akkumulation verschärfte sich im Jahre 1956 und kam Ende des Jahres auf der 
politischen Szenerie offen zum Ausbruch, als sich unter Führung von Jaeger/ 
Strauß die sogenannte „W ehrkoalition" vor allem aus den „M ilitärexperten" 
aller Parteien bildete und sich gegen die Regierung stellte. Die von der CSU 
neuformulierte Konzeption32) setzte sich dann allgemein durch und wurde — 
nach dem Avancement von Strauß zum Verteidigungsminister — zur Basis der 
offiziellen Politik. Die Entscheidung für die Einschränkung der Wehrpflichtzeit 
und des Personalbestandes kam den Interessen der Industrie angesichts der 
knappen Arbeitsmarktlage entgegen; mit der Neuorientierung auf eine techno­
logisch hochstehende Armee „versprach das revidierte Rüstungsprogramm der 
privaten Wirtschaft, anstatt sie mit Produktionsaufgeboten zu belasten, For- 
schungs- und Entwicklungsaufträge zu erschließen. Am Modell qualitativer 
Rüstung orientiert, entsprach es unter Vollbeschäftigungsbedingungen den Er­
wartungen der privaten Unternehmer eher als die quantitativen Rüstungspläne 
der frühen fünfziger J a h re " 33). Der Beifall der Privatindustrie für die von der 
W ehrkoalition eingeleitete forschungspolitische Integration von Remilitarisie­
rung (KriegsFE) und Produktivitätssteigerung durch technische Rationalisierung 
und Modernisierung, die zugleich längerfristig eine kontinuierliche Anhebung
*6) Vgl. H.-D. Bamberg, Ökonomie und Rem ilitarisierung, in: B lätter für deutsche und in ternationale Politik, 
8/1969; auf der 17. Sitzung der AGP am 9. 1. 1952 forderte der dam alige TH-Professor und vorm alige w issen­
schaftliche M itarbeiter in der K rupp'schen R üstungsproduktion Schenck, „unbedingt die reichen Fabrikations­
erfahrungen des Krieges w ieder zu samm eln . . . Noch leb t eine große Anzahl der H erren, die dieses w ertvolle 
Gut . . . noch kennen und Zusammentragen können. Es b irg t außerordentlich große Schätze, aus denen besonders 
die zivile Technik reichen Nutzen ziehen kann .” Auf derselben Sitzung kündigte M inisterialrat Hinsch vom 
BMWi an: „K ein Zweifel kann darüber bestehen, daß die Forschungszweige, die bis je tz t nach dem Kriege 
verboten  w aren, in Zukunft besonders gefördert w erden m üssen, wenn sie für die deutsche W irtschaft wichtig 
s ind .” 1953 wurde im BDI „d ie  Bildung eines A rbeitskreises für Rüstungsfragen im BDI und einer Anzahl von 
A rbeitsgruppen zu einem gew issen Abschluß gebracht“ (BDI-Jahresbericht 1953/4, Köln 1954, S. 164), die als 
wichtigste Aufgabe die „M itw irkung bei der Aufstellung von Programmen für wissenschaftliche und technische 
Forschung und Entwicklung“ zu erfüllen hatten  (vgl. BDI-Jahresbericht 1952/3, S. 157).
27) Insbesondere die Sektoren Maschinen- und Fahrzeugbau, Eisen-, Stahl-, Chemie- und E lektroindustrie.
28) Dies gilt vor allem für Einrichtungen der Luftfahrtforschung.
2») Zum folgenden vgl. Kurt Johannson, Vom Starfighter zum Phantom , Frankfurt 1969, u. G erhard Brandt, 
Rüstung und W irtschaft in der Bundesrepublik, W itten/Berlin 1966.
30) Brandt, a.a .O ., S. 171.
31) Brandt, a.a .O ., S. 172.
12) Vgl. Brandt, a .a .O ., S. 190.
33) Brandt, a.a .O ., S. 200. Diese „ziv ile“ Dimension w urde von Strauß später stark  hervorgehoben: „Ich sehe 
es jedoch als eine m einer Aufgaben an, das Geld der deutschen Steuerzahler für scheinbar unproduktive 
Zwecke, nämlich für Rüstungsm aterial, wenn auch notw endig im höheren Sinne des W ortes, in e iner anderen 
Dimension nutzbringend anzuwenden, denn die m oderne Hochleistungstechnik beim Schiffbau, Flugzeugbau 
und auf anderen G ebieten w ird ausstrah len“ in : FAZ v. 6. 5. 1959.
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des industriellen Produktionsniveaus und die Monopolisierung im großen Maß­
stab produzierten technischen W issens in Aussicht stellte, wird an den Jahres­
berichten des Bundesverbandes der Deutschen Industrie (BDI), die just seit 1955 
den Problemen der (auch militärischer) FE-Politik breiten Raum gaben, beson­
ders deutlich. Bereits im Bericht 1955/56 wurde die Verklammerungsfunktion der 
KriegsFE betont: „Ein weit größerer Teil der anstehenden Forschungsarbeiten 
hat aber Bedeutung nicht nur für die militärische Ausrüstung, sondern auch für 
die Wirtschaft im allgemeinen” 34); nach der Durchsetzung der neuen Konzeption 
deutet sich ein Jah r später die W endung der Industrie zu allgemeinen Fragen 
der FE-Politik an: „ . . . die Notwendigkeit, ganz allgemein der Wissenschaft eine 
bessere finanzielle Grundlage zu geben, haben den BDI veranlaßt, gemeinsam 
mit dem Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft diesen Fragen seine be­
sondere Aufmerksamkeit zu widmen. Bestimmend für diese Haltung war nicht 
zuletzt die Erkenntnis, daß die deutsche Industrie ihre Stellung auf dem W elt­
m arkt zu einem wesentlichen Teil den großen Leistungen der deutschen For­
schung verdankt und daß jeder Rückschritt auf wissenschaftlichem Gebiete auch 
Nachteile auf wirtschaftlichem Gebiet zur Folge haben m üßte"35). Es galt nun, 
„die im wirtschaftlichen Bereich bereits vorhandene Verbindung der Arbeiten 
des BDI auch auf andere Fachrichtungen auszudehnen und insbesondere die bis­
her kaum vorhandenen Beziehungen zu den Universitäten, Hochschulen und son­
stigen Forschungsstätten herzustellen” 36). In der Folgezeit wurde die Kriegs­
forschung zu einem der bedeutendsten Sektoren der westdeutschen Wissenschaft. 
A u f w e n d u n g e n  f ü r  K r i e g s f o r s c h u n g u n d  
V e r n i c h t u n g s w i s s e n s c h a f t
In den folgenden T abellen37) sind die W issenschaftsausgaben des BMVtdg. zu­
sammengefaßt und in Beziehung zu den staatlichen Gesamtausgaben bzw. den 
W issenschaftsausgaben des Bundes für die Schwerpunktprogramme gesetzt.
W isse nscha ftsausg aben  des B M V td g . 1955— 1969 in  M io . D M  u n d  in  %  d e r G esam t­
a u lw e n d u n g e n  des B undes fü r  W isse n sch a ft:

1955 1,0 0,1 1963 547,9 32,1
1956 9,0 5,2 1964 649,2 31,8
1957 31,9 9,5 1965 704,2 31,6
1958 111,2 20,5 1966 760,6 28,1
1959 155,8 24,1 1967 968,9 28,3
1960 182,9 29,7 1968 985,3 27,8
1961 381,0 35,8 1969 1070,9 26,2
1962 410,3 28,7
W isse n sch a ftsa u sg a b e n  des B undes nach S c h w e rp u n k tp ro g ra m m e n  1962— 1969 
in  M io .  D M  (A l lg .  W is s e n s c h a its fö rd e ru n g = I, A to m fo rs c h u n g = lI ,  W e ltra u m fo r -  
s c h u n g = I I I ,  K r ie g s fo rs c h u n g = IV , S tu d ie n fö rd e ru n g = V ) :

1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969
I 373,9 378,2 406,7 464,2 647,7 855,3 963,5 1068,2
II 311,9 335,4 422,3 454,6 590,7 707,2 672,9 782,9
III 10,8 50,5 141,0 143,6 177,3 268,4 295,6 351,2
IV 410,3 547,9 649,2 704,2 760,6 968,9 985,3 1070,9
V 100,1 130,2 135,7 147,5 158,8 179,3 180,5 197,7
34) BD I-Jahresberidit 1955/6, Köln 1956, S. 181.
35) BD I-Jahresberidit 1956/7, Köln 1957, S. 98.
38) B D I-Jahresberidit 1957/8, Köln 1958, S. 42.
37) Zu den folgenden A ngaben vgl. BF I—III, jew eils statistischer A nhang; W irtschaft und W issenschaft 
1—5/1969; Der Spiegel 21/1969; A ir-Force-Forsdiungsresum ee 1966; Protokoll des „H earing before the  Comitee 
on Foreign Relations United S tates S enate" v. 9. 5. 1968. In den BF I—III auch die A nteile der A usgaben für 
„V erteid igung" und W issenschaft (mit u. ohne „V erteidigungsforschung") an den G esam tausgaben der öffent­
lichen V erw altung.
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Charakteristisch für die Entwicklung des Sektors Kriegsforschung ist zunächst 
folgendes:
a) Innerhalb weniger Jahre stieg der Anteil der Aufwendungen für Kriegsfor­
schung auf rund ein Drittel der gesamten W issenschaftsausgaben des Bundes 
und auf ca. ein Sechstel der gesamten staatlichen Wissenschaftsausgaben, ü b er 
ein Fünftel der gesamten staatlichen Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
entfallen auf Kriegsforschung.

b) Zwischen 1962 und 1969 verdoppelten sich die Ausgaben für reine Kriegs­
forschung und schlugen 1969 erstmals mit über einer Mrd. DM zu Buch; nur das 
Programm Allgemeine W issenschaftsförderung nahm im selben Zeitraum mit 
knapp 700 Mio. DM absolut stärker zu. W ährend von 1962—1969 die ausschließ­
lich zivil nutzbaren Förderungsprogramme des Bundes (Allgemeine W issenschafts­
förderung, Studienförderung, Ressortforschung) einen von 48,8 %  auf 43,3 %  sin­
kenden Förderungsanteil aufwiesen, stieg der Anteil der zumindest sekundär

_ militärtechnologisch verw ertbaren Programme an den Gesamtausgaben des Bun­
des von 51,2 %  auf 56,7 %.

c) Gemessen an den entsprechenden Aufwendungen für KriegsFE in den USA 
und den westeuropäischen Ländern hinken die westdeutschen Ausgaben gemäß 
dem allgemeinen Rückstand hinterher; sie machen ca. 1,3%  des Bundeshaushalts 
aus.

d) Die Ausgaben des BMVtdg. umfassen jedoch nicht alle Gelder, die in der 
BRD Kriegsforschung ermöglichen. Von der US-Air-Force wurden 1966 19 Kriegs­
forschungsaufträge in der BRD abgewickelt, von der US-Army 1967 16 Aufträge 
für 1,545 Mio. DM in die BRD vergeben und 1969 vom Pentagon 21 Kriegsfor­
schungsaufträge für alle W affengattungen im W erte von 2,741 Mio. DM vergeben, 
wobei sich das Schwergewicht immer mehr auf die Universitäten verlagerte 
(1969 17 Aufträge für 2,56 Mio. DM). Welche Aufträge über die NATO in der 
BRD finanziert werden, ist unbekannt; sie förderte in den letzten sieben Jahren 
280 Forschungsprojekte mit ca. 21 Mio. DM, und in ihrem Programm „W issen­
schaftliche Spezialgebiete, die für die NATO von besonderer Relevanz sind", 
förderte sie mit 5,6 Mio. DM ca. 35 Forschungsvorhaben u. a. aus den militärisch 
interessanten Bereichen der M eeres- und Unternehmensforschung.

Die Analyse der Gelder stößt auf die erw arteten Schwierigkeiten. In den Haus­
haltsplänen ausgewiesen sind einzig als Schwerpunkte die „Wehrtechnische 
Forschung" und die „Wehrtechnische Entwicklung", wobei auf die Forschung 
durchgehend nur 10—15%  der aufgewandten Mittel en tfa llen38). Da nur geringe 
Beträge auf die Grundlagenforschung entfallen — während sich die Aufwendun­
gen für FE gewöhnlich wie 30:70 v erh a lten 39) —, erscheint der Schluß legitim, 
daß die militärtechnologisch bedeutsame Grundlagenforschung über die anderen 
Schwerpunktprogramme des Bundes organisiert wird: „Voraussetzung und Basis 
der zweckorientierten Forschungsansätze und Entwicklungen im Rahmen der 
wehrtechnischen Programme des Bundesministeriums der Verteidigung ist eine 
allgemeine Grundlagenforschung von hohem N iveau"40). Bereits im Bundes­
forschungsbericht I wird denn auch auf „die weitgehende Überlagerung der For­
schungsarbeiten für militärische und zivile Z iele"41) hingewiesen. Von großer 
W ichtigkeit sind dabei vor allem die neueren Schwerpunktprogramme Daten­
verarbeitung (1966 vom BMVtdg mit 4,7 Mio. DM finanziert), Neue Technolo-

38) Vgl. BF II sowie G erhard Schätzle, Forschung und Entwicklung als unternehm erische Aufgabe, Köln­
O pladen 1965, S. 128.
39) Ebenda.
40) BF I, S. 63.
41) Ebenda.
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gien und Meeresforschung (für 1969— 1973 vom BMVtdg. 89,2 Mio. DM vorge­
sehen), die sich auf anwendungsorientierte Grundlagenforschung und jene Ge­
biete konzentrieren, die etwa in den USA über die Kriegsforschung entwickelt 
wurden. Die Schwerpunktprogramme des Bundes freilich ausschließlich unter 
Kriegsforschung zu rubrizieren, verkennt den spezifischen Charakter der west­
deutschen Forschungspolitik (s.u.).

L e n k u n g s o r g a n e  d e r  V e r n i c h t u n g s  w i s s e n s c h a f t

Mit der Einrichtung der Abteilung T (Wehrtechnik) im BMVtdg., die vor allem 
dem Drängen der Rüstungsindustrie und der Rüstungstechnokraten der Parteien 
zu verdanken war, war die Clearingstelle für die wehrtechnischen Wünsche der 
Militärs und der Kriegsindustrie geschaffen worden. In der Abteilung T und den 
ihr nachgeordneten Dienststellen sind „zusammengefaßt alle Arbeitsgebiete der 
naturwissenschaftlichen Forschung und der technischen Entwicklung. Die Ent­
wicklung ist unterteilt in die großen Arbeitsgebiete der Heerestechnik, der Luft­
waffentechnik und der Marinetechnik" 42). Die Kriegsforscher bilden im BMVtdg. 
„die größte Abteilung mit einem Personal, das dem eines normalen Ministeriums 
entspricht: etwa 25 W issenschaftler und rund 200 Ingenieure und Techniker" 43). 
Zusammen mit der Abteilung „Verteidigungswirtschaft" arbeitet die Abteilung T 
mit den militärischen Führungsstäben die „Militärischen Forderungen an das 
M aterial" aus und übergibt die ausgearbeiteten Aufgabenstellungen an das dem 
BMVtdg. nachgeordnete „Bundesamt für W ehrtechnik und Beschaffung" 
(BWB)44). Diese „straffe Zusammenfassung der Forschung, Entwicklung und Pro­
duktion aller drei Teilstreitkräfte in einer Hauptabteilung und in dem nachge­
ordneten Oberamt", dem BWB, verschaffte der westdeutschen Kriegsorganisa­
tion einen „schon in der alten Wehrmacht angestrebten Vorteil" 45) gegenüber 
den westlichen Staaten, die vor allem die „Partnerschaft zwischen Verteidi­
gung und Industrie" 46) erleichterte.
Das BMVtdg. und das BWB bilden das Zentrum der staatlichen KriegsFE. 
Von ihnen gehen formelle und informelle Verbindungen aus: a) zu einzelnen 
M inisterien, b) zu verschiedensten W issenschaftsorganisationen, c) zur Rüstungs­
industrie, d) zu verschiedenen Gruppen des militärisch-industriellen Komplexes 
der BRD und e) zur NATO. Da nach dem BWB-Präsidenten „in großem Um­
fange M ittel aus Entwicklungsaufgaben der Wehrtechnik der projektorientier­
ten Forschung zugute” 47) kämen und diese zum Teil eine zumindest poten­
tielle militärische Bedeutung durch entsprechende Grundlagenforschung besitzt, 
müssen dieVorhaben der Kriegsforschung bereits frühzeitig auf ministerieller 
Ebene mit den anderen Projektbereichen abgestimmt werden. „Obwohl das V er­
teidigungsministerium seine Forschungsverträge selbst abschließt ünd nicht eine 
allgemeine Forschungsförderung betreibt, besteht eine gute Koordinierung der 
Aufgaben mit den anderen Bereichen der Bundesregierung" 48). Sie findet for­
mell statt im von allen M inisterien besetzten „W issenschaftskabinett"; „Intermini­
sterielle Ausschüsse sorgen außerdem für eine laufende Koordinierung in den 
verschiedenen Gremien. Ganz besonders eng und wichtig ist die Zusammenarbeit 
zwischen den Abteilungen des Bundesministers für wissenschaftliche Forschung

*2) W ehrtechnische M onatshefte 2/1964, S. 65/66.
45) Jupiter-Film  GmbH (Hg.), Sprechtext: „W ehrforschung — Streng geheim ?“ , 8. 11. 1968, Teil I, Vom Faust­
heil zur K ernenergie.
4«) Das BWB umfaßt ca. 4500 A ngestellte  und M itarbeiter und vergib t jährlich Beschaffungs- und Entwicklungs­
v erträge  in Höhe von 6—7 Mrd. DM; zum BWB vgl. W ehrtechnische M onatshefte 8/1966, S. 329 ff. u. Jahrbuch 
der W ehrtechnik 1966, Darm stadt 1966, S. 198 ff.
45) W ehrtechnische M onatshefte 1/1967, S. 6.
4#) T. Benecke (ehern. Leiter der Abt. T), Die Auftragsforschung im Rahmen der W ehrtechnik, Sendung DLF 
v. 7. 8. 1969.
47) Ebenda.
48) Ebenda.
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und der Abteilung W ehrtechnik" 49) des BMVtdg. W ie sich aus der Aufgaben­
stellung der einzelnen Unterabteilungen und Referate des BMwF ergibt, ist nahe­
zu das gesamte BMwF auf den verschiedensten Teilgebieten von der Aktivität 
des BMVtdg. direkt betroffen50). Daneben stimmt sich das BMVtdg. mit den ent­
sprechenden Ressorts der anderen Bundesministerien laufend ab: „Die Referen­
ten für Forschung in den einzelnen Ressorts stehen in enger Verbindung" 51). 
Diese enge Kooperation — 1969 verw alteten BMwF und BMVtdg. 77,9 °/o der 
W issenschaftsausgaben des Bundes — ist als Versuch zu werten, die Zersplitte­
rung der Forschungspolitik bis hinein in die 60er Jahre aufzuheben; gleichzeitig 
wird darin die wachsende Einflußnahme der beteiligten Privatindustrien deut­
lich, die hinter den einzelnen Schwerpunktprogrammen stehen und seit gerau­
mer Zeit nach „straffer Koordinierung der vielen Organisationen . . . ,  die sich mit 
Forschung und Entwicklung beschäftigen", ru fen 52).
Die Kontakte zu nachgeordenten wissenschaftspolitischen Lenkungsgremien 
sollte neben der „beim Ministerium gebildeten Gruppe von 25 Fachexperten" 53) 
vor allem der 1964 gebildete „Gesprächskreis Wissenschaft und Verteidigung" 
halten, der außerdem noch die verschiedenen „Möglichkeiten der Abstimmung 
und Koordinierung schwerpunktmäßiger Förderungsprogramme und -methoden 
zwischen allgemeiner Wissenschaft und Verteidigung" 54) klären sollte. Ein Jahr 
nach seiner Konstituierung hatte er jedoch erst ein- bis zweimal getagt. Formell 
vertreten ist das BMVtdg. im Wissenschaftsrat, in dem es seine Wünsche offen­
sichtlich durchsetzen konnte: Im April 1965 forderte der W issenschaftsrat: „Bei 
der Bestimmung von Förderungsschwerpunkten sollte daher durch interm iniste­
rielle Abstimmung und auf sonstige W eise sichergestellt werden, daß die Be­
lange der Verteidigung berücksichtigt werden" 53). Nachdem das BMVtdg. dem 
W issenschaftsrat eine Liste jener Bereiche überreicht hatte, die nach seiner M ei­
nung vordringlich gefördert werden sollten, tauchten in den Empfehlungen des 
W issenschaftsrats zur Bildung von Forschungsschwerpunkten (Sonderforschungs­
bereiche) zahlreiche Projekte auf, die militärisch interessant s in d 56). Die Kontakte 
zum W issenschaftsrat werden ergänzt durch die Beziehungen zur Deutschen For­
schungsgemeinschaft (DFG) und derem wichtigsten Fachausschuß für „Angewandte 
Forschung", der Empfehlungen und Denkschriften als „zuverlässige Unterlage" 
für die Wirtschaft, den W issenschaftsrat und den Bund herstellt und die DFG bei 
der Bildung von Schwerpunkten berät. Sieben der 26 M itglieder des Ausschusses 
sind Konzernlobbyisten — darunter mindestens drei, die Kriegsforschung betrei­
ben —, w eitere M itglieder sind der Leiter der Abteilung W ehrtechnik des 
BMVtdg. und der Präsident der vom BMVtdg. kontrollierten Fraunhofer-Gesell­
schaft 57).
40) Ebenda.
50) z . B. arbeiten  die U nterabteilungen „Luft und Raum“ der Abt. T des BMVtdg. und „G elenkte F lugkörper” 
des BWB eng zusammen m it der Abt. IV des BMwF „W eltraum forschung; Luftfahrtforschung” un ter dem 
ehem aligen M itarbeiter der Abt. T. M ayer; in dem 1966 gebildeten interm inisteriellen  Ausschuß „K oordinie­
rungsausschuß Luft- und R aum fahrtindustrie" is t neben dem BMwF, dem BMWi und dem Finanzm inisterium  
auch das BMVtdg. ve rtre ten ; auch in den „B eratungsgrem ien” des BMwF — etw a den Kommissionen für 
W eltraum forschung und O zeanographie — haben BWB bzw. Abt. T einen Sitz.
51) Benecke, a.a.O .
52) BDI-Jahresbericht 1958/9, S. 254.
53) G. S toltenberg am 10. 2. 1966 auf eine Große Anfrage im Bundestag, zit. n. W ehrtechnische M onatshefte 
4/1966, S. 134.
54) BF I, S. 63.
55) W issenschaftsrat, Em pfehlungen des W issenschaftsrates zum A usbau der w issenschaftlichen Einrichtungen, 
Teil III Forschungseinrichtungen, Band 1, Bonn 1965, S. 84. Dem WR lag zudem eine enge Kooperation zwischen 
BMVtdg. und w issenschaftspolitischen G rem ien am H erzen: „A uf seiten des V erteidigungsm inisterium s ist 
eine s tärkere  Zusam m enarbeit m it den zentralen  w issenschaftlichen O rganisationen notw endig. Für die gezielte 
Förderung der Grundlagenforschung w äre es z. B. zweckmäßig, w enn eine Abstimmung m it den Schwerpunkt­
program m en der Deutschen Forschungsgemeinschaft erfolgte, die sich zum Teil m it den für die V erteid igungs­
forschung besonders in teressan ten  G ebieten decken” (S. 84/85).
56) Vgl. W issenschaftsrat, Verzeichnis 1968 im Sinne der V erfahrensordnung für die Einrichtung und Finan­
zierung von Sonderforschungsbereichen, Bonn 1968, S. 5 u. 19 ff., sowie Hochschuldienst 2/1967.
57) Vgl. DFG-M itteilungen, Septem ber 1969, Einlage.
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Die Besetzung wissenschaftspolitischer Organe — betroffen ist auch die vorgeb­
lich nur mit zivilen Aufgaben beschäftigte Max-Planck-Gesellschaft58) — soll 
auch ein direktes Hineinregieren in die personelle Besetzung der Institute er­
möglichen, um auf jeden Fall die Verwertungschancen ziviler FE-Ergebnisse für 
militärische Zwecke zu garantieren 59).

Kaum zu fixieren dagegen ist die Kooperation des BMVtdg. mit der beteiligten 
Kriegsindustrie. Zu Beginn der Remilitarisierung forderten BDI und Strauß die 
Bildung von „Verteidigungsbeiräten", die von BDI- und DFG-Vertretern besetzt 
sein und das BMVtdg. bzw. den Bundesverteidgungsrat in Fragen der Kriegs­
forschung beraten sollten. Statt dessen wurden dann jedoch sogar die Arbeits­
gruppen des Verteidigungswirtschaftlichen Ausschusses des BDI direkt in die 
Arbeit des BMVtdg. eingeschaltet: „Die M ehrheit dieser über 100 Arbeitsgrup­
pen und Untergruppen ist je nach den Gegebenheiten bereits mehr oder weni­
ger stark eingeschaltet worden und hat fruchtbare Arbeit ge le is te t. . .  Im allge­
meinen läßt sich sagen, daß die Zusammenarbeit gut ist, weil die Sachbearbeiter 
erkannt haben, daß es für sie nur von Vorteil sein kann, sich des Sachverstandes 
der Industrie in möglichst großem Umfang zu bedienen“ 60). Ergänzend war es 
dem BDI gelungen, die „enge Zusammenarbeit der Industrie mit den Behörden 
in der Forschung, in der Entwicklung und in der Fertigung" 61) auf seine A r­
beitsgruppen zu konzentrieren und Direktbeziehungen auf Firmenebene zuneh­
mend auszuschalten. Neben dem BDI haben vor allem die Verbände der betei­
ligten Industriezweige eigene Ausschüsse und Beiräte geb ildet62), die direkt 
oder über Kommissionen mit dem BMVtdg. und dem BMwF kooperieren. Die 
Gründung zentraler Forschungsmanagements der Rüstungsforschung der größten 
beteiligten Konzerne in den letzten drei Jahren erleichterte die Interessenreali­
sierung der großen Konzerne; zur Durchführung komplexer Großprojekte w ur­
den — ausgehend von der Rüstungsindustrie — in den letzten zwei Jahren von 
Industrie, BMVtdg. und BMwF Empfehlungen für ein einheitliches Projekt­
management entwickelt, die u. a. vorsehen, „ein starkes und potentes Auftrag­
gebermanagement in Projektleitungsgesellschaften außerhalb der Ministerien 
zusammenzufassen, die die einzelnen Projekte verantwortlich steuern und über­
wachen sollen" und dem ein entsprechendes Auftragnehmermanagement gegen­
über s te h t63), denen als kombiniertem Forschungsmanagement die „Regelung 
der funktionalen Beziehungen zwischen allen an der Abwicklung eines Großpro­
jektes beteiligten Stellen" 64) obliegt und in denen die (teilweise bereits aufge­
bauten) privaten und staatlichen Forschungsmanagements verschmelzen sollen. 
Die Einrichtung eines Sonderforschungsbereichs „Unternehmensforschung" an 
der Universität Bonn und die Errichtung eines „M anagement-Instituts" für die 
„Forschungsführung", die vom BMwF betrieben w ird 65), sollen die „Lücke" auf

58) Vgl. u. a. BF I, S. 64; zwischen FhG- und M P-Instituten besteh t z. T. Personalunion. Das BMVtdg. steh t 
auch in „einem  ständigen G edankenaustausch" m it der K ultusm inisterkonferenz und ha t zum Zweck der 
„Förderung der Zusam m enarbeit zwischen Bundeswehr und Einrichtungen für W issenschaft und Bildung" eine 
K ontaktkom m ission zwischen beiden Institu tionen gebildet. Inform elle Beziehungen un terhält das BMVtdg. auch 
zur W estdeutschen Rektorenkonferenz, vgl. 5. Deutscher Bundestag, 203. Sitzung v. 6. 12. 1968, Anlage 5, 
S. 10 999.
50) Benecke w eist darauf hin, daß das BMVtdg. „bei der personellen  Besetzung der Forschungsinstitute, die 
besonders mit wehrtechnischen Forschungsaufgaben versehen sind, eine enge K oordinierung mit den W issen ­
schaftsorganisationen herstellt. Um die V erklam m erung ziviler und m ilitärischer Vernichtungswissenschaft 
le isten  zu können, sind die „Beratungsgrem ien oder B eirä te" d ieser Institu te  „in  großem Umfang mit W issen ­
schaftlern aus anderen  Bereichen besetzt. Dadurch, daß in den Institu ten  auch Diplom anden und D oktoranden 
beschäftigt w erden, is t ein enger K ontakt m it den Hochschulen und ein W eitergeben w issenschaftlicher 
Erkenntnisse gew ährle iste t.”
00) BDI-Jahresbericfat 1962, Köln 1963, S. 158.
01) Ebenda.
02) Vgl. W issenschaft im Klassenkam pf, S. 187 ff.
63) IK v. 20. 5. 1969; vgl. auch Johannson, a.a.O ., S. 73 ff., 85 ff.
04) IK v. 20. 5. 1969.
05) P ressedienst des BMwF, 23/1968.
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dem Gebiet des Forschungsmanagements beseitigen helfen und die Bildung staats­
monopolistischer Forschungsmanagements, in denen Angewandte Forscher, 
Staats- und Konzernvertreter integriert sind, vorantreiben.

Eine wichtige Vermittlungsrolle spielen schließlich die „Arbeitsgemeinschaft für 
Wehrforschung" und die „Arbeitsgemeinschaft für W ehrtechnik" (seit 1967 
„Deutsche Gesellschaft für Wehrtechnik"). In der 1956 gegründeten DGW 66) 
bildete sich eine Organisation „aus Angehörigen der ehemaligen Waffenämter, 
aus aktiven Soldaten und Ingenieuren der Bundeswehr, aus maßgeblichen Ange­
hörigen der Industrie, wissenschaftlicher Institutionen sowie freier Berufe" °7), 
die sich „als uneigennütziger M ittler zwischen Bundeswehr, Wirtschaft und W is­
senschaft" 68) verstand. Die in ihr zusammengeschlossenen V ertreter der Rüstungs­
konzerne, des BDI, des BMVtdg. der „freien" und universitären Vernichtungs­
wissenschaft stammen vorwiegend aus der faschistischen Kriegswirtschaft6#); 
sie organisieren Erfahrungsaustausche und militärtechnologischem und rüstungs- 
politsichem Gebiet und betreiben — zum Teil durch Zusammenarbeit mit faschi­
stischen S taa ten70) — eine Konzeption „qualifizierter", technisch hochent­
wickelter Rüstung. Besondere Verdienste hat sich die DGW um die Besetzung 
von Universitätslehrstühlen mit entsprechenden Professoren erw orben71). Ein 
weiteres Zentrum der Wehrforschung ist die „Arbeitsgemeinschaft für W ehr­
forschung", die sich auf die Koordination der — vor allem geisteswissenschaft­
lichen — Militärforschung konzentriert und entsprechende Arbeiten in itiie rt72). 
Beide Institutionen fungieren für die technokratischen M ilitärs und ihre Partei 
g än g er73) als Resonanzboden militärpolitischer Konzeptionen und versuchen 
neuerdings verstärkt, die Ausbildung wehrtechnischer Kader zu fördern und zu 
s teu ern 74).

Z e n t r e n  d e r  V e r n i c h t u n g s w i s s e n s c h a f t

W eder die Industrie noch das M ilitär geben Auskunft über die Stellen, die För­
derungsgelder verbrauchen. Bei der Analyse der verbrauchenden Stellen ist man 
also weitgehend auf Spekulation angewiesen.

Die Ausgaben des BMVtdg. für KriegsFE verteilen sich auf die Industrie, „freie" 
Forschungsstätten und Hochschulen. Nach Angaben des W issenschaftsrates ver­
teilten sich die Gelder für reine Kriegsforschung (also ohne Entwicklung und Er­
probung) 1963 (=  56,25 Mio. DM) „etwa so, daß auf Hochschulinstitute 26% , For­
schungsinstitute außerhalb der Hochschulen 30 °/o und die Industrie 43 % der Mit­
tel en tfie len"75). Laut Bundesforschungsbericht I sollen im selben Jahr ca. 
17,5 Mio. DM in die Hochschulen geflossen sein — immerhin ca. 2,4 Mio. DM mehr 
als nach dem Schlüssel des W issenschaftsrates 70). überträg t man den Schlüssel 
des W issenschaftsrates als einzige ausgewiesene Angabe auf die folgenden 
Jahre, so wären die Gelder für universitäre Kriegsforschung von ca. 14 Mio. DM 
(1962) über 18,8 Mio. DM (1964) und 28 Mio. DM (1966) auf 40,8 Mio. DM (1969)
66) Vgl. W . Hübner, Die „G esellschaft für W ehrkunde" — ihre Rolle im System  der M ilitarisierung W est­
deutschlands, Diss. Leipzig 1964.
67) W ehrtechnische M onatshefte 5—6/1967, S. 199.
68) So das Grußw ort G erhard Schröders zur 10-Jahres-Tagung, ebenda, S. 178.
69) Nachweise in W ehrtechnische M onatshefte, 1953 ff .; die le itenden K ader der Abt. T bzw. Rüstung des 
BMVtdg. w aren fast auch immer führende V ertre te r der DGW; Einzelbeziehungen bestanden u. a. zu Diehl, 
Rheinm etall, W asag-Chem ie, Henschel, WMF, Bölkow.
70) Vgl. etw a W ehrtechnische M onatshefte 10/1966 u. 1/1967.
71) Vor allem an der TH Aachen, der TH K arlsruhe und der TH München.
72) Beide V ereinigungen führen regelm äßige Konferenzen durch; vo r allem die politisch-program m atischen 
Referate w erden nicht veröffentlicht und haben „vertraulichen C harak ter".
73) Vgl. W ehrtechnische M onatshefte 6/1964 u. 5—6/1967.
74) Dazu wurde die von Industrie und BMVtdg. finanzierte und der DGW m itbegründete „Carl-Cranz-Gesell- 
schaft" konstitu iert, die von 1963 bis 1968 über N avigation, E lektronik und Flugführung 39 K urse abhielt, die 
von 736 W ehringenieuren  und -technikern besucht wurden.75) W R-Empfehlungen zum Ausbau, S. 86.
76) BF I, S. 63.
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gestiegen. Auf die Industrie entfielen danach 1969 rd. 70 Mio. DM und auf die 
„freien" Forschungsstätten rd. 47 Mio. DM. Auf der anderen Seite entfallen von 
den Ausgaben des BMVtdg. für „wehrtechnische Entwicklung und Erprobung" ca. 
90 °/o auf die Industrie, so daß in die Hochschulen — exakte Angaben liegen nicht 
vor — zwischen 20 und 50 Mio. DM fließen dürften. Nicht festzustellen sind 
die auf beiden Sektoren durch Vertragsforschung von der Rüstungsindustrie an 
die Hochschulen weitergegebenen Auftragsgelder; die untere Grenze dürfte bei 
ca. 20 Mio. DM liegen, die obere ist Objekt der Spekulation. Ebenfalls nicht zu 
fixieren ist der Anteil jener über die Schwerpunktprogramme geförderten For­
schungsvorhaben an den Hochschulen, die militärtechnologisches Grundlagen­
wissen liefern, aber nicht vom BMVtdg. finanziert werden; besonders wichtig 
wären hier die Luft- und Raumfahrtforschung 77) und die Programme EDV und 
Meeresforschung. Die Vermutung, daß gegenwärtig mindestens 100 Mio. DM 
an Kriegsforschungsgeldern in die Hochschulen fließen, dürfte realistisch sein.

In d u s tr ie l le  K r ie g s fo rs c h u n g

Das wichtigste Zentrum der organisierten Entfaltung und Verwertung vor allem 
militärtechnologischer Vernichtungswissenschaft ist die Industrie. „Knapp 
1 Mrd. DM, also 27 bis 28 %> der gesamten W issenschaftsausgaben des Bundes, flös­
sen sowohl 1967 als auch 1968 der Wirtschaft zu. Dabei handelt es sich vor allem 
um wehrtechnische Entwicklungsarbeiten (über 70°/o)"78). Nach dem Bundes­
forschungsgericht III entfielen von den 724,9 Mio. DM, die das BMVtdg. 1967 
für wehrtechnische Vorhaben an die Industrie zahlte, auf die Wirtschaftszweige 
Chemie/M ineralölverarbeitung 24,5 Mio. DM, Stahl-, Maschinen-, Fahrzeug­
bau, Gießerei, Stahlverformung 471,2 Mio. und Elektrotechnik, Feinmechanik, Op­
tik usw. 166,7 Mio. DM. Nach den Bundesforschungsgerichten I—III ist kaum ein 
bedeutender Industriezweig von den Aufträgen des BMVtdg. ausgeschlossen.
Die Einschaltung der Industrie in die Remilitarisierung und damit der Aufbau einer 
industriellen KriegsFE waren in m ehreren Phasen vor sich gegangen. Einigkeit 
darüber, „daß auch unsere Industrie, die einst auf vielen Gebieten der For­
schung und Entwicklung führend war, wieder in verstärktem  Ausmaß eigene Ent­
wicklungen durchführen muß" 70), bestand freilich von Beginn an. W ährend bis 
1958/59 zunächst noch „in Einzelfällen dort, wo noch traditionelles Können und 
W issen erhalten geblieben w aren“, KriegsFE-Aufträge vergeben wurden, setzte 
die KriegsFE „insbesondere bei den Industriezweigen relativ frühzeitig ein, die 
ohnehin aus ihrer wirtschaftlichen Betätigung wieder zur Spitze des Standes der 
Technik vorgerückt waren" 80). Bereits in dieser Anfangsphase zeigte es sich, 
daß die KriegsFE vor allem forschungsintensiven und kapitalkräftigen Konzer­
nen zugute kam, die ihren M arktvorteil so durch staatliche Finanzierung stär­
ken und ausbauen konnten. Von 1956—1959 vergab das BMVtdg. rund 250 For­
schungsaufträge im W erte von 36 Mio. DM und 2500 Entwicklungsaufträge — 
vorrangig an die Industrie — für 228 Mio. D M 81), Anfang der 60er Jahre be­
gann die Phase des Nachbaus ausländischer Waffen(systeme) und erster größerer 
eigener Entwicklungsvorhaben; der BDI vermerkte 1962: die Industrie hat „For­
schungsstätten in erheblichem Umfang für wehrtechnische Zwecke eingesetzt. . .  
Teile ihrer Forschungs- und Entwicklungskpazitäten den staatlichen Stellen zur 
Verfügung gestellt und eine Reihe von bedeutsamen Vorhaben durchgeführt" 82).
77) Das BMwF investierte  für Luft- und Raum fahrtforschung an den U niversitäten  und Hochschulen von 1962—69 
46,8 Mio. DM, vgl. Pressedienst des BMwF 17/1969.
78) BF III, S. 155/6.
79) B D I-Jahresberidit 1958/9, S. 254.
80) Kai-Uwe v. H assel, E inordnung der deutschen wehrtechnischen Forschung und Entwicklung in das Bündnis, 
in: W ehrtechnische M onatshefte 11/1965, S. 448.
81) B D I-Jahresberidit 1958/9, S. 254.
82) BDI-Jahresbericht 1962, S. 159.
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Durch die staatlichen Aufträge wurden ganze FE-Abteilungen aufgebaut und 
neue Industriesektoren begründet: „Einzelne Herstellergruppen, wie z. B. die 
Luftfahrtindustrie, die Pulver- und Munitionshersteller, sind überwiegend in 
ihren Kapazitäten durch Bundeswehraufträge in Anspruch genommen — ja, zum 
Teil verdanken sie ihre Existenz der Notwendigkeit, den Bedarf der Bundes­
wehr zu decken, und sie können diese Existenz nur so lange aufrechterhalten, 
wie die Bundeswehr ihnen Aufträge e rte ilt"83). Vor allem Anfang der 60er 
Jahre baute die Kriegsindustrie ihre Kapazitäten massiv aus: man „hatte die 
Jahre des Lizenznadibaus genutzt, um sein wissenschaftlich-technisches Potential 
in ausgewählten Bereichen auf moderne Waffensysteme zu konzentrieren" 84). 
Gemeinschaftsentwicklungen innerhalb der NATO sollten das ausländische W is­
sen importieren. W ährend von 1959—1962 noch fast 80%  der gesamten Entwick­
lungsausgaben des BMVtdg. in die Luftfahrtindustrie und in die mit ihr koope­
rierenden Industrien geflossen waren, wurden in der Folgezeit nun auch die Sek­
toren Marinetechnik, Maschinen- und Fahrzeugbau, Lenkwaffen und Munitions­
entwicklung stärker berücksichtigt. 1966 konnte der BDI befriedigt feststellen: 
„Heute ist die Erkenntnis, daß Forschung und Entwicklung eine der Existenzfra­
gen unseres Volkes schlechthin sind, daß die Wehrforschung dabei als Schritt­
macher eine besondere Rolle spielt und daß man bei ihrer Vernachlässigung 
wichtige nationale Interessen aufs Spiel setzt, allgem ein"85). So waren denn 
auch 1964 insgesamt ca. 60 Industriefirmen mit Vernichtungswissenschaft be­
schäftigt; die vom BMVtdg. und BMWi stark geförderten Konzentrationspro­
zesse in der Rüstungsindustrie in den letzten zwei bis vier Jahren übereigneten 
die entsprechenden Kapazitäten in die Hände weniger Großkonzerne, deren FE 
nun massiv vom BMVtdg. finanziert werden. Genau diese Konzerne (vor allem 
der Luft- und Raumfahrtindustrie, der Atom-, Chemie- und Elektronikbranche) 
haben auch in diesem Zeitraum a) eigene Kapazitäten im Ausland (USA!) aufge­
baut und b) durch Beteiligungen und Aufkauf die Kooperation mit den US- 
amerikanischen Rüstungsgiganten beschleunigt, um ihre eigene Vernichtungs­
forschung auszubauen86). Die nachdrückliche Zusammenarbeit mit der praxis­
bew ährten amerikanischen Vernichtungswissenschaft wird dabei vom BMVtdg. 
unterstützt und zum Teil o rganisiert87).

„F r e ie "  K r ie g s fo rs c h u n g

Unter den ca. 75 „freien" Forschungsstätten, mit denen das BMVtdg. zusammen­
arbeitet, spielen die Institute der Fraunhofer-Gesellschaft eine zentrale Rolle. 
Die Fraunhofer-Gesellschaft fungiert seit Beginn der Remilitarisierung als ge­
tarnte Vermittlungs- und Koordinationsstelle zwischen den drei Zentren der 
Vernichtungswissenschaft Industrie, Hochschule und „freie” Forschung; daneben 
w ar ihre Aufgabe die Förderung und Organisation der angewandten Forschung.

83) E. Bolck (Direktor beim BWB), Die B ereitstellung von Rüstungsm aterial, in: Jahrbuch der W ehrtechnik, 
1966, a .a.O ., S. 199.
84) K. Engelhardt, Das rüstungswirtschaftliche Komplott Bonn-W ashington, in: DWI-Berichte 7/1969, S. 11.
85) BDI-Jahresbericht 1966, S. 184.
88) Vgl. H. Klingemann, W irtschaftliche und soziale Problem e der Auf- und A brüstung, ln : Beiträge zur 
M ilitärsoziologie, Sonderheft 12/1968 der Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, S. 239 ff. 
Engelhardt, a.a .O ., H. Fiedler, Das staatsm onopolistische regu lierte  Rüstungspotential des w estdeutschen 
Im perialism us auf dem G ebiet der Raketentechnik, in: DWI-Berichte 7/1968, S. 2 ff. und eine aktualisierte  
Fassung in: E inheit 6/1969, S. 707 ff.; H .-J. Hauß, Luftrüstung und Luftfahrtindustrie, in : DVZ v. 7. 3. 1969; 
J . Huffschmid, Die Politik des K apitals, Frankfurt 1969, S. 46 ff.
87) Nach „W ehr und W irtschaft" 2/1967, S. 114, bestehen zwischen der USA und der BRD ca. 115 Abkommen 
„über den Austausch von technischen Erkenntnissen, nach denen die USA technische Daten auf dem G ebiet der 
W ehrtechnik an die Bundesrepublik lie fe rt" . M it dem Pentagon ha t Bonn verschiedene Abkommen geschlossen, 
durch die ,,1) eine e in jährige Ausbildung von b isher über 100 jungen technischen W issenschaftlern bei Insti­
tu ten  und industriellen  Forschungseinrichtungen der USA ermöglicht wurde, 2) ein Austausch von erfahrenen 
W issenschaftlern rea lis iert wurde, 3) eine Gruppe von Fachleuten auf dem G ebiet des O perations Research für 
drei Jah re  nach Deutschland verpflichtet worden is t" , G. S toltenberg am 10. 2. 1966 in der 19. Sitzung des 
5. Dt. Bundestages auf eine Große Anfrage, zit. n. W ehrtechnische M onatshefte 4/1966, S. 135.
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Sie umfaßt insgesamt 14 Institute, von denen allein fünf vom BMVtdg. initiiert 
und überwiegend finanziert werden 88).

Verschiedene Veröffentlichungen weisen die Fraunhofer-Gesellschaft als das 
Zentrum der westdeutschen B&C-FKriegsforschung aus, in dem eigene Vor­
haben durchgeführt oder zusammen mit der Abteilung T II (4) des BMVtdg. 
(und zum Teil verschiedenen Industriekonzernen) die universitäre B&C-Kriegs- 
forschung organisiert wird, die sich nach den bisherigen Ermittlungen auf 18 Hoch­
schulinstitute v e r te ilt89). W ährend also die Fraunhofer-Gesellschaft nach dem 
Bundesforschungsbericht I ausschließlich Verwaltungsaufgaben im Rahmen des 
BMVtdg.-Programms erfülle, ist sie tatsächlich jene Organisation, über die ein 
Großteil der Kriegsforschungsaufträge des BMVtdg. abgewickelt und mit den 
Wünschen der in ihren leitenden Organen sitzenden Kriegsindustrie noch einmal 
abgestimmt w ird 90). Die Fraunhofer-Gesellschaft umfaßt gegenwärtig rund 
400 Mitglieder, darunter Vs Förder- bzw. Firmenmitglieder; da die Hälfte der 
Vorstandsmitglieder der Industrie angehören soll und der den Vorstand w äh­
lende Senat von der Kriegsindustrie kontrolliert wird, braucht die W illensbil­
dung innerhalb dieser Gesellschaft nicht weiter diskutiert zu werden. Der Etat der 
Fraunhofer-Gesellschaft stieg seit 1956 scharf an; von 0,6 Mio. DM (1956) stieg 
er über 13 Mio. DM (I960; davon 5,5 Mio. DM für die eigenen Institute), 31 Mio. 
im Jahre 1964 (16 Mio. DM) und 51,3 Mio. DM im Jahre 1968 (27,3 Mio. DM) 
auf derzeit 55 Mio. DM (31 Mio. DM); die wachsenden Etatmittel zeigen, mit 
welch beängstigender Geschwindigkeit und Reibungslosigkeit die M ilitarisierung 
der Hochschulforschung vor sich ging: die Mittel für die universitäre Vernichtungs­
wissenschaft stiegen von 1958—1969 um über 500 °/o.

Neben zahlreichen w eiteren „freien" Forschungsinstituten01) sind die Institute 
für militärische Luftfahrtforschung noch von hervorragender Bedeutung. So be­
teiligte sich das BMVtdg. mit rund 35 Mio. DM an der Grundfinanzierung der 
rund 40 Institute der „Deutschen Gesellschaft für Flugwissenschaften", von denen 
mindestens 30 in das FE-Programm des BMVtdg. miteinbezogen sind. Unter den 
bis 1968 in dem Dachverband DGF zusammengeschlossenen drei großen w est­
deutschen Forschungsanstalten AVA, DFL, DVL spielte die DVL für das BMVtdg. 
die wichtigste Rolle: sie wurde von 1960— 1966 mit 190,5 Mio. DM gefördert. Ana­
log zu den Konzentrationsbewegungen in der Luft- und Raumfahrtindustrie 
schlossen sich in den letzten Jahren auch die zivilen und militärischen Sektoren 
der Luft- und Raumfahrtforschung zu einheitlichen Blöcken zusammen und bau­
ten die Beziehungen zur Hochschulforschung aus °2).

U n iv e rs itä re  K r ie g s fo rs c h u n g

Gemessen an den Gesamtkapazitäten spielt die unversitäre KriegsFE offenbar 
die geringste Rolle. Gleichwohl hält hier der Deckmantel des Schweigens be­
sonders dicht. Die M ilitarisierung der Universitätswissenschaften, die sich laut 
BMVtdg. oder BMwF in aller Öffentlichkeit abgespielt habe, kann derzeit offen­
sichtlich nur durch „rechtsbrecherische'‘ Handlungen aufgedeckt w erd en 9*). Die

88) Vgl. W R-Empfehlungen, Ausbau, Band 2, S. 198 ff., FhG (Hg.), FhG 1949—1969, Ein Rechenschaftsbericht, 
München 1969, sowie SDS-Info 13—14/1969.
8®) Vgl. Umfrage bei Giftmischern, in : K onkret 21, 23, 26/1969; Berliner E xtradienst 60/1969; B lätter für 
deutsche und in ternationale  Politik 4/1969 (hier P resseerk lärung P etras '), Robin C larke, Stumme W affen, W ien­
H am burg 1969: Basisgruppe Biologie: B lausäure, in : m arburger b lä tte r, Jun i 1969; Projektgruppe V erw ertung: 
Chemische und Biologische W affen oder die reziproke M edizin, Tübingen 1969.
®0) Die personelle Besetzung in: FhG, 20 Jah re , a.a .O ., S. 33 ff.
®l) Vgl. BF I, S. 64, und W R-Empfehlungen, Ausbau, Bd. 2 a.a.O .
®*) Vgl. Pressedienst des BMwF 1, 13, 19/1968 u. 7/1969: F iedler, a.a.O .
®S) Vgl. Konkret 21/1969.



Behauptung, daß an die Hochschulen nur öffentliche Aufträge vergeben würden, 
dürfte inzwischen ausreichend widerlegt sein 94).

Nach mehrfachen Angaben des BMVtdg. und des BMwF arbeiten zwischen 100 
und 120 Hochschulinstitute für das BMVtdg.; die stete Zunahme des Etats der 
Fraunhofer-Gesellschaft und des BMVtdg. bestätigt dabei die Erklärung v. Has­
sels: „Die Zahl der mit der Verteidigung zusammenarbeitenden Hochschulinsti­
tute vergrößert sich ständig" 95). Zu diesen 120 Instituten kommen hinzu jene 
Institute und Wissenschaftler, die mit der Kriegsindustrie Verträge abgeschlos­
sen haben oder im Rahmen der Schwerpunktprogramme vor allem militärtechno­
logische Grundlagenforschung betreiben. Allein in den Jahren 1956— 1964 w ur­
den vom BMVtdg. insgesamt „rund 5700 Forschungsobjekte mit einem Gesamt­
volumen von ca. 2,2 Mrd. DM in Angriff“ genom m en96), die zu ca. einem 
Drittel in den Hochschulbereich gingen. 1968 wurden schon fast 1000 Einzelaufträge 
vom BMVtdg. vergeben, wobei der Anteil der Aufträge im Hochschulsektor dem 
BMVtdg. sicherlich ebenso bekannt ist wie der Anteil der einzelnen Aufträge 
an den jeweiligen Institu tse tats97), der unter den gegenwärtigen Bedingungen 
zur Steuerung der gesamten Forschungstätigkeit eines Instituts benutzt werden 
kann (Mehrquellenfinanzierung). Allein schon diese m aterielle Abhängigkeit der 
wissenschaftlichen Arbeiter von einem staatlichen Gewaltapparat und seiner 
Strategie, die sie stets von neuem ausbauen und formulieren helfen, zwingt ihnen 
ein M itinteresse an deren permanenter Reproduktion und Erweiterung auf, das 
die inhaltliche Ausrichtung der Wissenschaften an militärischen und sozialen Ge­
w altstrategien forciert. Auch dies mag ein Grund dafür sein, daß das BMVtdg. 
bewußt auf die Errichtung eigener Forschungsstätten weitgehend verzichtete; es 
„stützt sich vorwiegend auf vorhandene Forschungseinrichtungen, w odurch. . .  
eine durchgreifendere fruchtbare Wechselwirkung mit der Wissenschaft in ihrer 
G esam theit"98) erreicht werden sollte; die „Aufgaben von Forschung und 
Entwicklung für die Verteidigung verlangen Zusammenarbeit fast aller wissen­
schaftlichen D isziplinen"99). Die Aufträge des BMVtdg. „gehen daher in alle Be­
reiche der Hochschulinstitute, der lehrfreien Institute und der Industrie" 10°). 
In einem Resümee der Zeitschrift „W ehrkunde" aus dem Jahre 1964 heißt es: 
„Der empfundene Mangel an intensivierter und koordinierter wehrwissenschaft­
licher Forschung liegt ja  nicht so sehr auf dem Gebiet der Naturwissenschaften 
und der Technik; hier diktiert ein von der militärischen Planung abgeleitetes 
materielles Interesse die Schwerpunktbildung — hier bestehen auch die (relativ) 
bestausgebauten Kontakte zwischen „Wissenschaft" und „Landesverteidi­
gung" 101). Tatsächlich konzentrierte sich die militärische FE auf Grund des 
hohen Technisierungsgrades des Kriegswesens auf die technischen und naturwis-

94) Die Reaktion der Kriegsforscher auf die m anipulierte K onkretanfrage zeigten, daß sie wohl nicht über­
rascht w ären, w enn sie ihre Forschungsergebnisse dem BMVtdg. über to te  Briefkästen überm itteln  müßten. 
Dem BMVtdg. is t im übrigen ein „Ausschuß für G eheim haltungsfragen in der W ehrtechn ik '’ zugeordnet; seine 
Aufgabe: ,,1) Fragen der Geheim haltung bei Forschungsverträgen des BMVtdg. in strafrechtlichen Beziehungen, 
2) O bjektiv ierung der Klassifizierung von Forschungsarbeiten"} den in ihm vertre tenen  5 W issenschaftlern 
und 4 „Sachverständigen" obliegt also die „Sekretierung von Forschungsverträgen" (5. Dt. Bundestag, Druck­
sache V/4585 v. 14. 7. 1969, S. 34). Auch im V erteidigungsweißbuch 1969 w erden die „Schwerpunkte oder The­
m atik der Forschungsarbeiten . . . aus Sicherheitsgründen nicht de ta illie rt da rgeste llt"  (W ehrtechnik 4/1969, 
S. 153). Vgl. auch W ehr und W irtschaft 11/1965, 12/1966 und VDI-Zeitschrift 1/1966. U nverdrossen jedoch 
dagegen der BF II: „D er Geheim haltung m ilitärw issenschaftlicher Forschungsergebnisse kommt bei weitem 
nicht die Bedeutung zu, die ih r in der Ö ffentlichkeit zugesprochen w ird " (S. 79).
05) K.-U. v. H assel, W issenschaft-W ehrtechnich-W ehrpolitik, in : Jahrbuch der W ehrtechnik 1966, S. 12.
90) K.-U. v. H assel, W issenschaft und Sicherheitsfragen, in : W ehrwissenschaftliche Rundschau 1/1965, S. 19.
97) Vgl. Benecke, a.a.O ., sowie die beschönigenden H inweise in den W R-Empfehlungen, Ausbau, Bd. 1, S. 88.
98) BF II, S. 79.
09) BF III, S. 103.
100) Benecke, a.a.O .
101) W ehrkunde 11/1964, S. 578; vgl. auch BF I, S. 61 und 63: „Insofern  ergeben sich B erührungspunkte der 
Verteidigungsforschung m it der ganzen B reite der Geistes- und Sozialw issenschaften, ferner m it dem A usbil­
dungsstand in allen  akadem ischen Disziplinen . . . Besonders bedeutsam  ist die Breite der Beteiligung vie ler 
W issenschafts- und Industriezw eige im ganzen und bei einzelnen G roßprojekten ."
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senschaftlichen Fakultäten, wo auch die Integration in die Kapazitäten der Groß­
forschung und der Rüstungsindustrie am weitesten fortgeschritten ist. Nach den 
Bundesforschungsberichten I—III liegen auf diesem W issenschaftssektor die 
Schwerpunkte der Kriegsforschung u. a. in Ballistik, Kernphysik, Ozeanogra­
phie, Geophysik, Energiestoffe, Werkstoffe, Elektronik einschließlich Festkörper­
physik und Datenverarbeitung, Informationsforschung, Optik und Kybernetik, 
Mathematische Planungsforschung, Luft- und Raumfahrtforschung, Chemie ein­
schließlich ABC-Forschung. Auch die Mehrzahl der bislang bekannt gewordenen 
Fälle universitärer Kriegsforschung fallen in diese Gebiete 102)‘ die Höhe der 
für naturwissenschaftliche Vernichtungsforschung bereitgestellten Gelder über­
traf den Betrag für geisteswissenschaftliche Forschung um das zehn- bis fünf­
zehnfache. Bis 1969 blieb diese Relation im großen und ganzen bestehen. Erst in 
den letzten Jahren wurden verschiedene Grenzgebiete, die wehrmedizinische For­
schung 103) und geisteswissenschaftliche Fächer in das Auftragsprogramm des 
BMVtdg. aufgenommen bzw. verstärkt ausgebaut. 1963—1965 häuften sich die 
Forderungen der publizistischen V ertreter des westdeutschen militärisch-indu- 
striellen-Komplexes, an der Universität „die Fragen der Verteidigung gewisser­
maßen ganz natürlich in ihre Forschung ein(zu)beziehen"104) oder „Lehrauf­
träge an wissenschaftlich qualifizierte Offiziere oder Beamte des BMVtdg. über 
W ehrrecht und Wehrtechnik, Wehrpsychologie und Wehrsoziologie, W ehrmedi­
zin und insbesondere W ehrpsychiatrie" und W ehrpädagogik zu v ergeben105). 
Diese Forderung nach der „dringend erforderlichen Eingliederung der W ehrwis­
senschaften in die Universität" 106) sind dabei keineswegs erfolglos geblieben. 
Jedenfalls ist es dem M ilitär gelungen, sich etwa ein faktisches Monopol über 
die M ilitärhistoriographie zu sichern107), die Militärpsychologie massiv auszu­
bauen 108) und neuerdings auch die Politischen und Sozialwissenschaften dienst­
bar zu m achen109 *). Auf den Lehrstühlen westdeutscher Universitäten und TH's 
etablieren sich wieder „W ehrwissenschaftler", und allerlei Forschungsgruppen 
und Seminare produzieren zum Teil direkt für die Bundeswehr verwertbares 
wissenschaftliches M aterial no). Dieser Prozeß der M ilitarisierung — d. h. der 
wachsenden Beeinflussung friedlicher Verhaltensweisen, Prinzipien und Zielset­
zungen durch ein organisiertes System zur Verhinderung oder Anwendung von 
Gewalt, dessen grundlegendes Kennzeichen die Eliminierung des zivilen Tö­
tungstabus ist — wurde in jüngster Zeit von der Bundesregierung bzw. dem 
BMVtdg. forciert: in einer Antwort auf eine mündliche Anfrage teilte Staats­
sekretär Adorno vom BMVtdg. am 6. Dezember 1968 mit, daß in den Sitzungen

102) Vgl. die in Anm erkung 37) genannten Q uellen sowie R undsdireiben Nr. 1969/70/504 des VDS und „W ehr­
forschung — streng geheim ?"
103) Vgl. BF I—III und „W ehrforschung — streng geheim ?" Teil IV v. 17. 3. 69.
104) W ehrwissenschaftliche Rundschau 12/1963, S. 684.
105) W ehrwissenschaftliche Rundschau 7/1965, S. 421.
106) Ebenda.
107) Das „M ilitärgeschichtliche Forschungsamt der Bundesw ehr" in Freiburg kooperiert m it dem M ilitärarchiv 
des Bundesarchivs in Koblenz und dem A rbeitskreis für W ehrforschung in Stu ttgart, der im Zusammenhang mit 
der B ibliothek für Zeitgeschichte gegründet w orden war* dam it kon tro lliert das M ilitär große Teile des 
militärgeschichtlich bedeutsam en M aterials.
108) W elche Funktion die Bundeswehrpsychologie hat, die mit über 100 P lanstellen eine der größten Psycho­
logenorganisationen der BRD und nach den USA die größte der NATO ist, verdeutlicht eine Bem erkung Prof. 
Steindorffs (U niversität München) in W ehrkunde 10/1964: „Für W ehr- und V erteidigungspolitik  m ögen Psycho­
logie oder Soziologie als Beispiele herhalten , die Einblick in den für die V erteidigung nach w ie vor erforder­
lichen V erteidigungsw illen und seine Beeinflußbarkeit zu geben verm ögen. Der U nternehm er hat früher das 
Betriebsklim a m it prim itiven M itteln erkann t und gesteuert, le tz teres angefangen von patriarchalischer 
Betreuung. H eute sind die M ethoden wissenschaftlich verfe inert. Solche M öglichkeiten bestehen auch für die 
Truppe. Sie zu nutzen, sollte  selbstverständlich A ufgabe sein. W issenschaft w ird also h ier w ie dort brauchbar, 
weil sie erlaubt, die für die Beurteilung einer Situation berücksichtigensw erten Elemente besser zu erkennen 
und die Eignung der einzusetzenden M ittel besser zu bestim m en."
109) Zentren der neopositivistischen M ilitärsoziologie sind die „W ehrsoziologische Forschungsgruppe „der 
U niversität Köln und die Forschungs- und B eratungsgruppe für Systemforschung in Beuel.
HO) So fand etw a im Sommer 1967 in Bonn ein soziologisches O bersem inar s tatt, das einen Dokum entarfilm  
über den W andel des K riegsbildes im 20. Jah rhundert herstellte , der „ je tz t als Lehrm aterial V erw endung in 
der Bundeswehr finde t" (W ehrkunde, 1/1968).
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der Kontaktkommission zwischen BMVtdg. und Kultusministerkonferenz „und 
darüber hinaus in Einzelgesprächen mit der W estdeutschen Rektorenkonferenz 
und mit einzelnen F aku ltä ten . ..  die V ertreter des BMVtdg. auf die Bildung 
wehrtechnischer Schwerpunkte und die verstärkte V ertretung wehrwissenschaft­
licher Fachbereiche wie Wehrgeschichte, Wehrsoziologie, W ehrpädagogik und 
Wehrpsychologie hingewirkt (haben). Die entsprechenden Bemühungen werden 
fortgesetzt“ lu ). Schon 1966 hatte v. Hassel angekündigt, daß das BMVtdg. 
„eine zusätzliche Verbreiterung der wehrtechnischen Forschung an (strebe), 
etwa durch M itwirkung an der Errichtung neuer für die Verteidigung wichtiger 
Lehrstühle an deutschen Hochschulen" n2). Zweifellos ist diese Entwicklung auch 
eine Reaktion auf die sozialistische und radikaldemokratische Opposition an den 
Universitäten; kürzlich geriet an die Öffentlichkeit, daß der Mannheimer Soizo- 
loge Lepsius im Rahmen eines vom Pentagon finanzierten Counter-Insurgency- 
Projekts arbeitet, das Voraussagen über den Verlauf von Protestbewegungen 
ermöglichen soll. Inwiefern sich freilich Vorschläge der M ilitärs durchsetzen 
können, über die Bildung von „wehrwissenschaftlichen Koordinationszentren" 
ein direktes Hineinregieren in die Hochschulen zu ermöglichen, ist angesichts der 
aktuellen Lage an den Hochschulen noch ungewiß.

D ie  B e d e u t u n g  d e r  V e r n i c h t u n g s w i s s e n s c h a f t

Die Legitimation für die Konzentration eines beträchtlichen Teils der staatlichen 
FE-Aufwendungen auf KriegsFE sind seit der Remilitarisierung nahezu unver­
ändert geblieben. Geändert hatten sich nur die Schwerpunkte: W ährend in der 
Phase des Kalten Krieges die unverhüllt machtpolitische Argumentation vor­
herrschte, liegt das Schwergewicht nun auf der politisch-ökonomischen Argumen­
tation. Doch bereits in der ersten Phase dienste als suggestive Legitimation für 
den Aufbau einer Kriegsindustrie die These, daß nur über die Rüstung die Pro­
duktion technischen W issens finanziert und organisiert werden könne. Die Mili­
tärs und die Kriegsindustrie forderten daher konstant höhere Aufwendungen 
für die KriegsFE: „Die technische Entwicklung, die vor der wirtschaftlichen N ut­
zung von wissenschaftlichen Ergebnissen liegt, wird in den Konkurrenzländem 
wesentlich über die Rüstungswirtschaft finanziert. . . Der Anteil der Rüstungsaus­
gaben der Bundesrepublik für Forschung und Entwicklung ist demgegenüber 
denkbar gering" lls). Zugleich werden die M arktvorteile der ausländischen Un­
ternehmen geschildert, die sie durch KriegsFE erlangen (dasselbe gilt für die 
deutsche Kriegsindustrie natürlich nicht!)lii) * * 114 115) und die Devisenvereinbarungen 
und Unterstützungsleistungen der BRD für den US-Krieg in Vietnam scharf kri­
tisiert u5).

Die These, daß der „technische Fortschritt" allein über die Kriegsindustrie finan­
ziert und vorwärtsgetrieben werden könne, stützt sich allein auf den durch die 
schlechte Faktizität produzierten Schein: gegenwärtig wird in den USA und den 
westeuropäischen kapitalistischen Staaten der technische Fortschritt tatsäch-

l i i)  5. Dt. Bundestag, 203. Sitzung v. 6. 12. 1968, A nlage 5, S. 10 999; die je tz ige  Regierungspartei FDP forderte 
auf ihrem  wehrpolitischen Kongreß am 21.122. 11. 1968: „An Technischen U niversitäten und Ingenieur­
Akadem ien sind Lehrstühle und Institu te  für W ehrtechnik einzurichten", W ehrtechnik 1/1969, S. 31.
H2) K.-U. v. Hassel, W issenschaft-W ehrtechnik-W ehrpolitik, a .a .O ., S. 12.
US) S. Balke, Förderungsm aßnahm en für die technische Entwicklung in Deutschland, ln : VDI-Zeitschrift 1/1966 
S. 13.
114) „Durch die m ilitärische Vertragsforschung und V ertragsentw icklung haben die ausländischen U nter­
nehm en gegenüber ihren  deutschen K onkurrenten erhebliche V orteile . Unter dem Schutz m ilitärischer G eheim ­
haltung können sie zahlreiche Ergebnisse aus den m ilitärischen Forschungs- und Entwicklungsaufträgen für 
ihre eigene, m ark to rien tierte  Forschung und Produktion ausw erten" (VDI-Zeitschrift 1/1966, S. 4).
115) Der Präsident des U nternehm erverbandes der Luft- und Raum fahrtindustrie, K. Thalau (in: VDI-Zeitschrift 
1/1966, S. 17): „W ir fördern mit M illiardenbeträgen d ie Entwicklung des know-hows im A usland: z. B. auf 
dem V erteid igungssektor geben w ir aus politischen Gründen jährlich M illiardenbeträge aus. Damit w ird dem 
A usland geholfen, ein em inent wichtiges know-how auf Gebieten zu erlangen, auf denen w ir selbst Spitzen­
leistungen vollbringen könnten ."
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lieh über riesige nationale Rüstungsapparate organisiert. Entsprechend ist denn 
auch die Behauptung von der hervorragenden Anwendbarkeit technischen W is­
sens, das im militärischen Sektor produziert wurde, im zivilen Bereich zu einer 
festgefügten Formel geworden. Dem ist jedoch entgegenzuhalten, „daß V ertei­
digungsausgaben den zivilen technischen Fortschritt nur in geringem Umfange 
fördern. Die möglichen Auswirkungen auf den in der zivilen Wirtschaft ange­
wandten („realisierten") technischen Fortschritt. . .  sind somit ebenfalls sehr 
gering. Diese Tatsache ändert sich prinzipiell auch dann nicht, wenn man einige 
zivil genutzte Resultate der militärischen Ausgaben für angewandte Forschung 
und Entwicklung in die Betrachtung einbezieh t. . .  Der militärisch bedingte tech­
nische Fortschritt i s t . . .  weitgehend unproduktiv. Diese Tatsache steht im 
Gegensatz zur herrschenden Lehre, nach der sich jeder realisierte technische Fort­
schritt produktivitätssteigernd auswirkt" no). Konkrete Beispiele für den mini­
malen zivilen Nutzen der KriegsFE sind ohne Zahl; so wurden in den USA die 
Patente von 15 Spitzenkonzernen auf dem Rüstungssektor mit dem Ergebnis unter­
sucht, daß sie „bei einem Einsatz von 7,6 Mrd. Dollar für verteidungsbezogene 
FE nur 2190 Patente anmeldeten. Diese Gesellschaften gaben in der gleichen 
Zeit 5,8 Mrd. Dollar aus eigenen M itteln für industrielle FE aus mit dem Ertrag 
von 23 880 P eten ten "117). Da heutzutage die Kriegsindustrie durch die Ent­
wicklung der militärischen Systeme in höchstem Grade zur Spezialisierung ge­
zwungen ist, ist durch die dort betriebene KriegsFE äußerst spezialisiert und 
verhindert nicht nur die Umstellung der Kriegsindustrie auf die Erfordernisse des 
zivilen M arktes (wie das Schicksal amerikanischer Rüstungsfirmen nach dem 
Zweiten W eltkrieg zeigt), sondern auch die Übertragung der Ergebnisse auf den 
zivilen Sektor. Da eine gewisse Übertragbarkeit nur im Bereich der Grundlagen­
forschung möglich ist, ließe sich sogar der Anteil des militärisch bedingten zivilen 
technischen Fortschritts am gesamten zivilen technischen Fortschritt feststellen, 
wenn man als Maßstab für den technischen Fortschritt die jeweiligen FE-Auf- 
wendungen annimmt: er hätte sich 1968 in der BRD auf 1/70 belaufen118), 
während der Anteil der KriegsFE-Aufwendungen am Gesamtbudget Forschung 
der BRD etwa 1/12 beträgt. Berechnungen ausländischer Sachverständiger, daß 
der zivile wirtschaftliche Nutzeffekt der Kriegsforschung ca. 1/3 bis 1/6 der 
direkt auf zivile Zwecke gerichteten Forschung betrage, werden hier somit un­
gefähr b es tä tig t110). Bleibt anzumerken, daß — entgegen einer ebenso hart­
näckigen wie durchsichtigen Behauptung, nach der ausschließlich Ergebnisse der 
KriegsFE in den zivilen Sektor übertragen würden und nie umgekehrt — sich 
die BRD seit spätestens drei bis vier Jahren in ihrer Forschungspolitik eben 
jene beschränkte Austauschbarkeit technischen Grundlagenwissens zunutze ge­
macht hat: in den vorgeblich zivilen Schwerpunktprogrammen des Bundes 
wird zunehmend auch militärtechnologisches Grundlagenwissen erarbeitet.

Die ökonomische und politische Bedeutung der militärischen Großforschung, die 
von einer okkupierten Öffentlichkeit auf die Notwendigkeit der „Landesvertei­
digung" und die Finanzierung und Organisation des technischen Fortschritts redu­
ziert wird, erschließt sich weiter aus der spezifischen Funktion der Rüstung inner­
halb kapitalistischer Wirtschaftssysteme und der spezifisch kapitalistischen Or­
ganisation und Verwertung der „Produktivkraft Wissenschaft". Bereits die Ent­
wicklungsverträge für Kriegs-Fe-Vorhaben machen deutlich, daß die KriegsFE
U«) H. G. Jaeger, W irtschaftliche A usw irkungen der V erteidigungsausgaben, Diss. D arm stadt 1967, S. 173, 180.
117) H. Schumann, Der zivile Nutzen wehrtechnischer Forschung und Entwicklung, in: W ehrkunde 11/1967, 
S. 568. Vgl. auch Anm erkung 133).
118) Vgl. Jaeger, a .a .O ., S. 174; dieses V erhältn is is t natürlich keinesw egs m athem atisch exakt, da der „tech­
nische Fortschritt" bislang nirgends zufriedenstellend quantifiziert w erden konnte; es soll nur Größen­
ordnungen ungefähr veranschaulichen.
11») Vgl. VDI-Zeitschrift 1/1966, S. 4.

#
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schlicht „ein systematisches, durch Gesetz legalisiertes Plündern der Staats­
kasse" 120) darstellt; in einer Leserzuschrift der mit der Rüstungsindustrie ver­
bundenen Zeitschrift „W ehr und Wirtschaft" wird festgestellt, daß der den Auf­
trag durchführende Rüstungskonzern „nicht nur in vollem Umfang d i e . . .  ent­
standenen Selbstkosten einschließlich kalkulatorischer Verzinsung und Gewinn 
erhält, sondern daß ihm darüber hinaus ein unentgeltlicher, oft ganz erheblicher 
Vorteil dadurch zufließt, daß er Inhaber des Entwicklungsergebnisses einschließ­
lich der bei der Durchführung des Entwicklungsvertrages entstandenen Schutz­
rechte usw. wird". Entwicklungsverträge des BMVtdg. und des BMwF böten 
den Konzernen „im Vergleich zu den allgemeinen Rechtsvorschriften ganz er­
hebliche Vorteile"; sie würden die einzelnen Konzerne, „die im übrigen einem 
sehr beschränkten Firmenkreis angehören, in ganz ungewöhnlicher W eise auf 
Kosten der Allgemeinheit begünstigen" m ).

Die Finanzierung der von der Rüstungsindustrie verw ertbaren militärischen FE 
durch den Staat ist jedoch keinesfalls nur auf eine besonders effektive Beein­
flussung staatlicher Entscheidungsgremien durch die partialkapitalistischen Inter­
essen der Rüstungsindustrie zurückzuführen; die Durchführung militärischer 
FE-Programme reflektiert zum einen die Notwendigkeit, angesichts des imma­
teriellen Charakters des „Produkts" W issen (aus dem die Chance kollektiver, 
prinzipiell uneingeschränkter Aneignung und Verwertung entspringt) die kol­
lektive Nutzung der Ergebnisse wissenschaftlicher Forschung und Entwicklung zu 
beschränken, die Ergebnisse zu privatisieren und damit kapitalistisch verw ertbar 
zu machen. Im Falle militärischer Großforschung geschieht dies durch das Instru­
ment der Geheimhaltung: „Bislang werden nur Teilergebnisse (soweit sie der Ge­
heimhaltung nicht unterliegen) . . .  veröffentlicht. Der größere Teil eines Know- 
hows, das eine Firma beispielsweise aus einem Entwicklungsauftrag in der Form 
neuer Technologien für sich gewinnt und kommerzialisieren kann, bleibt dieser 
einen Firma voren tha lten"122). Neben dieser mehr prinzipiellen Erwägung 
steht zum anderen die historische Funktion der Rüstungswirtschaft und der in ihr 
eingeschlossenen Rüstungsforschung, kapitalistische „Stagnationstendenzen . ..  
mit Hilfe der staatlich organisierten Konsumtion (und das hießt im Rahmen kapi­
talistischer Produktionsverhältnisse: durch Verschwendung) von nicht mehr ka­
pitalisierbaren M ehrwertteilen" 123) zu überwinden. Die Rüstungsforschung er­
möglicht die permanente und beschleunigte Veraltung des Rüstungsmaterial und 
dient dazu, stets von neuem die staatliche Nachfrage zur Auslastung vorhande­
ner Überkapazitäten zu motivieren. „Rüstungsforschung und die damit ver­
wandte Weltraumtechnologie löst somit das Problem der Kapitalverwertung auf 
elegante Art, indem sie diese von den Gesetzen des M arktes überhaupt befreit 
und einem adm inistrativ verm ittelten Absorptions- und Verwertungsprozess 
überstellt. Solange die Rüstungs- und Raumforschung staatliche Nachfrage selbst 
erzeugt, können Rüstungskapazitäten fast beliebig ausgedehnt werden, ohne daß 
die erzielten Profite letztlich durch die Beschränktheit der effektiven Konsum­
nachfrage bedroht würden" 124). Die systematisch organisierte Verschwendung

120) W . I. Lenin, Die drohende K atastrophe und w ie man sie bekäm pfen soll, zit. n. A usgew ählte W erke, 
Bd. II, Berlin 1966, S. 282.
121) W ehr und W irtschaft 11/1965, S. 609/10, vgl. auch Pressedienst des BMwF 15/1969, W ehr und W irtschaft 
6, 8—9, 10 u. 12/1966.
122) SZ-Sonderdrudc, a.a.O .
123) Projektgruppe Technologie, W issenschaft und Ideologie, in: LSD-Basispresse 2/1969, S. 8c.
124) J. Hirsch, W issenschaftspolitik im Spätkapitalism us, in : Das A rgum ent 50/1969, S. 23. Zur Rüstungspolitik 
als M ittel der K onjunkturpolitik  vgl. neben BDI-Jahresbericht 1962, S. 158, und 1963, S. 156, BF III, S. 31: „Die 
in der zw eiten Jahreshälfte  1966 einsetzende Rezession blieb nicht ohne Ausw irkungen, w urde aber abge­
fangen durch die 1967 eingeleiteten  M aßnahm en im Zusammenhang m it neuen m ilitärischen Beschaffungs- und 
Entwicklungsprogramm en für die V erteidigung, durch die Förderung der zivilen Flugzeugentwicklung und 
durch das m ittelfristige Programm zur Förderung der W eltraum forschung." Rainer W aterkam p faßte in seinem 
Aufsatz „W irtschaftsplanung, Forschung und R üstungsindustrie" (in: Gewerkschaftliche M onatshefte 1/1966,
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gesellschaftlichen. Reichtums als Kapitalvernichtung erweckt dabei unschwer den 
Schein des Rationalen, da sie sich durch die (scheinbar) dynamische Entfesselung 
der Technologie legitimiert.

Daß neben der ökonomischen Funktion der KriegsFE als Vehikel zur organisier­
ten Vernichtung gesellschaftlichen Reichtums im Rahmen staatlicher Krisenüber­
windung die langfristige Vereinseitigung in der Entwicklung der Wissenschaf­
ten 12S) und ihre „immanente" Brutalisierung 126) die zunehmend hervortretende 
innenpolitische Funktion der Perfektionierung und Rationalisierung staatlicher 
Gewaltapparate befördert und entwickelt, wird vor allem in den USA immer 
deutlicher. Der — gemessen an den Budgets der großen NATO-Länder — jedoch 
noch relativ geringe Anteil der KriegsFE in der BRD bedarf einer gesonderten 
Erklärung, die in der Entwicklung der Forschungspolitik in der BRD ab 1966/67 
zu suchen ist.

Die Entwicklung ab 1966/67 — Die „Neue Forschungspolitik”
„ N e u e  F o r s c h u n g s p o l i t i k "  : A u s g a n g s s i t u a t i o n

Die gegenwärtig noch andauernde, letzte Entwicklungsphase der westdeutschen 
Forschungspolitik setzte 1966 ein. Die Ausgangssituation war dabei im wesent­
lichen durch folgende Faktoren gekennzeichnet:

a) In den forschungsintensiven und wissenschaftspolitisch sehr agilen „Wachs­
tumsbranchen“ der westdeutschen Wirtschaft hatten sich scharfe Konzentrations­
prozesse abgespielt, die sich in den kommenden Jahren noch kräftig beschleunigen 
sollten. Die „concentration ratios“ (hier der Prozentanteil der vier größten Unter­

S. 20) den Zusam m enhang zwischen Rüstung und FE folgenderm aßen zusam m en: „Rüstungsw irtschaft führt also 
zur Labilität, denn es w erden gesellschaftliche M ittel und Kräfte zur friedlichen N utzung der W issenschaft und 
Technik entzogen und folglich die M öglichkeiten eines realen  wissenschaftlich-technischen Fortschritts e in ­
geengt; (es) en tstehen  derartige  S trukturveränderungen in der Produktion, die zum V erfall und zur Stagnation 
führen, die Ungleichm äßigkeit in der Produktionsentw icklung verstärken , die N ichtauslastung von P roduktions­
kapazitä ten  und A rbeitslosigkeit erhöhen; (es) v erringert sich das W achstumstem po der Produktiv ität der 
gesellschaftlichen A rbeit und der W irtschaft insgesam t; (es) nimmt der ungleichmäßige Entwicklungsgang zu 
und verschlechtern sich die in ternationalen  W irtschaftspositionen." Diese Zusam m enstellung soll in zwei 
Punkten illu s triert w erden: 1966 w aren in der Luft- und Raum fahrtindustrie rund 1500 der 5187 Techniker durch 
Kündigung bedroht, w as nur z. T. durch die V erlängerung a lte r und Einleitung neuer FE-Vorhaben verh indert 
w erden konnte. J . H ennenhöfer w eist in seinem  Gutachten für den BDI über die „A ufgaben der deutschen 
Industrie  im Rahmen einer zeitgem äßen Forschungspolitik '‘ (Hg. SV), Essen 1967, S. 42, auf die Untersuchung 
des A m erikaners A. Solo hin, der „anhand der Forsdiungsausgaben im Vergleich zu der P roduktiv itä tsste ige ­
rung in den USA nach(weist), daß der ungeheuren S teigerung der Forschungsausgaben (meist für m ilitärische 
Zwecke) kein auch nur annähernd vergleichbarer Produktivitätszuw achs in der zivilen Industrie gegenüber­
stehe, w eil der Zivilw irtschaft zu viel Talent entzogen w erd e ."  1967 a rbe ite ten  18 °/o a ller am erikanischen 
Ingenieure, 22 %  a ller Elektro- und Elektronik-Techniker und 18 %  aller Ingenieur- und W issenschaftstechniker 
für die Rüstung; von den 4,1 Mio. A rbeitern, die 1967 in der U S-Rüstungsindustrie beschäftigt w aren, w aren 
16%  qualifizierte Spezialisten (US-Durchschnitt: 13% ), (vgl. atom zeitalter 9/1967, S. 517). Daß durch die 
Kriegsforschung die „M öglichkeiten eines realen  wissenschaftlich-technischen Fortschritts e ingeeng t" w erden 
(W aterkam p), s teh t inzwischen sogar in dem OECD-Bericht über „G overnm ent and Technical Innovation" 
(Paris 1966, S. 34): staatliche finanzielle Förderungsm aßnahm en „könnten zivile technologische Fortschritte viel 
b illiger schaffen, als es über V erteidigungs- und Raum fahrtforschung möglich is t"  (zit. n. Hennenhöfer, a.a .O ., 
S. 42). Die Bedeutung der Kriegs-, W eltraum - und Elektroniktechnologie als V ehikel für die „p lanned 
obsolence" kommt besonders kraß in einer Bem erkung des Stellv. G enerald irektors für FE der Lockheed­
W erke, Ridenour, zum Ausdruck: „W ir lassen unsere W agen stehen, ehe sie abgenutzt sind, und unsere 
Volkswirtschaft w ürde zusammenbrechen, w enn w ir es nicht tä ten  . . . U nser Raketenprogram m  paßt ausgezeich­
net in dieses System. W ir schicken Raketen hinauf, die nie zurückkommen, und deshalb müssen w ir m ehr 
R aketen bauen. Das is t fein. Das schafft Posten und sorgt dafür, daß das Geld z irku lie rt"  (zit. n .: P ro jek t­
gruppe V erw ertung, N aturw issenschaft im Spätkapitalism us II, S. 3; v ie l M aterial zur p lanned obsolence ent­
hä lt Vance Packard, Die große Verschwendung, Frankfurt 1964).
125) Vgl. .. ., in : Krauch/Kunz/Rittel, Forschungsplanung, M ünchen-W ien 1966, S. 160: ,,. . . seit gut 20 Jahren  
. . .  ist es insgesam t (in den USA, d. V.) zu e iner einseitigen  Entwicklung des W issensgebäudes und seines 
W achstums gekommen. Nicht nur innerhalb der N aturw issenschaft hat es einseitige V erlagerungen auf G ebiete 
gegeben, die größten m ilitärischen Machtzuwachs versprechen, wie A tom physik und Raumforschung. Auch 
gegenüber M edizin und Sozialw issenschaften w urden die N aturw issenschaften stark  bevorzugt expandiert" , 
H. Krauch, Forschung und Rüstung.
128) „W enn man einmal spezifische W affenentwicklungen betrachtet und sie m it m ark to rien tierten  Produkten 
vergleicht, so fällt der anscheinend oft unnötig  hohe aggressive G ehalt in der erfinderischen Leistung bei 
e rs tem  ins Auge. Oft könnte mit viel geringerer G ewaltanw endung die Kam pfkraft des Gegners beeinflußt 
w erden"; daraus erg ib t sich die H ypothese, „daß nämlich bei jenen 180 000 W issenschaftlern und Technikern, 
die (in den USA, d. V.) an m ilitärischen und R aum fahrtprojekten arbeiten , der A ggressionspegel höher is t als 
bei der anderen  Hälfte, die an m ark torien tierten  P rojekten  a rb e ite t"  (H. Krauch, a.a.O ., S. 161); Umfragen 
bestä tig ten  diese H ypothese w eitgehend, vgl. Robin C larke, a.a.O .
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nehmen am Branchenumsatz) waren zwischen 1960 und 1966 in der Chemie um 
9 %>, in der Elektrotechnik um 4,1 °/o und im Fahrzeugbau um 10,1 °/o gestiegen 127). 
Die zehn größten Konzerne der BRD, die allesamt weit überdurchschnittliche FE **)- 
Aufwendungen ausweisen und unter den Industrievertretern in den forschungs­
politischen Lenkungsgreminien weit in der Überzahl sind, erzielten 1967 knapp 
17 %  des gesamten Industrieumsatzes — soviel, wie sieben Jahre zuvor gerade 
die 25 und 1954 die 50 größten Unternehmen auf sich vereinigen konnten. In 
den Jahren 1960— 1966 hatte es sich für sie, die innerhalb der Gruppe der for­
schungspolitisch aktiven Konzerngruppen zusammen mit einigen weiteren Fir­
men (Luft- und Raumfahrtindustrie) die bedeutendste Fraktion darste llen128), 
endgültig gezeigt, daß die für sie völlig risikolosen staatlichen Schwerpunktpro­
gramme die geeignete Form boten, integrierte Großforschungsprojekte bis nahe 
zur Produktionsreife vom Staat finanzieren und organisieren zu lassen, ohne 
daß die private Aneignung der produzierten Ergebnisse gefährdet wird 129). Die 
Bildung neuer Schwerpunktprogramme wurde von dieser Seite nun auch ent­
sprechend nachdrücklich betrieben.

b) Zur selben Zeit w ar die Ungleichzeitigkeit der ökonomischen Entwicklung der 
einzelnen kapitalistischen Staaten, die durch die schnelle Expansion des Kapita­
lismus nach 1945 zeitweilig verdeckt worden war, endgültig offenbar geworden. 
Die relative Überlegenheit des US-Kapitals und das rapide Avancement des japa­
nischen Kapitalismus bedrohten die Außenhandelsposition der BRD, die sich 
wesentlich auf technische Spitzenprodukte stützte 13°). Neben dieser drohenden 
„technologischen Lücke“ 131) w ar es die sich mit der Rezession 1966/67 abzeich­
nende neue Strategie des westdeutschen Großkapitals, die einen forcierten Aus­
bau der technischen Basis erfordert: um seine bedrohte W eltmarktposition zu 
halten, begann es mit massiven Kapitalexporten, die den Rückgriff auf auslän­
dische W achstumspotentiale, die Umgehung zu erwartender Handelsrestriktionen 
und die langfristige Konsolidierung des W arenexports ermöglichen so llten 132). 
Die „neue Forschungspolitik" ist denn auch Reaktion auf die offenbar werdende 
ungleichzeitige Entwicklung der einzelnen kapitalistischen Staaten und erfor­
derte eine Reihe verschiedener „Gegenmaßnahmen“.

K o n z e p t i o n  d e r  „ n e u e n  F o r s c h u n g s p o l i t i k "

Neben den in der Geschichte der BRD einmaligen Konzentrationsprozessen der 
letzten drei Jahre, die auch die m ateriellen Kapazitäten und die Kapitalkraft für

*•) p e  B  Forschung und Entwicklung
127) J. Huffschmid, a .a.O ., S. 49.
128) Diese K erngruppe besteh t vor allem aus den 3 IG-Farben-Nachfolgern, Siemens, AEG und Bosch (Elektro- 
sektor), Thyssen, Krupp, M annesm ann (Stahl), und einigen Firmen der Sektoren NE-M etalle und Fahrzeuge.
I2ö) Exempel w ar das Atom forschungsprogram m : es w ar in tiiert worden, , .dam it die Industrie  in die Lage v e r­
setzt wird, Anfang der siebziger Jah re  w ettbew erbsfähige K ernkraftw erke auf den deutschen und ausländischen 
M ärkten anbieten  zu können" (BF I, S. 13); nachdem die A tom industrie genügend „eigene  Erfahrungen" (BF I, 
S. 54) samm eln konnte und d ie ersten  R eaktoren in Betrieb genommen wurden, stießen d ie Konzerne ihre 
F inanzierungsanteile ab.
ISO) Dazu einige A ngaben: die USA besitzen einen Anteil von 30,1 %  am W elthandel mit forschungsintensiven 
Erzeugnissen, die BRD is t m it 22,1 °/o beteilig t und liegt w eit vo r England (14,2 •/•) f Frankreich (7,7 */o), Italien 
(5,9% ), Japan  und Holland (5,3% ) (vgl. W irtschaft und W issenschaft, 3/1969, S. 29). „Die außenwirtschaftliche 
Verflechtung der Bundesrepublik stütze sich . . . auf der A usfuhrseite in hohem  M aße auf W aren, die das 
Ergebnis hochentwickelter Technik sind. Das A usfuhrvolum en d ieser W arengruppen habe sich zwischen 1950 
und 1967 auf das 15fache gesteigert, w ährend sich das gesam te Ausfuhrvolum en im gleichen Zeitraum  nur auf 
das Zehnfache erhöht h ab e" , G. S toltenberg M itte 1969 im „A ußenhandelsd ienst", zit. n. Frankfurter Rund­
schau v . 28. 4. 1969. Die forschungsintensiven Branchen der westdeutschen Industrie  verein ig ten  1967 rd. 68,5 %  
des gesam ten Auslandsum satzes, aber nur 39%  des industriellen  G esam tum satzes auf sich; die 8 größten Kon­
zerne (Krupp, BASF, AEG-Telefunken, Daimler-Benz, Bayer, Hoechst, Siemens, VW) konzentrierten  1968 über 
20 % des westdeutschen Exports auf sich und w iesen eine w eit überdurchschnittliche Exportquote von 37,2 %  
auf; vgl. E. A ltvater, Die W eltw ährungskrise, Frankfurt-W ien 1969, S. 81.
181) Vgl. BF I—III, a .a .O .; OECD, Gaps in Technology, A nalytical Report, 1968, Peter M enke-Glückert, Europas 
technologische Lücke, Beilage zur W irtschaft und W issenschaft, 2/1968, Klaus v. Dohnanyi, Japanische S tra te ­
gien oder Das deutsche Führungsdefizit, München 1969, H. Büchs, Rüstungszusam m enarbeit in der NATO als 
M ittel zur Einengung der technologischen Lücke, in : Europa-Archiv, Folge 19/1967, S. 703 ff., und Ernest M andel, 
Die EWG und die Konkurrenz Europa-Am erika, F rankfurt 1969, S. 23 ff.
132) e . A ltvater, a .a .O ., S. 103.

25



eine stärkere Entwicklung der industriellen FE bereitstellen sollten, dem Aufbau 
alle FE-Sektoren umfassender „Forschungsverbunde” und der straffen Zentrali­
sierung der forschungspolitischen Lenkungsorgane steht innerhalb der „neuen 
Forsdiungspolitik" zentral der Versuch, im Rahmen einer sich herauskristallisie­
renden forschungspolitischen Gesamtprogrammierung eine gewichtige Verschie­
bung der bisherigen Schwerpunkte vorzunehmen, die die Erfahrungen mit der 
amerikanischen Rüstungswirtschaft reflektiert. In einem Erfahrungsbericht hatte 
die US-Regierung festgestellt: „Die direkte zivile Anwendung von Ergebnissen 
der Verteidigungs- oder Raumforschung ist sehr klein im Vergleich zu den Inve­
stitionen in die Verteidigungs- und Raumforschung. Trotz bewußter Anstren­
gungen . . .  wird das zivile N ebenprodukt. . .  künftig wahrscheinlich immer klei­
ner werden” 133). Um dem US-Kapitalismus langfristig erfolgreich Konkurrenz 
bieten zu können, forderten nun die forschungsintensiven und exportorientierten 
monopolistischen Industrien der BRD eine ähnliche starke Subventionierungs­
tätigkeit des Staates wie in den USA, die aber im Gegensatz zu den USA und 
den westeuropäischen Staaten direkt auf dem Sektor der „zivilen", unmittelbar 
ökonomisch verw ertbaren FE liegen sollte. Diese Konzeption, die sich mit den 
Vorstellungen der SPD, des größten Teils der CDU und dem nicht (oder nur 
wenig) militärisch orientierten Teil der großen Exportindustrie deckte, wurde 
seit 1966/67 zur Leitlinie der Forschungspolitik des BMwF 134). 1967/68 ge­
langte diese Konzeption vollends auf breiter Front zum Durchbruch, nachdem 
man sich mit verschiedenen Sonderinteressen abgestimmt hatte; erst nach der 
Einleitung entsprechender Finanzierungs- und Förderungsmaßnahmen allerdings 
rückte das BMwF auch offiziell von der bisherigen Konzeption ab, die auf der 
sekundär-technologischen Verwertung vor allem der Kriegs- und W eltraumtech­
nologie basierte: „Etwa die Hälfte der amerikanischen Forschungsausgaben wer­
den für die Verteidigungs- und Weltraumforschung verwendet, deren ökono­
mische W irksam keit beschränkt ist. In der Bundesrepublik hingegen wird v er­
sucht, die für das Wirtschaftswachstum wichtige Forschung und Entwicklung mit 
konkreten Zielen unm ittelbar zu fördern, da nicht in einem so großen Umfange 
wie in den USA diese als Nebenprodukte der Verteidigungs- und W eltraum ­
technologie zu erhalten sind” (Stoltenberg) 135).

D ie  K r i e g s f o r s c h u n g  i n  d e r  „ n e u e n  F o r s c h u n g s p o 1 i t i k ”

Die Durchsetzung dieser Konzeption mußte naturgemäß auf den W iderstand 
der militärisch orientierten Fraktion des westdeutschen Herrschaftskartells 
stoßen, die der größte Nutznießer der bisherigen Konzeption gewesen war. Der

133) H ennenhöfer, a .a .O ., S. 41; H ennenhöfer s te llt w eiter fest: „V on den H underten von Patenten, die jede 
der w eltbekannten  Firmen der USA wie G eneral Electric, G eneral M otors . . .  u. a. aus R egierungsaufträgen 
für V erteidigungs- und Raum fahrtforschung entw ickelt haben, sind nur sehr w enige für zivile Zwecke aus­
gew ertet w orden” (S. 41). Trotz d ieser „E rkenn tn is" is t es illusionär, zu glauben, die US-Regierung w ürde 
gegen den am erikanischen m ilitärisch-industriellen Komplex angehen; nicht nur in den USA haben nebenbei 
etw a 2000 ehem alige Offiziere in 95 industriellen  R üstungsunternehm en hohe S tellungen: auch in der BRD 
nimmt die Zahl der M ilitärs in der Industrie rapide zu; vgl. Der Spiegel, 8/1969, u. 5. Dt. Bundestag, Druck­
sache V/4066, S. 69, sowie Frankfurter Rundschau v. 28. 3. 1969.
134) Anfang 1966 ha tte  S toltenberg noch auf die „kon troversen  D iskussionen" um die Forschungspolitik h in ­
gew iesen und die M öglichkeit staatlicher Förderung technischer Entwicklungen kaum verhü llt verne in t (vgl. 
G. S toltenberg, Zukunftsaufgaben deutscher W issenschaftspolitik, V ortrag  am 28. 1. 1966 vor dem W irtschafts­
be ira t der Union e. V., M ünchen o. J . ) ; im Ju li 1966 befürw ortete er die „gezielte  Förderung konkret umris- 
sener P rojekte  . . . weil der S taat im In teresse  der A llgem einheit bestim m te Forschungs- und Entwicklungs­
p ro jek te  besonders voran tre iben  m üsse", G. S toltenberg, Forschungsplanung — M öglichkeiten und Grenzen, 
in: K ieler V orträge, N eue Folge 47, zit. n. H ennenhöfer, a.a .O ., S. 49. Im Jan u ar 1967 kündigte er in der VDI- 
Zeitschrift 1/1967 (S. 19) an, daß sich in Zukunft „d ie staatliche Förderung auch w eiterh in  auf die angew andte 
Forschung, die entw icklungsorientierte Forschung und die technische Entwicklung selbst erstrecken m üsse . . .  Es 
zeichnet sich ab, daß eine staatliche Förderung industrienaher Forschung und Entwicklung auch in anderen 
Bereichen nötig sein w ird .”
135) Pressedienst des BMwF 6/1969; zentra le  Bedeutung für die „neue Forschungspolitik" haben das Gutachten 
H ennenhöfers, dessen Vorschläge für die Industrie in den BDI-Jahresberichten der folgenden Jah re  w iederzu­
finden sind, und das X. „Gespräch zwischen W issenschaft und W irtschaft", das vom GKWW am 7. 11. 1966 
über das Thema „Industrieforschung — M öglichkeiten und Grenzen im Rahmen einer zeitgem äßen Forschungs­
po litik "  abgehalten  w urde; vgl. auch G. S toltenberg, In itiato r Staat? in: „Protokoll des W irtschaftstages der 
CDU/CSU 1969 .Die Freiheit e rh a lten l' " , Hg. v. W irtschaftsrat der CDU e. V., Bonn 1969, S. 132.
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Einzug der kapitalistischen Reformpartei SPD in die Regierung, die N euorientie­
rung der NATO-Strategie 136 137) und das Avancement einer noch relativ unbedeu­
tenden sozialistischen Opposition in der BRD, die eine Neubestimmung der Bun­
deswehr als innerem, konventionellem Gewaltfaktor m ) nach sich zog, isolierten 
jedoch die M ilitärtechnokraten immer mehr. W ährend nach der M ittelfristigen 
Finanzplanung die W issenschaftsausgaben des BMVtdg. von 1 028 Mio. DM 
(1970) über 1 098 Mio. DM (1971) auf 1 175 Mio. DM (1972) steigen sollen (=  6,7 %> 
Steigerung gegenüber dem Vorjahr), sind allein für das BMwF Steigerungen 
von 2,7 Mrd. DM (1970) über 3,4 Mrd. (1971) auf 4,0 Mrd. (1972) (=  Steigerungen 
um 22,7 %, 25,9%  und 17,7%) vorgesehen. So zeigt sich hier die starke Stellung 
der Ziviltechnokraten ebenso wie die Sonderstellung der Kriegsindustrie, die — 
gemessen an anderen Sektoren der M ittelfristigen Finanzplanung —- sehr hohe Stei­
gerungsraten durchdrücken konnte 138). Ein „gemäßigter" Ausbau der Vernich­
tungswissenschaft scheint der gegenwärtig optimale Kompromiß zu sein: eine 
weitere Reduzierung der Vorhaben verbietet sich schon aus der Notwendigkeit, 
als „wesentliches M otivations- und Antriebsmoment zur Absorption volkswirt­
schaftlicher Überschüsse" 139) zu fungieren und den Zwängen zur Kapitalentwer­
tung und -Vernichtung Genüge zu leisten, die sich aus den strukturellen Entwick­
lungstendenzen des kapitalistischen Systems ergeben, und weiter zunehmend 
aus der politischen Notwendigkeit, mit der Durchführung von Vorhaben im Rah­
men weitgesteckter „counter-insurgency"-Programme Handhaben für machtpoli­
tische Kalküls liefern zu können.

D ie  S c h w e r p u n k t - ,  P r o j e k t -  u n d  H o c h s c h u l f o r s c h u n g  
i n  d e r  „ n e u e n  F o r s c h u n g s p o l i t i k "

1967/68 begannen die Ziviltechnokraten die bereits initiierten Programme zu 
intensivieren und neue Programme einzuführen: Elektronische Datenverarbei­
tung (EDV), Meeresforschung, Neue Technologien. In alle drei Programme gehen 
ökonomische, militärische und machtpolitische Erwägungen ein:

a) Das ökonomische Motiv: W ährend das EDV-Programm „die Entwicklung lei­
stungsfähiger inländischer Unternehmen gegen die monopolähnliche Stellung ge­
wisser ausländischer Unternehmen" 14°) zum Ziel hat und den Einsatz der EDV 
im Rahmen der Kern-, Raumfahrt- und Meerestechnik vorbereiten und organi­
sieren soll, will man mit dem Programm Meeresforschung vor allem der zu er­
w artenden Rohstoffverknappung zuvorkommen 141) und mit dem Programm Neue 
Technologien die industrielle FE direkt dort fördern, „wo Schlüsseltechnologien 
zu erkennen sind, wo die deutsche Industrie in technologischen Fortschrittsgebie­
ten gewichtigen W ettbewerbsverzerrungen ausgesetzt ist und wo zukunftsträch­

136) Die neue N A TO-Strategie w ar am 13. 12. 1967 auf der N A TO -M inisterratstagung mit dem Dokument 
MC 14/III niedergelegt worden und lief unter dem Begriff der „flexible response“ auf eine Reduktion der 
Bundeswehr zu einem konventionellen  G ew altfaktor hinaus.
137) Vgl. R. Rilling, Bürgerkrieg gegen d ie A rbeiterk lasse? in: M arxistische B lätter, 4/1968, u. K.-H. Roth, 
Polizisten gegen Dem okraten, in: konkret, 6—8/1969.
138) Vgl. BF III, S. 155, und W ehrtechnik, 4/1969.
139) j .  Hirsch, a .a.O ., S. 30.
140) IK v. 26. 4. 1969; 1968 hatten  die deutschen Produzenten einen Anteil von 20 */o an den insgesam t in sta llie r­
ten Anlagen. W ie d iese „Entwicklung“ vor sich geht, macht der IK v. 4. 6. 1969 am Beispiel der Hoesch AG 
k la r: „M it Hilfe e iner D atenverarbeitungsanlage w ird eine G ew innsteigerung von rund 1,2 Mio. DM im Jah r 
erzielt, und zw ar nach Abzug der Kosten für die M aschine und die Program m ierung.“ Im Rahm en des DV- 
Programms w erden die M ittel bis 1971 auf ca. 300 Mio. DM (BMwF-Finanzierung) steigen; für 1971—1975 sind 
ca. 750 Mio. DM vorgesehen.
141) Beteiligt an dem M eeresforschungsprogram m , das b is 1973 m it rd. 400 Mio DM staatlich gefördert w erden 
soll, sind (entw eder über die „Deutsche Kommission für O zeanographie“ oder die „W irtschaftsvereinigung 
industrie ller M eerestechnik e. V .“ (WIM)) die Konzerne Preussag (M etall-Erdöl-Erdgasgewinnung), Thyssen 
(W erkstoffproblem e), M esserschmidt-Bölkow (Systemtechnik), Demag (Fördertechnik, U rangewinnung), Siemens 
(EDV in der M eerestechnik) u. a. m. ; d ie Funktion der WIM besteh t nach dem IK v. 23. 9. i969 in der 
K analisierung des „G edränge(s) am Einstieg zum großen G eld“ und des „Tauziehen(s) um die Bonner M eeres­
M illionen“ . . .
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tige Technologien wegen des großen inhärenten Risikos von der Industrie nicht 
oder nur ungenügend aufgegriffen werden" 142).

b) Das militärische Motiv: Die EDV wird vom BMVtdg. vor allem zum Auf­
bau militärischer Führungssysteme gefördert143) und im Rahmen der W ehrtech­
nik organisiert; für die militärische Meeresforschung vergibt das BMVtdg. Auf­
träge an Institute „vor allem der Hochschulen" 144), wobei hier ebenso wie im 
Programm Neue Technologien breite Überschneidungen mit den übrigen Vor­
haben existieren 145).

c) Das machtpolitische Motiv: innerhalb des EDV-Programms werden mit den 
Datenbanken für politische Informationen, für juristische und statistische Infor­
mationen „Instrumente der Informationsverarbeitung und damit des Führungs­
managements" 14°) geschaffen, die vor allem in der zentralen M inisterialbüro- 
kratie eingesetzt werden sollen.

Auf einer zweiten Ebene mußte nun die Hochschulforschung in die „neue For­
schungspolitik" eingefügt werden. Das relative Zurückbleiben der Hochschul­
forschung hinter die Industrieforschung in den frühen 50er Jahren ließ für die Indu­
strie die Gefahr entstehen, daß die Hochschulforschung ihrer traditionellen Funk­
tion als Lieferant einzelwirtschaftlich nicht profitablen Grundlagenwissens und 
vorgelagerte Ergänzungs- und Reservekapazität der industriellen FE nicht mehr 
gerecht werden konnte. Deshalb wurde M itte der 50er Jahre eine Reihe von Ent­
wicklungen eingeleitet, die M itte der 60er Jahre zu Ende gingen bzw. auf einer 
anderen Stufe forciert wurden:

1) Einrichtung verschiedener „Big-science"-Programme, in die breite Kapazitäten 
der HochschulFE integriert wurden und eine gewichtige Ergänzungsfunktion aus­
übten;

2) massive Erweiterung der naturwissenschaftlich-technischen Kapazitäten der 
westdeutschen Hochschulforschung147), die bereits in dieser zweiten Phase der 
Entwicklung der HochschulFE nach 1945 von monopolistischen Industrien (Elek­
tronik- und Chemiebereich) dazu genutzt wurde, die traditionelle Form der Ver­
wertung der HochschulFE (Vertragsforschung) aufzugeben und sich ganze univer­
sitäre FE-Einrichtungen- und -Zielsetzungen direkt unterzuordnen 148).

3) Parallel dazu verschafften sich vor allem diese Industriekonzerne Sitz und

142) D ieses Programm, das d irek t m it der Absicht eingerichtet w urde, die „technologische Lücke" aufzuheben, 
soll vom BMwF 1973 m it 300 Mio. DM gefördert werden.
143) Vgl. BF III, S. 105, u. K. Steinbuch, M öglichkeiten der Com puter-V erw endung im m ilitärischen Bereich, in: 
Jahrbuch der W ehrtechnik 1966, a.a.O ., S. 202 ff.
144) B F  III, S. 84.
145) Vgl. W ehrforschung — streng geheim? Teil II — Uber und un ter dem M eeresspiegel, v. 18. 11. 1968, und 
BF III, S. 105.
148) Diese D atenbanken sollen le isten : A nalyse und A usw ertung politischer M einungen und A nalyse politischer 
Texte, um M otive, Absichten und Trends aus solchen Texten zu erkennen, volkswirtschaftliche Prognosen z. B. 
über die A usw irkungen w irtschaftspolitischer M aßnahmen, Effektivierung der A rbeit des Bundeskrim inalam tes. 
Ihr Stellenw ert innerhalb der Errichtung technisch hochentwickelter und effektiver Befriedungssystem e wird an 
den A usführungen des BF III (S. 71/2) über die Sozialw issenschaften deutlich: das BMwF will ab 1970 ein 
sozialw issenschaftliches Inform ationszentrum  unterstü tzen , das 1969 errichtet w erden und „insbesondere den 
O rganen der Gesetzgebung und V erw altung sowie den Institutionen der W issenschaft und W irtschaft" und 
„den obersten  Bundeseinrichtungen" Herrschaftsw issen verfügbar machen soll; „Them en, zu denen schon je tz t 
vorläufig Inform ationen von Sozialw issenschaftlern bere itgeste llt w erden könnten, sind z. B.: Konfliktmöglich­
keiten  der G esellschaft in den siebziger Jah ren  . . . Schwerpunkte antidem okratischer und antiparlam entarischer 
Einstellungen in der B evölkerung".
147) Von den Förderungsbeiträgen der Industrie von 1949 bis 1958 flössen 72 °/o in die naturw issenschaftlich­
technischen Disziplinen, 17 °/o in die G eistes- und G esellschaftsw issenschaften und 11 °/o in die angew andte 
M edizin (vgl. U niversitä t & Kapital, a.a .O ., S. 35): von den A usgaben der DFG entfielen im Rahmen des 
„N orm alverfahrens" auf die Ingenieur- und N aturw issenschaften 1957 39 %  der DFG-Gesamtausgaben, 1963 
49 °/o und 1967 56 °/o, im Rahmen des Schwerpunktprogram m s 1967 71 °/o, dagegen auf die Geistesw issenschaften 
8 °/o. Die personelle Forschungskapazität der TH 's vergrößerte  sich von 1953/54 auf 1963/64 um das 2,6fache, die 
der U niversitäten  nur um das l,9fache; vgl. W issenschaft im Klassenkam pf, S. 101.
148) So is t die technische Fakultä t der U niversität Erlangen-Nürnberg bis auf das Fach M echanik identisch m it 
dem Erlanger Forschungszentrum des Siem enskonzerns.
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Stimme in allen allmählich entstehenden wissenschaftspolitischen Lenkungsgre­
mien und nach und nach in 31 Förderungsgesellschaften der Hochschulen149).

Die 1965/67 einsetzende dritte Phase in der Entwicklung der HochschulFE ist 
vor allem von folgenden Faktoren bedingt:

a) Bis zu diesem Zeitpunkt w aren in der monopolistischen Industrie riesige For­
schungszentren aufgebaut worden. Dies bedingte ein neues Verhältnis zur Hoch­
schulforschung. Auf einigen Sektoren verfügten nun eine Handvoll oder noch 
weniger Konzerne über die gesamte Breite des Branchenprogramms 15°), so daß 
sich durch die intensivere und breitere Anwendung der unternehmenseigenen 
FE-Ergebnisse für sie der ökonomische Nutzen der FE immer mehr vergrößerte; 
damit wurde für sie auch Grundlagenforschung in gewissem Maße profitabel. 
Grundlagenforschung, Angewandte Forschung und technische Entwicklung wur­
den nun innerhalb der Konzerne in einem Prozeß zusammengefaßt. Die Bedeu­
tung der Hochschulen als Lieferanten von Grundlagenwissen nahm ab 151) ; ent­
sprechend fällt nun der Anteil der industriellen Vertragsforschung an den Uni­
versitäten an den Gesamtforschungsaufwendungen der Industrie — d. h. diese 
Konzerne werden von der HochschulFE immer unabhängiger —, während ihr 
Anteil an den universitären Forschungsvorhaben und damit die Abhängigkeit 
der Hochschulen von der Industrie gemäß der absolut expandierenden Industrie­
forschung rasch zunimmt.

b) Ein immer größerer Teil der gesamtgesellschaftlichen FE-Aufwendungen kon­
zentriert sich auf den Bereich ökonomisch direkt verw ertbarer FE, so daß die uni­
versitäre Forschung zum einen immer relativ bedeutungsloser wird und zum 
anderen allmählich immer näher an den kapitalistischen Verwertungsprozeß her­
angeführt wird. Sie tritt ihre Chance, Richtung und Zweck der Hochschul­
forschung auch nur zu beeinflussen, immer mehr an die Industrie ab, die dazu 
überging, ihre ohnehin winzigen — aber für die einzelnen Institute lebenswichti­
gen — Spenden fast nur noch zweckgebunden zu verg eb en 152), die V ertrags­
forschung mit den staatlichen Organen abzustimmen 153) und die Zentralisierung 
der Forschungspolitik voranzutreiben 154).

149) Erkauft w urden diese Positionen durch hochherziges M äzenatentum , wobei die gespendeten  Pfennig­
beiträge noch zu 50%  aus Steuerersparnissen  finanziert sind; für die „W issenschaft" s tiftete der „S tifter­
verband für die Deutsche W issenschaft" 1968 exak t den 400sten Teil des Betrages, den d ie deutsche W irtschaft 
jährlich für W erbung ausgib t: 28,5 Mio. DM.
150) Vgl. Huffschmid, a.a.O ., S. 46 ft.
151) In K. Berthold, Die Grundlagenforschung industrie ller Großunternehm en in der Bundesrepublik Deutsch­
land, Berlin 1969, wurden die 37 um satzgrößten U nternehm en der BRD des Jah res  1965 nach der unternehm ens­
eigenen Grundlagenforschung befragt; m indestens 28 U m satzm illiardäre betre iben  Grundlagenforschung, die 
A usgaben betrugen bei 5 U nternehm en 25 % des unternehm enseigenen FE-Aufwandes, bei 1 Konzern 15 % , 
bei 3 10%  und bei w eiteren  3 5 % ; ein D rittel d ieser U m satzm illiardäre verg ib t A ufträge über G rundlagen­
forschung an Hochschulen: vgl. Berthold, S. 147, 151/2.
152) Die Förderergesellschaft der U niversität Tübingen brachte 1967 530 000 DM auf, davon 345 000 zweck­
gebunden ; für die Schleswig-Holsteinische U niversitätsgesellschaft lau ten  die entsprechenden Zahlen 90 000 
bzw. 60 000 DM: von den 1968 bei der TU Berlin eingegangenen 603 000 DM w aren 513 000 DM zweckgebunden.
153) Die V ertragsforschung w ar G egenstand von K oordinationssitzungen zwischen Industrie (unter Leitung der 
AEG) und BMwF/BMWi im Sommer 1968.
154) Anfang 1966 wurde der Kabinettsausschuß für W issenschaft und Forschung gegründet, 1967 der „Beratende 
Ausschuß für Forschungspolitik" beim BMwF konstitu ie rt und gegen Ende der Legislaturperiode eine Reihe 
von Gesetzen verabschiedet, die eine nahezu uneingeschränkte M öglichkeit der Steuerung der Hochschul­
forschung durch den Bund bieten. Diese Zentralisierung w ird m it am schärfsten unm ittelbar auf U niversitä ts ­
ebene wirksam  w erden: „Bei a ller W ertschätzung von Lehre und Forschung ist es höchste Zeit, Begriffe des 
heutigen M anagem ents, wie Planen, Führen, D elegieren und Kontrollieren, als tragende Säulen in diese 
G edankenw elt einzuschleusen" (V W -V orstandsm itglied H olste, zit. n. F rankfurter A llgemeine Zeitung v. 
24. 9. 1968), wobei M itbestim m ungsm öglichkeiten zur U niversitätsspitze zunehm end ausgeschaltet w erden. Zur 
Durchsetzung d ieser Zentralisierung w erden die U niversitäten von der Industrie nach frühkapitalistischer 
M anier erpreßt: Balke sieh t eine „G efährdung der von der W irtschaft gele iste ten  Forschungsförderung" durch 
d ie M itbestim mung, welche „die  Zusam m enarbeit zwischen wirtschaftlicher Praxis und wissenschaftlicher For­
schung an unseren Hochschulen ernsthaft b ed roh t"  (Der A rbeitgeber, 14/1969, S. 560). In einem Erpressungs­
brief an den Präsidenten der Kultusm inisterkonferenz drohte Balke erneut, durch studentische M itbestim m ung 
w erde „die  Förderung der Forschung an Hochschulen e rnster in Frage ge ste llt" ; sie würde „unverm eidlich die 
Bereitw illigkeit der Industrie schmälern, im bisherigen Umfang Forschungsm ittel bere itzuste llen" (Frankfurter 
Rundschau v. 31. 10. 1969).
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c) Die durch den Aufbau der staatlichen Schwerpunktprogramme (die in einem 
relativ eng begrenzten Bereich auf vorprogrammierte Ziele vorangetrieben wur­
den) drohende Verödung angrenzender und vorgelagerter FE-Sektoren (die sich 
vor allem an den Hochschulen befanden), mußte im Interesse der langfristi­
gen Stabilisierung dieser Schwerpunktprogramme eingedämmt und zugleich sta­
bilisiert werden. Als Vehikel sollten die vom WR und der DFG vorprogram ­
m ierten „Sonderforschungsbereiche'' dienen, mit denen nach dem BF III eine 
„Konzentration der Forschung und . . .  Arbeitsteilung, die Kooperation von W is­
senschaftlern bei interdisziplinären Forschungsaufgaben und ein Verbundsystem 
zwischen Hochschulforschung und hochschulfreier Forschung einschließlich der 
Industrie"I55) erreicht werden soll. Hierzu sollen zunächst bestimmte For­
schungsbereiche gefördert werden, wobei die Kosten bis 1970 je zur Hälfte von 
Bund und Ländern, dann zu %  vom Bund getragen werden sollen; 1968 wurden 
4,4 Mio. DM, 1969 20 Mio. DM bereitgestellt, bis 1973 sollen es 100 Mio. DM 
se in 156). Die bislang eingerichteten Sonderforschungsbereiche fügen sich nicht 
nur in die Schwerpunktprogramme der DFG und des Bundes ein, sondern folgen 
auch der Tendenz zur Ausweitung der naturwissenschaftlich-technischen FE-Sek­
toren: von den 1969 bereitgestellten M itteln entfielen knapp 10%  auf geisteswis­
senschaftliche, 25 %  auf medizinische und 65 %  auf mathematische, natur- und 
ingenieurwissenschaftliche V orhaben157). Nach dem Bund-Länder-Abkommen 
vom 11. Juni 1969 (Paragraph 10) kann der Bund unter bestimmten Vorausset­
zungen selbst Sonderforschungsbereiche fördern, die er „unter Berücksichtigung 
der gesamtstaatlichen Entwicklung für besonders förderungsbedürftig hält" 158). 
Diese haben entweder rein imperialistischen Charakter 15°) oder fungieren als 
Zuhälter für die Industrie zur Erhaltung der W are A rbeitskraft160). So können 
die Sonderforschungsbereiche als die Keimzelle für eine von Staatsapparat und 
Industriebürokratie über die DFG und den WR zentral gelenkten Zerschlagung 
der Hochschulforschung interpretiert werden. Die Förderung eines solchen Be­
reiches heißt, daß die betroffene Hochschule „auf einen entsprechend starken Aus­
bau anderer Gebiete verzichten muß" 161). Die Einrichtung eines solchen Sonder­
forschungsbereiches hat „eine Strukturierung der Fakultäten in der mit der Wahl 
der Gebiete eingeschlagenen Richtung zur Folge“ 162) — oder im Klartext: In 
zahlreichen Wissenschaftsbereichen wird die Hochschulforschung allmählich 
liquidiert, die einzelnen Forschungsschwerpunkte werden allmählich die gesamte 
Forschungskapazität der einzelnen Hochschulen ausmachen. Diese vom W issen­
schaftsrat unter dem Vorsitzenden Leussink eingeleitete Entwicklung wird unter 
dem Bundesminister Leussink fortgeführt werden; in einem Brief vom 12. März 
1969 kündigte Leussink an: „W eiter wird auch zur Entwicklung der Forschungs­
kapazität Stellung zu nehmen sein. Hier wird eine Konzentration anzustreben 
sein, die erheblich über die Bildung von Sonderforschungsbereichen hinausgeht. 
Es muß gesagt werden, wo welches Fach besonders stark ausgebaut werden soll 
und wo es abzubauen ist. Es wird auch zu überlegen sein, ob die Forschungs­

155) BF III, S. 58. .
150) Vgl. P ressedienst des BMwF, 22/1968, 5, 11, 12, 17/1969.
157) Pressedienst des BMwF, 11/1969j w eiter heißt es: die „A nzahl der vom Senatsausschuß (der DFG, d. V.) 
nicht befürw orten und vom ad-hoc-Bew illigungsaussdiuß abgelehnten (geisteswissenschaftlichen, d. V.) A nträge 
w ar unverhältnism äßig groß ."
158) Sobotta, a .a .O ., S. 51.
159) Vgl. WR, Verzeichnis, a.a .O ., S. 7: „Bestim m ungsfaktoren der A ußenpolitik  in der 2. H älfte des 20. J a h r ­
hunderts, Fragen der Abrüstung, Rüstungskontrolle und Sicherheit sowie M odernisierung des Sicherungs­
system s, Recht der Technik, U nternehm ensforschung . . . Dem ographie un ter Einbeziehung der Entwicklungs­
länder, Bauwesen und Infrastruktur in tropischen R egionen". In diesem  K ontext is t auch die von Stoltenberg 
unternom m ene In itiative  für eine w esentlich vers tärk te  Förderung der A uslandsw issenschaften zu sehen; vgl. 
P ressedienst des BMwF, 17/69.
160) Vgl. WR, Verzeichnis, a .a .O ., S. 286.
101) W R-Empfehlungen, Ausbau, a .a .O ., S. 130.
162) W R-Empfehlungen, Ausbau, a .a .O ., S. 129.
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kapazität immer parallel zur Ausbildungskapazität erw eitert werden soll, oder 
ob z. B. die Ausbildung von Lehrern für alle Schulen an bestimmten Hochschulen 
konzentriert werden soll" 163). Die Kriterien für die Errichtung solcher Schwer­
punkte wurden von Leussink in schöner Offenheit dargelegt: „Hebung des all­
gemeinen Bildungsniveaus . . . Gewinnung wissenschaftlich ausgebildeter Kräfte 
und . . . Erzielung wirtschaftlich verw ertbarer Forschungsergebnisse" 164), denn 
— so Leussink — : „Das Geschäft besteht in W irklichkeit darin, Produkte der 
Forschung so schnell wie möglich in industrielle Produktion umzusetzen" 165).

Diese Entwicklung zur Zerschlagung der Hochschulforschung bzw. ihrer direk­
ten Subsumtion unter die monopolistische Industrie wird verzögert und modifi­
ziert durch die Auseinandersetzungen und Interessengegensätze innerhalb des 
Gesamtkapitals. Es ist einerseits der forschungsintensiven, monopolistischen Indu­
strie gelungen, sich über die staatlichen Schwerpunktprogramme und die Sonder­
forschungsbereiche die kurz- und längerfristige Verwertung der sie interessie­
renden Hochschulforschung direkt zu sichern. Andererseits aber sind auch die 
mittlere und kleine Industrie zunehmend auf die kapitalistische Verwertung der 
Hochschulforschung angewiesen, so daß dem Interesse der monopolistischen In­
dustrie an der Zerschlagung bzw. straffen Konzentration der Hochschulforschung 
das Interesse anderer Teile des Gesamtkapitals an der Hochschulforschung als 
Lieferant später verw ertbaren Grundlagenwissens und angewandten W issens 
(TH's!) entgegensteht. Allem Anschein nach hat die Staatsbürokratie und das 
BMwF 1968 diesen Interessenwiderspruch erkannt und versucht, durch die Er­
richtung eines „Forschungsverbundes" zwischen Hochschulforschung/AIF-FhG/ 
mittlere Industrieforschung auf einer zweiten Ebene „unterhalb" der staatlichen 
Schwerpunkt- und Sonderforschungsbereiche die Verwertungschancen der zu­
rückgebliebenen Teile des Gesamtkapitals zu v erbessern166). Die Einleitung 
von Schwerpunktprogrammen jedoch, die kraß auf die Bedürfnisse der mono­
polistischen Industrie zugeschnitten sind, läßt vermuten, daß diese Maßnahmen 
mehr Subventionscharakter haben und es der monopolistischen Industrie gelun­
gen ist, den übrigen Teilen des Gesamtkapitals zumindest ansatzweise ihre Be­
dingungen zu oktroyieren und die angestrebte forschungspolitische Gesamtpro­
grammierung auf die konzentrierte staatliche Förderung der Schwerpunkt- und 
Sonderforschungsbereiche zu reduzieren.

Die Konzequenzen für die Hochschulforschung können somit formuliert werden:

1) Die allgemeine Bedeutung der Hochschulforschung als Produktionsstätte öko­
nomisch verw ertbaren W issens im Interesse der Kapitalverwertung wird lang­
fristig abnehmen. Ein Teil der gegenwärtig noch betriebenen Grundlagenfor­
schung wird direkt in die monopolistische Industrie integriert und von den Hoch­
schulen verschwinden.

2) ü b e r die staatsmonopolistischen Schwerpunkt- und Sonderforschungsbereiche 
werden einzelne Forschungskapazitäten in integrierte Verbünde zusammenge­
faßt, die von Staats- und M onopolbürokratien programmiert und gelenkt und 
tendenziell aus der Universitätsorganisation herausgebrochen werden. Die O r­
ganisation der in diesen Bereichen betriebenen Forschung wird dabei den dis­

163) Schreiben des W R-Vorsitzenden Leussink v. 12. 3. 1969 an  die M itglieder des B eratenden Ausschusses für 
Forschungspolitik über „Langfristige Tendenzen beim  H ochschulausbau", S. 8.
164) Schreiben, a .a.O ., S. 1.
165) 6. Dt. Bundestag, 7. Sitzung v. 30. 10. 1969. Sten. Ber. S. 188.
166) in die FhG sollen 35 Institu te  aufgenommen w erden, die Zuschüsse des BMwF sollen bis 1973 auf jährlich 
ca. 22 Mio. DM steigen und AIF und FhG sollen — teilw eise durch Personalunion in den Entscheidungs­
grem ien — w eitgehend fusionieren, ohne daß jedoch die Kriegsforschung aus der FhG ausgegliedert w ird.
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ziplinierenden Bedürfnissen der Kapitalverwertung angepaß t167). Als Vehikel 
dienen vor allem die Sonderforschungsbereiche, mit denen zugleich der W ider­
spruch zwischen Einschränkung der Hochschulforschung zugunsten der Ausbil­
dungsfunktion und der notwendigen Expansion des gesamten nationalen FE-Poten- 
tials gelöst werden soll; ebenso wird über sie die imperialistische FE-Program- 
m atik (s. u.) an den Universitäten realisiert.

3) Die völlige Zerschlagung der übrigen Hochschulforschung wird verzögert 
durch die Abhängigkeit zurückgebliebener Teile des Gesamtkapitals von der 
Hochschulforschung. Der Interessengegensatz zwischen der fortgeschrittenen 
monopolistischen Fraktion des Gesamtkapitals und dieser Fraktion, die gegen­
wärtig die traditionelle Verwertungsweise der Hochschulforschung intensiviert 
und modernisiert (Vertragsforschung, Verbundsystem der zweiten E bene168), 
wird eine einheitliche Entwicklung der Hochschulforschung verhindern.

4) Neben diesem Konflikt wird unter der neuen SPD/FDP-Regierung sich die 
Auseinandersetzung zwischen der monopolistischen, forschungsintensiven Frak­
tion des Gesamtkapitals, die inzwischen auf Grund des Mechanismus des Mono­
polprofits bzw. der Konzentration .ökonomisch verw ertbaren Wissens an der 
Unterdrückung bzw. dem Hinauszögern der Anwendung technischer Erfindungen 
interessiert i s t 169) und dementsprechend die staatlichen FE-Programme auf 
einige wenige Projekte konzentrieren möchte, und dem Staatsapparat in seiner 
Funktion als ökonomischen Regulierungs- und Stabilisierungsfaktor, der eine for­
schungspolitische Gesamtplanifikation im Rahmen der allgemeinen Bedingungen 
der Kapitalverwertung anvisiert, wesentlich verschärfen und für die Entwick­
lung der Hochschulforschung ebenso entscheidend sein.

5) Mit der endgültigen Transformation der „Ordinarienuniversität" in einen 
den gegenwärtigen allgemeinen und spezifischen Bedürfnissen der Kapitalver­
wertung angepaßten Universitätsbetrieb wird die Hochschulforschung vollends 
den allgemeinen W idersprüchen des kapitalistischen Systems, die eine Entwick­
lung der „Produktivkraft Wissenschaft" beschränken, unterworfen:

— dem Widerspruch zwischen dem gesellschaftlichen Charakter der „Produktiv­
kraft Wissenschaft" und der durch ihre Anwendung geprägten Produktion und 
der weiterbestehenden, privaten Aneignung und dispositiven Kontrolle deren Er­
gebnisse;

167) Berthold zitiert einen der befragten  w estdeutschen U m satzm illiardäre: „M it W issen des Top M anagem ent 
w ird von der FE-Leitung das Bearbeiten unangem eldeter Pro jekte geduldet. W enn man einem Forscher nicht 
m indestens 10 °/o seiner Zeit zum Spielen gibt, wird er trocken, wird er nicht m ehr fündig" (Berthold, a.a.O ., 
S. 105). Die Zeitschrift „Chemische Industrie" (XVII/1965, S. 730/1) kennzeichnete die Industrie FE folgender­
m aßen: „Zw ang ist das Gesetz der angew andten, vor allem der industriellen  . . . Forschung. Zwang nicht nur 
von außen; auch innere, betriebsin terne Zwänge und H ürden sind zu überw inden zum Beispiel der Zwang zur 
:gem einsam en K alkulation, zum Prestige und zum betrieblichen Eigennutz".
168) Dies zeigt die Entwicklung der AIF; sie a rbeite te  1961 mit 85 Hochschulinstituten zusammen. Sechs Jah re  
später w aren es nach dem AIF-Handbuch 1968 m indestens 61 Institu te  der U niversitäten und 157 Institute der 
Technischen Hochschulen und U niversitäten; so daß die Anzahl der betroffenen Hochschulinstitute um nahezu 
250 •/» anstieg l Der tatsächliche Umfang der über die AIF organisierten  industriellen  Vertragsforschung liegt 
noch wesentlich höher, da zahlreiche in der AIF organisierte  industrielle  Forschungsvereinigungen keine 
spezifizierten A ngaben machen und zahlreiche Hochschulinstitute mehrfach frequentiert w erden (die Zahl der 
Kontakte liegt m it 316 w eit über den angeführten 218 Hochschulinstituten). Zentren der über die AIF organi­
sierten  Vertragsforschung sind S tu ttgart (17 Institute), Hannover (16), K arlsruhe (17), München (19), Darm­
s tad t (13), C lausthal-Zellerfeld (12), Aachen (37), Berlin (22), Braunschweig (21), w ährend die U niversitäten  im 
Durchschnitt Zwei- bis Vierfachnennungen aufw eisen. Daß die tatsächliche Indienstnahm e der HochschulFE 
durch die Vertragsforschung noch um ein Vielfaches um fangreicher ist, zeigen die G rößenordnungen: für indu­
strie lle  Gemeinschaftsforschung, die vor allem durch die AIF organisiert wird, gibt die Industrie knapp den 
50sten Teil ih rer unternehm enseigenen A ufwendungen aus! G rundlegende V oraussetzung für V erträge ist im 
übrigen „die vertrauliche Behandlung der geste llten  Aufgabe durch alle M itarbeiter im festgelegten Maß und 
über eine zu bestim m ende F rist"  (DFG, Empfehlungen für die A rbeitsw eise (Sonderdruck), Bad G odesberg 
1960, o. S.); auch w enn ein Konzern seinen V ertrag einseitig  kündigt, bleiben die übernom m enen Verpflich­
tungen hinsichtlich der Geheim haltung und der Schutzrechte w eiter bestehen, vgl. DFG, Empfehlungen zum 
V ertragsabschluß (Sonderdruck), Bad Godesberg 1960, o. S.
16#) Vgl. E. M andel, M arxistische W irtschaftstheorie, Frankfurt 1968, S. 441 ff.
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— der Ausrichtung der „Produktivkraft Wissenschaft" auf die Bedürfnisse der 
kapitalverwertenden Klasse statt auf die Bedürfnisse der Gesamtgesellschaft 17°);
— der organisierten „Entfaltung" der „Produktivkraft Wissenschaft" im Rahmen 
der systematischen Vernichtung gesellschaftlichen Reichtums (Rüstung, Verschleiß­
produktion) 171) ;
— der Verhinderung einer langfristigen und gleichmäßigen m ateriellen Förde­
rung und Entfaltung der „Produktivkraft Wissenschaft" durch die angesichts 
zyklischer Konjunkturschwankungen trotz der staatlichen Regulierungstätigkeit 
beschränkten und anarchischen Investitionstätigkeit171a) ;
— der Konkurrenz der verschiedenen kapitalistischen Interessengruppen in- und 
außerhalb der staatlichen Schwerpunktprogramme und der daraus resultierenden 
ungleichgewichtigen Entwicklung der einzelnen FE-Kapazitäten und ökonomisch 
sinnlosen Doppelarbeit in der FE 172);
— der Beschränkung der Anwendungsmöglichkeiten von Forschungs- und Ent-

• Wicklungsergebnissen durch Betriebsgeheimnisse und militärische Geheimhal­
tung m ) j
— der Beschränkung der FE-Tätigkeit durch Monopolisierung ihrer Ergebnisse 
vor allem mittels Patentpaketen 174) ;
170) Der Anteil der von der DFG 1968 im N orm alverfahren abgelehnten V orhaben (durchschnittlich 24 •/•) „w ar 
am höchsten auf G ebieten, die nicht kurzfristig profitträchtig erscheinen — etw a Architektur, S tädtebau und 
Landesplanung (53%  abgelehnt), Sozial- und W irtschaftsw issenschaften (38%  abgelehnt), praktische M edizin 
(34%  abgelehn t)". Für alle  V orhaben auf den G ebieten der F rühinvalidität, der Luftreinhaltung, des Lärm­
schutzes, der Fremdstoffschäden, der G esundheitsgefährdung durdi A rbeitsstoffe und der Krebsbekämpfung 
zahlte die DFG 1968 2,4 Mio. DM (Der Spiegel, 40/1969, S. 98); für Unternehm ensforschung w andte sie im Jah r 
zuvor eine d reiv ierte l M illion auf, für römische Provinzialarchäologie 540 000 DM. 1968 bew illigte die DFG 
97 %  aller bean trag ten  M ittel für die Erforschung der „Frühgeschichte der Industrie in D eutschland" (das Pro­
gramm läuft seit 5 Jahren), lehnte aber 46%  a ller bean trag ten  Zuschüsse für empirische Kriminologie ab (seit 
1 Jah r gefördert). Im Rahmen des Programms N eue Technologien werden nun kümmerliche Ansätze gemacht: 
etw a die Förderung der Rehabilitationsforschung und -entwidclung (beantragt: 640 000 DM, bew illigt: knapp 
420 000 DM), die ebenso der ökonomischen Kalkulation unterw orfen w ird (vgl. Süddeutsche Zeitung, Sonder­
druck, a .a.O .). Nicht oder nur minimal w erden gefördert: Verkehrsunfallforschung, S tädtebau/A rchitektur, 
Raum planung, Ernährungsforschung, Arbeits- und Sozialmedizin, Bildungsforschung, Friedensforschung, Lärm­
forschung, Abgas- und Abwässerforschung, Soziologie etc.
171) So wurden bei Damenstrüm pfen Luftbläschen eingelagert, die sie brüchig machen; die m ittlere Leuchtdauer 
von Leuchtröhren wurde von 100 000 auf 3000 Stunden herabgesetz t; vgl. auch die Aussagen von Leon Kelley, 
le itender A ngeste llter der Fa. Fishler, Zealand & Co — „W enn die W aren nicht schnell genug verschleißen, 
haben die Fabriken nichts m ehr zu tun und die M ensdien w erden arbe its lo s"  — oder des Vorsitzenden der 
W hirlpol Corporation (USA) vor jungen Ingenieuren: „D er Ingenieur ha t in e rs ter Linie die Aufgabe, Obsoles- 
zens zu erzeugen" (zit. n. VDS [Hg.], Hochschulgesamtplan, H eidelberg 1969, S. 50); vgl. auch M andel, W irt­
schaftstheorie, S. 441 ff., und Packard, a.a.O .
171Q) Bereits die bisherigen Versuche zeigen die system im m anenten Beschränkungen einer langfristigen for­
schungspolitischen G esam tplanifikation, wobei widersprüchliche gesellschaftliche und ökonomische Interessen 
d isparate  Entwicklungen ingang setzten, die vor allem in der Anfangsphase zu Beginn der 60er Jah re  deutlich 
w urden: die W R-Empfehlungen von 1960 zur Bildung von Forschungsschwerpunkten bzw. zum Ausbau vo r­
handener K apazitäten wurden deshalb nur teilw eise verw irklicht, weil sie nur die In teressen  eines Teils des 
G esam tkapitals w iederspiegelten ; zudem bew irkte die unkontro llierte Errichtung neuer S tandorte der Industrie 
häufig eine Erw eiterung nahegelegener HochschulFE-Kapazitäten, die auch den Intentionen des S taatsapparats 
w idersprachen — so z. B. im Falle der süddeutschen elektrotechnischen Industrie und der entsprechenden Insti­
tu te  der TH’s S tu ttgart und K arlsruhe oder des „Entwicklungsrings N ord" der Luftfahrtindustrie und der TH ’s 
Braunschweig und Aachen.
172) Vgl. die A ussage eines B auingenieurprofessors, zit. n. Der Spiegel, 40/1969, S. 90: „Bei mir läuft ein 
Projekt, bei dem sich eine Zusam m enarbeit mit einem anderen Institu t unm ittelbar anbietet. Ich kenne den 
O rdinarius sehr gut. A ber er ha t den A uftrag von einer Industriefirm a und hat Geheim haltungsvorschriften. 
Ich habe K ontakte zur Konkurrenz. W ir können gar nicht Zusammenarbeiten, obwohl w ir es w ollen ." Nach 
Angaben von Bund bringen in dem von ihm untersuchten Bereich der Industrieforschung „nur 40 % der 
A r b e i t e n . . .  einen technischen Fortschritt hervor, die übrigen 60%  w erden paralle l dazu vollzogen" (vgl. 
Bund, a .a.O ., S. 98).
173) Vgl. Berthold, a.a.O ., S. 121: „Einige U m satzm illiardäre betonten , daß sie eine Publikation grundsätzlich 
e rs t dann gesta tten , w enn der durch d iese Veröffentlichung w iedergegebene Stand ihres W issens bereits 
überholt is t.“ — „Die U nternehm en beeinflussen aber nicht nur den Zeitpunkt, sondern auch die Q uantitä t und 
d ie Q ualität der V eröffentlichungen." Der BASF-Forschungsleiter A. Steinhofer w eist in seinem Aufsatz 
„Industrie lle  Forschung" (in: Studium G enerale, 5/1963, S. 269) auch bedauernd auf die „harten  R ealitäten" 
der IndustrieFE hin: W irtschaft und W irtschaftspolitik „können u U. dazu führen, daß wissenschaftlich w ert­
volle A rbeiten zurückgestellt w erden müssen, Serienversuche den V orrang vor in teressanten  Schritten in 
wissenschaftliches N euland haben, wichtige Erkenntnisse nicht sofort veröffentlicht w erden können."
174) ,,Nur w enige Prozente der als N iederschlag erfolgreich abgeschlossener industriellen  Forschungsarbeiten 
zum Patent angem eldeter V erfahren, K onstruktionean und Produkte w erden technisch ausgew erte t; der w eitaus 
größte Teil der in Kraft befindlichen Schutzrechte ha t die Aufgabe, als Sperrpatente einzelne wichtige Ent­
wicklungen zu schützen" (Steinhofer, a .a .O ., S. 272). Nach der K onzentrationsenquete von 1964 h ielten am 
30. 4. 1962 1,2 % aller Patentinhaber 45,5%  aller inländischen Patente (das sind 172 U nternehm en!), der Rest 
ve rte ilte  sich auf 14 750 U nternehm en; von den 1952—1962 insgesam t entw ickelten Patenten  lagen 18 •/• bei 
den 10 größten Gesellschaften der elektrotechnischen und chemischen Industrie, davon 75 %  a ller für diese 
Industriezw eige nutzbaren Patente; vgl. H. Heer, a .a .O ., S. 73.
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— der Beschränkung der Entfaltungsmöglichkeiten der wissenschaftlichen Ar­
beiter und damit der Grundlage der „Produktivkraft Wissenschaft" 175 176);

— der systematischen Verwendung wissenschaftlicher Forschungsergebnisse zur 
Aufrechterhaltung der Legitimationsbasis des bestehenden Herrschaftssystems 
statt zur „Abschaffung der Herrschaft des Menschen über den Menschen".

D e r  i m p e r i a l i s t i s c h e  C h a r a k t e r  d e r  „ n e u e n  F o r s c h u n g s ­
p o l i t i k "

Die zielgerichtete Einpassung der Forschungspolitik in außenpolitische Ambitio­
nen war zu Beginn der 60er Jahre am deutlichsten von den V ertretern des sich 
herausbildenden militärisch-industriellen Komplexes der BRD formuliert wor­
den. In einer Rede von Strauß im April 1966 vor dem W ehrpolitischen Arbeits­
kreis der CSU in München wird der ideologische Hintergrund und die politisch­
pragmatische Ausformulierung dieses Vorgangs besonders deutlich: „ . . .  weil 
ich zutiefst davon überzeugt bin, daß das wissenschaftlich-technische Potential 
einer Nation heute . . .  in den Fragen der Einstufung dieser Nation, ihrer Ge­
wichtigkeit, ihrer Durchsetzungsfähigkeit, nämlich der Durchsetzungsfähigkeit 
ihrer Ziele, eine wesentlich größere Rolle spielt als jemals in irgendeiner Gene­
ration vor uns" 17ß). Dabei müssen sich die politische Bewußtlosigkeit der wis­
senschaftlich Arbeitenden und die politische M anipulation der „politischen Füh­
rung" gegenseitig ergänzen: „Wohl muß der W issenschaftler um der Forschung 
willen forschen. Aber die politische Führung muß diesen Bereich der Grund­
lagenforschung, der angewandten Forschung und der technischen Entwicklung 
und der dahinter steckenden Produktionsmöglichkeiten in ein politisches Kon­
zept einbauen . . . Politische Führung muß wissen, was sie will, und sie muß ver­
suchen, den W illen einer Nation so zu beeinflussen, daß ihre politischen Ziele 
Schritt für Schritt in Reichweite kommen" 177). Bei dieser politischen Zielset­
zung wird davon ausgegangen, daß der „technologische W ettlau f. .. selbst zu 
einer wichtigen Form des modernen Krieges" 178) geworden ist und deshalb 
„heute das Gleichgewicht der wissenschaftlichen oder militärischen Machtmög­
lichkeiten und damit der politische Führungsanspruch der einzelnen hochindu­
strialisierten Länder physisch durch das nationale Potential der Natur- und 
Ingenieurwissenschaften bedingt wird und deshalb . . .  der politische Füh­
rungsanspruch daran gemessen werden" 17°) muß. Ein Altnazi aus der techno­
kratischen M ilitärfraktion formulierte die Konsequenz: „Jede Maßnahme, die 
geeignet ist, die Bildung, Handfertigkeit und das W issen zu erweitern, dient da­
zu, die Kraft eines Volkes zur Verteidigung seines Lebensraums und zur Erhal­
tung seiner Lebensform zu stärken" 18°). Eleganter und noch präziser der „CDU- 
Reformer" W örner im Bundestag: „Die politische Unabhängigkeit ist eine Funk­
tion einer gewissen technologischen U nabhängigkeit"181). Bezogen auf die 
KriegsFE heißt das für die M ilitärfraktion: „Man kann heute feststellen, daß das 
Gewicht eines Volkes als Bündnispartner in der Politik nicht nur nach dem

175) Vgl. zu einem T eilaspekt K. Borgmeier, Zur Soziologie betrieblicher Forschungs- und Entwicklungs­
institu te , Diss., M ünster 1960, S. 133/4: ,,Die wirtschaftliche R ationalität bedient sich zur Kontrolle des fachlich 
kom plizierten FE-Prozesses je tz t auch unm ittelbarer M ethoden, solcher K ontrollm ethoden, die man bisher für 
eine Spezialität der O rganisation repetitiven  A rbeitens halten m ußte." — Ein W eg „führt über eine W eiter­
entwicklung des Refa-System s zu quan tita tiven  Bew ertungen und fortgesetzten qualita tiven  D eskriptionen der 
FE-Arbeit."
176) Zit. n. W ehr und W irtschaft, 4/1966, S. 210.
177) W ehr und W irtschaft, 4/1966, S. 212.
178) H. Speidel, W issenschaft, Technik und Politik, in : VDI-Zeitschrift, 1/1967, S. 5.
17») M. Schreiterer, Die N atur- und Ingenieurw issenschaften in der heutigen A ußenpolitik, in : VDI-Zeitschrift, 
1/1967, S. 8.
180) K. Fischer (ehern. Abt. T), V erteidigung und W irtschaft, in : W ehr und W irtschaft, 4/1965, S. 179.
181) 5. Dt. Bundestag, 133. Sitzung v. 10. 11. 1967, Sten. Ber. S. 6745.
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Kampfwert seiner Streitkräfte gemessen wird, sondern erheblich gesteigert wer­
den kann durch seine Fähigkeit, Hervorragendes auf dem Gebiet der Wehrtech­
nik zu leisten" 182). W ie sich dabei die politische Zielrichtung der Kriegsfor­
schung ihren Propagandisten darstellt, zeigt die Äußerung des westdeutschen 
Vertreters in der W issenschaftsabteilung der NATO, Schräder: „Von jeher war 
militärische Stärke ein wichtiges Element der Außenpolitik. Durch die moderne 
W ehrtechnik übt daher die Wissenschaft bei weitem den größten Einfluß auf 
die internationalen Angelegenheiten aus" 183). Für den westdeutschen m ilitä­
risch-industriellen Komplex und sein wichtigstes Sprachrohr, die CSU, sollte da­
her „eine strukturelle Reform des W ehrbudgets" und eine Anhebung der „Aus­
gabensätze für militärtechnische Forschung und Entwicklung" von 5 auf 10%  184) 
den Einfluß der Kriegsforschung verstärken helfen; die westdeutschen For­
schungskapazitäten sollten in z. T. enger Kooperation mit französischen (und 
auch spanischen) Kapazitäten einen europäischen „Schutzwall" gegen die ameri­
kanischen „Kapitalaggressoren" 185) aufbauen — nicht zuletzt, um in eine bes­
sere Ausgangsposition den sozialistischen Staaten gegenüber zu kom m en186). 
Strauß forderte dementsprechend in seinem „Entwurf für Europa", die BRD und 
Frankreich „sollten ihre Mittel auf allen Gebieten der modernen Hochleistungs­
technik für wirtschaftliche und militärische Zwecke Zusammenlegen. Sie sollten 
Gemeinschaftskonzerne in den Schlüsselindustrien gründen, in denen sich die 
Am erikaner eine Monopolstellung im westlichen Bereich zu sichern suchen. Da­
für ist es selbstverständlich auch erforderlich, daß beide Länder ihre Investitions­
mittel für militärische Zwecke Zusammenlegen, die nun einmal den Löwenanteil 
der staatlichen Ausgaben für die technisch-wissenschaftliche Entwicklung darstel­
len" 187). Daß eine solche Konzeption nur auf dem Rücken der arbeitenden Mas­
sen durchgesetzt werden kann, wird dabei von den M ilitärtechnokraten ohne 
weitere taktische Behutsamkeit offen eingestanden 188).

Die Niederlage der M ilitärtechnokraten im Kampf um die „neue Forschungs­
politik" 1966/67 und die rasch wachsende Einflußnahme amerikanischer Rüstungs­
konzerne auf den westdeutschen militärisch-industriellen Komplex bedeuteten 
jedoch nicht Verzicht auf die ursprünglich nach außen gewendete politische Ziel­
setzung. W ährend die M ilitärtechnokraten die außenpolitische Machtstellung der 
BRD durch die Entwicklung des militärischen Potentials über den Aufbau einer 
an den westeuropäischen Staaten und den USA orientierten Kriegsforschung aus­
bauen wollten, die in einem zweiten Schritt zugleich den für die internationale

182) Brigadegeneral Dipl.-Ing. W illikens (Leiter der U nterabteilung I III , .W ehrtechnik Land" im BMVtdg.) in: 
W ehrtechnische M onatshefte, 6/1964, S. 211.
183) R. Schräder, W issenschaft im ausw ärtigen Dienst, in: W irtschaft und W issenschaft, 5—6/1964, S. 2.
184) F.-J. Strauß, H erausforderung und A ntwort — ein Programm für Europa, S tu ttgart 1968, S. 165.
185) s. B a lk e ,  D ie  a m e r ik a n is c h e  H e r a u s f o r d e r u n g ,  i n :  d e r  a r b e i tg e b e r ,  8/68.
186) Vgl. F.-J. Strauß, Entwurf für Europa, S tu ttgart 1966; K. T. Freiherr zu G uttenberg, W enn der W esten 
will — Plädoyer für eine m utige Politik, S tu ttgart 1964; Rainer Barzel, G esichtspunkte eines Deutschen, 
Düsseldorf-W ien 1968.
187) Strauß, Entwurf, a .a .O ., S. 133 f.; die institu tionelle Form einer solchen Zusam m enarbeit legt Servan- 
Schreiber in seinem Buch ,,Die am erikanische H erausforderung" (Hamburg 1968), zu dem Strauß ein begeistertes 
V orw ort form ulierte, sehr deutlid i dar: ,,Die Forschungszentren, sowohl die der M inisterien als auch die der 
U niversitäten, müssen es als ganz selbstverständlich empfinden, daß sie un ter V erträgen und D irektiven 
arbeiten, die Industrielle  bestimmen . . . "  Immerhin w ar der neue Leiter der U nterabteilung T II (W ehr­
forschung) des BMVtdg., M inisterialdirigent F. R. Toepffer-Güntsch, „b isher führend in der Entwicklung von 
Rechenanlagen bei AEG-Telefunken tä tig "  (W ehrtechnik, 9/1969, S. 354), und Helm ut Schmidts neuer Leiter der 
Abteilung R üstungsangelegenheiten (W ehrtechnik und V erteidigungswirtschaft) E. W. Mommsen konnte als 
Amtsgruppenchef in H itlers Kriegsm inisterium  erste Erfahrungen sammeln, bevor er 1965 zum V orstands­
vorsitzenden und G enerald irektor der Thyssen Röhrenw erke AG avancierte und nun seine exzellenten 
Beziehungen (etwa als BDI-Funktionär) dem Sozialdem okraten Schmidt zur Verfügung stellte , ohne jedoch 
„sich von diesem ganzen wirtschaftlichen H intergrund völlig zu lösen" (IK v. 29. 11. 1969). W ährend der 
ehem alige Leiter der S tabsabteilung W irtschaftspolitik der Friedr. Krupp GmbH G. Stoltenberg vom BMwF 
nun w ieder zu Krupp zurückkehrte, schlug sein Nachfolger Leussink (M itglied des Krupp-Aufsichtsrats) kurz 
vor A m tsantritt einen V orstandsposten bei Krupp aus; Dohnanyi schließlich w ar von 1956— 1960 Leiter der 
P lanungsabteilung des Kölner Ford-Konzerns.
188) in einer H aushaltserklärung vom Dezember 1966 wies K iesinger darauf hin, daß die stärkeren  A nstrengungen 
auf w issenschaftspolitischem G ebiet „durch Einsparungen bei Konsum ausgaben, bei Subventionen oder durch 
S teuererhöhung" ermöglicht werden sollten (zit. n. Die W elt v. 14. 12. 1966).
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Konkurrenzfähigkeit wichtigen technischen Fortschritt organisiert, verschob sich 
bei den „Ziviltechnokraten" die Gewichtung: das sich in wirtschaftliche Stärke 
ummünzende Forschungspotential wird auf die direkte Unterstützung der Be­
dürfnisse des großen Kapitals orientiert, die Kriegsforschung und die sich daraus 
ergebende militärische Stärke haben nur eine ergänzende Funktion. Program­
matisch dargelegt wurde die außenpolitische Bedeutung der „neuen Forschungs­
politik '' im Juli 1968 von Karl Scherf, der am 1. Dezember 1967 als bisheriger 
„M itarbeiter" der BASF in den Planungsstab des Bundeskanzleramtes eingetre­
ten war und dort als Leiter der Sachgebietsgruppe „Wissenschafts- und For­
schungspolitik'' fungiert. Das Referat Scherfs kann als das wichtigste Dokument 
des gegenwärtig entstehenden westdeutschen Wissenschaftsimperialismus be­
zeichnet w erd en 189 190). Scherf geht von folgender Feststellung aus: „Seit dem 
Zweiten W eltkrieg ist in starkem Maße evident geworden, daß die militärische, 
wirtschaftliche und finanzielle Kraft eines Landes in erster Linie von seinem For­
schungspotential bestimmt wird. Forschung und Entwicklung wurden als Trieb­
kräfte des Fortschritts von Industrie, Wirtschaft und Waffentechnik erkannt und 
haben eine zuvor nicht geahnte Bedeutung gewonnen." Unter Forschungspoten­
tial versteht Scherf dabei vor allem die natur- und ingenieurwissenschaftlichen 
Kapazitäten, „welche die Basis der Technik und damit der weltlichen, m ateriel­
len Macht" bilden, und die die „Einzelpotentiale" (Arbeit, Kapital, Militär) eines 
Staates begründen, die zusammen dann das „Machtpotential eines Staates" 
bilden. Hieraus lassen sich nun nach Scherf mehrere Thesen ableiten: „These 1: 
Die Einzelpotentiale, deren Summe das gesamte Machtpotential eines Staates bil­
det, sind zumindest teilweise wechselseitig substituierbar." Als Konsequenzen 
für die BRD — „die als zweitgrößte Handels- und drittgrößte Industrienation 
der W elt zwar wirtschaftspolitisch gesehen ein Riese, außenpolitisch jedoch ein 
Zwerg" ist — ergibt sich die „These 2: Die BRD kann . . . das fehlende außen- und 
militärpolitische Potential durch Forschungspotential und technologisches Poten­
tial kompensieren". Um diese machtpolitische Konzeption durchzusetzen, sind er­
hebliche Anstrengungen auf dem Bildungs- und W issenschaftssektor nötig. Fol­
gendes wäre nötig: „These 3: Die BRD braucht eine zugkräftige nationale Ziel­
setzung etwa im Sinne von ,Volk der W issenschaftler und Wirtschaftler'. Damit 
würden der Jugend Ideale gesetzt und die Akzente richtig auf die konsequente 
Stärkung des wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Potentials gelegt. Glaube 
niemand, eine solche Parole könne man dem Volk nicht verkaufen!" „These 4: 
Die Bundesrepublik muß ihre Bildungsausgaben auf etwa 5 bis 6 °/o des Volksein­
kommens erhöhen. Dies erfordert wahrscheinlich einen gewissen Konsumver­
zicht, dessen Notwendigkeit dem Volke erklärt werden muß. Bei verständlicher, 
sachgemäßer Argumentation kann man die Bevölkerung durchaus überzeugen; 
das Volk ist weder so dumm noch so selbstsüchtig, wie manche Politiker glau­
ben" 19°). Damit sich eine solch elitäre Position durchsetzen und die machtpoli­

189) Dipl.-Chem. Karl Scherf, Bildungs- und W issenschaftspolitik in in ternationaler Sicht, Referat am 5. Juli 1968 
in Düsseldorf auf der Jahrestagung  des Deutschen V erbandes technisch-wissenschaftlicher V ereine (DVT), der 
ca. 800 Einzelvereinigungen umfaßt; abgedruckt in: VDl-Zeitschrift, 33/1968, Bd. 110, N ovem ber 1968 (III), 
S. 1468— 1475. Die folgenden Zitate hieraus.
190) Auch die SPD sieht ihre W issenschafts- und Forschungspolitik nahezu ausschließlich un ter dem Gesichts­
punkt ökonomischer Effizienz: ,,Im w eltpolitischen Rahmen können wir den Stand unserer Industrie, von dem 
der Lebensstandard jedes einzelnen abhängt, künftig nur sichern, wenn für W issenschaft und Forschung 
ungleich m ehr investiert wird als b isher"  (Entwurf Sozialdem okratische Perspektiven im Übergang zu den 
siebziger Jahren): in dem SPD-Schwerpunktprogramm zur W issenschaftspolitik heißt es in Punkt I: „Die SPD 
geht davon aus, daß der K reislauf von Forschung, Entwicklung und industrieller Anwendung die Basis für ein 
ständiges W irtschaftswachstum ist und den Ausbau einer sozial gerechten W ohlstandsgesellschaft erm öglicht." 
Zur Großforschung fordert die SPD „die Bildung von w enigen Schwerpunkten . . . M aßstäbe für die Entschei­
dung über die Rangfolge technologischer G roßprojekte sollten die dam it zu erzielenden Exportchancen, die 
A usfüllung wichtiger Lücken im in ternationalen  Forschungs- und Entwicklungsverband . . . se in ."  Abschließend 
spricht sie sich für eine „stä rke re  Förderung der Industrieforschung” aus, sie „setz t dabei allerdings eine 
größere Bereitschaft der Industrie zur Gemeinschaftsforschung, w irksam e K ooperationseinheiten und eine 
Erfolgskontrolle vo raus"  (zit. n. DUZ, 17—18/1969).
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tische Formierung der wissenschaftlich Arbeitenden problemlos über die Bühne 
gehen kann, empfiehlt Scherf unter These 6 folgerichtig: „Studierende der Gei­
stes- und Sozialwissenschaften sollten auch bei uns eine gewisse Pflichtstunden­
zahl an natur- und ingenieurwissenschaftlichen Fächern hören und umgekehrt. 
Dadurch würde zugleich der in manchen sozialwissenschaftlichen Disziplinen 
zu beobachtenden Ideologisierung vorgebeugt." Die innere Formierung der Aus- 
bildungs- und Forschungskapazitäten I91) wird in den nächsten 4 Thesen begrün­
det: Ende der Gymnasialzeit mit 18 Jahren, „Drastische Maßnahmen zur Studien­
zeitverkürzung — etwa im Sinne der Vorschläge des W issenschaftsrates" — 
und „expansive Bildungspolitik im Hochschulbereich" (These 7—9). Um diese 
inneren „Reformen" durchzusetzen, muß die Hochschulautonomie liquidiert und 
die Hochschule dem „Gemeinwohl" — d. h. in einer kapitalistischen Gesellschaft 
immer dem Kapital — zugeordnet werden: „These 10: Eine Überprüfung der 
Autonomie der Hochschulen und deren stärkere Bindung an das Gemeinwohl er­
scheint unausweichlich." Die „Neuformulierung der Hochschulautonomie" ist 
die Vorstufe für die ungehinderte Ausgliederung und Zerschlagung der Hoch­
schulforschung und die weitgehende Beschränkung der Universitäten auf ihre 
Ausbildungsfunktion, von Scherf vornehm in These 11 umschrieben: „Die Dis­
kriminierung von Lehre und Lehrern gegenüber der Forschung muß endgültig 
aufhören". Ebenso wie die rasante soziale Deklassierung der bisherigen Groß­
ordinarien und Institutsfürsten zu subalternen Ausbildungstechnikern ideologisch 
übertüncht werden muß, soll die direkte Subsumption der verbleibenden Hoch­
schulforschung unter die kapitalistischen Verwertungsbedürfnisse verschleiert 
werden: „These 12: W eiter muß aufhören die Diskriminierung der Angewandten 
Forschung gegenüber der Reinen oder Grundlagen-Forschung". Die Thesen 
13— 15 betreffen die auswärtige W issenschaftspolitik der BRD: „These 13: Die 
BRD muß unbedingt in den wichtigsten Industrieländern durch Wissenschafts- 
attachees vertreten s e in " 192 193 *), die eng mit den entsprechenden W irtschafts­
attaches Zusammenarbeiten sollen. In These 14 läßt Scherf vollends die Katze 
aus dem Sack: „Die BRD muß in Europa sowohl eine enge bilaterale wissen­
schaftliche Zusammenarbeit mit Frankreich im Rahmen des deutsch-französischen. 
Freundschaftsvertrages vom 22. Januar 1963 als auch multilateral im Rahmen 
der EWG ebenso anstreben wie eine transeuropäische." In einem ersten Schritt 
soll die Ausweitung des nationalen Forschungspotentials erreicht werden, die 
der BRD die fehlende außenpolitische und militärische Stärke in der Auseinander­
setzung zwischen den verschiedenen kapitalistischen Staaten und dem Kampf 
der verschiedenen Gesellschaftssystem e19S) ersetzen soll. In einem zweiten 
Schritt, der die innere Ausrichtung der nationalen Forschungskapazitäten nach 
den Verwertungsbedürfnissen des Kapitals und außenpolitischen Anforderun­
gen zur Voraussetzung hat, soll eine europäische Forschungspolitik mit entspre­
chender Gewichtung der BRD geschaffen werden. Da jedoch gegenwärtig die

191) Vornehm in den „Sozialdem okratischen P erspek tiven": „Die Autonom ie der Hochschulen kann jedoch 
w eder die A bkapselung der U niversit?t von der Gesellschaft noch die Erhaltung an tiqu ierter hierarchischer 
S trukturen . . . rechtfertigen" (S. 69). In den „Vorschlägen zur Reform der Hochschulen" des B ildungspoliti­
schen Ausschusses der SPD vom April 1969 wird dieses V erhältnis von „Hochschule und S taa t"  konkretisiert: 
der Staat m üsse sich „ständig  genau umschriebene Einwirkungsm öglichkeiten" offenhalten. „Sie betreffen in 
e rs ter Linie die G estaltung des H aushalts und die Bildung von Forschungs- und Lehrschwerpunkten . . . sowie 
d ie  Beteiligung bei der Besetzung der U niversitä tssp itze" (SPD-Vorstand (Hrsg.), Vorschläge zur Reform der 
Hochschulen, Bonn 1969, S. 9); vgl. auch Frankfurter Rundschau v. 9. 4. 1969: „SPD: Dem Staat m ehr Einfluß 
auf U niversitä ten".
192) Vgl. Pressedienst des BMwF, 6/1968, M. Schreiterer, a.a .O ., IK v. 5. 7. 1969, u. K. P. Tudyka, ökonom ische 
Dimensionen ausw ärtiger Beziehungen, in: a tom zeitalter, 6—7/1968, S. 339 ff.
193) Vgl. H. Gross, In ternationaler W ettbew erb in W issenschaft und Bildungswesen zwischen O st und W est,
Essen-Bredeney 1960, S. 9: „H eute spielt sich ein großer Teil des Konkurrenzkam pfes zwischen U nternehm un­
gen wie N ationen und zwischen dem dem okratischen W esten  und kommunistischen O sten im Bildungswesen 
ab, insbesondere in den Forschungsstätten und H örsälen der Hoch- und Fachschulen . . . Uber dem „W ett­
rü s ten "  s teh t das „W ettforschen" . . Vgl. auch die BDI-Jahresberichte 1962 (S. 46/7) u. 1958/59 (S. 84).
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Auseinandersetzung der westeuropäischen Kapitalismen untereinander 194) eine 
solche Entwicklung verlangsamt, soll die BRD eine „transeuropäische wissen­
schaftspolitische Konzeption" entwickeln, die „eine enge wissenschaftlich-tech­
nologische Zusammenarbeit mit den USA und Japan als den beiden zukunfts­
reichsten Mächten der nichtkommunistischen W elt (einschließt). Diese Zusammen­
arbeit sollte bilateral zwischen der BRD und den USA bzw. Japan geregelt und 
natürlich aufeinander abgestimmt werden. Basierend auf weltoffenem Denken, 
muß die BRD eine transeuropäische Initiative entwickeln, um die europäische 
Stagnation zu überwinden. Jede Politik ist . . .  nur soviel wert wie ihre A lter­
nativen. Dies gilt auch für die auswärtige deutsche Wissenschaftspolitik, die 
durch Annahme der hier skizzierten Konzeption bis weit in die 70er Jahre hin­
ein ausreichende Antriebskräfte erhalten würde.“ Diese wissenschaftspolitische 
Konzeption, die sich vor allem auch gegen die Volksrepublik China rich te t195), 
soll zunächst bewirken, „daß andere europäische Länder von der deutschen Ini­
tiative m itgerissen werden und die Einigung neue Impulse erhält" 195a). Als politi­
sches Fernziel gilt „letztlich eine große wissenschaftlich-technologisch fundierte 
Ost-West-Achse USA-EWG-Japan, die allen denkbaren Konkurrenzsituationen ge­
wachsen wäre."

Die Verwirklichung dieser wissenschaftsimperialistischen Konzeption verlangt, 
daß in „den kommenden J a h re n . . .  die Außenpolitik in zunehmendem Maße von 
der W issenschaftspolitik gesteuert" wird (These 15) und macht daneben „die 
laufende Koordinierung der Rüstungspolitik mit den Belangen der Wirtschafts-, 
Wissenschafts- und Außenpolitik no tw endig"196). Ohne die staatlichen FE- 
Schwerpunktprogramme — so Stoltenberg bereits am Beginn der „neuen For­
schungspolitik" — „wäre auch die westdeutsche Politik der Zukunft im Innern 
wie nach außen schließlich zum Mißerfolg verurteilt" 197). Die Funktionalisie- 
rung der Forschungspolitik innerhalb des von der Großen Koalition hervor­
gehobenen „sachlichen Zusammenhang(s) von Forschungspolitik, W irtschafts­
politik und Außenpolitik" 198) muß dabei nach Ansicht des BMwF- und OECD- 
M itarbeiters Menke-Glückert auf der Erfahrung aufbauen, „daß seit Beginn der 
Industrialisierung sich alle europäischen N ationalstaaten als unfähig erwiesen 
haben, die Aufgaben der Technik ohne Rückgriff auf Mittel der totalitären poli­
tischen Praxis zu lösen" 199). Diese Erfahrung konkretisiert sich für Scherf in An­
lehnung an den BDI und den reaktionären Staatsrechtler Forsthoff als einem der 
Vorkämpfer des „autoritären W ohlfahrtstaates" in der Forderung nach der 
„Assoziation“ von Staat, Wissenschaft und Wirtschaft, die zu einer „Funktions­
einheit" zusammenwachsen müßten 200). Außenpolitisch konkretisiert sich die

194) Zu den A useinandersetzungen um die verschiedenen nationalen  forschungspolitischen Konzeptionen vgl. 
B lunk/Klatte/Kretzschmar, Das wissenschaftliche Potential der westeuropäischen Hauptmächte, in: Deutsche 
A ußenpolitik, 6/1969, S. 706 ff., W issenschaft im Klassenkampf, a.a.O ., S. 211 ff., und K.-H. Heise, Bonner 
W issenschaftspolitik  vor unlösbaren W idersprüchen, in: DWI-Berichte, 9/1969, S. 17 ff.
i°5) Vgl. Scherf, a .a .O .: „Der .gelben G efahr' der C hinesen" sei „d ie  .gelbe H offnung1 der Japaner entgegen- 
(zu)stellen."
195a) Vgl. den U nternehm erbrief v. 4. 9. 1969: „Dabei ist der M arkt der neuen Techniken der W eltm arkt. Der 
technisch-ökonomische Zwang zur Großforschung, zur Großtechnik, zum Großraum -M arketing muß uns . . . dazu 
veran lassen , einen echten europäischen B innenm arkt zu entwickeln . . Das M anagem ent der siebziger Jah re  
w ird also einer neuen Einstellung zum W achstum durch D iversifikation und zur geographischen Reichweite der 
U nternehm enstätigkeit bedürfen. Zeitlich parallel m it der explosionsartigen A usweitung der Technik geht eine 
nie gekannte A usw eitung der M ärkte einher. W ir stehen hier vor einem dim ensionalen Q uantensprung, der 
von der enorm en Expansion und M ultinationalisierung des M arktes mit einem entsprechenden riesigen K apital­
bedarf und ganz neuen Techniken der Produktion, des Absatzes, der Finanzierung und der Kontrolle der U nter­
nehm en gekennzeichnet ist. Das U nternehm en der siebziger Jah re  muß sich immer stä rk er auf die M aßstäbe 
einstellen, die der W eltm arkt se tz t."
190) W eißbuch der Bundesregierung für die Landesverteidigung, Bonn 1969, zit. n. Pro jektgruppe V erw ertung, 
N aturw issenschaft im Spätkapitalism us II, Tübingen 1969, S. 8.
197) Hochschuldienst, 20/1966, S. 1.
198) BF III, S. 35.
i»B) P. M enke- Glückert, Europas technologische Lücke, a .a .O ., S. VIII.
200) k . Scherf, K ooperation von Staat, W issenschaft und W irtschaft, in : Physikalische B lätter, 2/1969, S. 75 f.| 
vgl. Bernd Lüthje (DIHT), W issenschaftspolitik  wichtige Aufgabe des neuen Bundestages, in: W irtschaftsdienst,
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Neubestimmung der westdeutschen Forschungspolitik in der „Stabilisierung der 
großen interdependenten Realsysteme — wie W eltwährung, Weltwirtschaft, V er­
kehr, Großstadt, verschiedene Kommunikations- und V erteilungssystem e"201); 
„Stabilisierung" des Status quo in der weltpolitischen Auseinandersetzung mit 
den sozialistischen Ländern aber heißt nicht nur, die Wissenschaft im Rahmen w elt­
weiter „counter-insurgency"-Programme gegen die nationalen Befreiungsbewe­
gungen in den Ländern der Dritten W elt zur Sicherung der Vorherrschaft der 
jeweiligen Regierungs- oder M ilitärdiktaturcliquen und ihrer Verbündeten in 
den kapitalistischen Ländern 202) einzusetzen. Es heißt auch, durch Ausbeutung 
der nationalen Forschungspotentiale der Länder der Dritten W elt 203), durch 
Übertragung politischer Theorien und Ideologien 204), durch Gewährung schein­
bar neutraler Entscheidungshilfen und technischer Knowhows, die die Produk­
tionsstätten der Dritten W elt von der BRD abhängig machen 205), und durch Ex­
port ökonomischen „Zukunftskapitals" — etwa Atom reaktoren 206) —, das zu­
künftige M ärkte erschließen soll, den Status quo im Sinne der kapitalistischen 
Staaten zu beeinflussen. Die von dem Pariser Wissenschaftsattache geforderte 
Synthese von Außen-, Wirtschafts-, Militär- und Wissenschaftspolitik — die für 
Schreiterer etwa auch den Versuch einschließt, „mit Hilfe der Komputation Ant-

X/1969, S. 589 u. 591: . die vorsichtige G lobalsteuerung von G erhard S toltenberg und seinen A m tsvor­
gängern m üssen endlich e in Ende h aben ."  Die neuen forschungspolitischen Strategien  zur „G ap-Bekäm pfung" 
„so llten  in e iner konzertierten  Aktion des W issenschaftsm inisters e rläu te rt und koordin iert w erden . . . Eine 
konzertierte  A ktion für die W issenschaftspolitik nach dem M uster der A ktion des Stabilitäts- und W achstums­
gesetzes b ie te t sich auch deshalb  an, um V orurteile  der Ö ffentlichkeit und falsche A utonom iebestrebungen der 
W issenschaft gegenüber e iner staatlichen W issenschaftsförderung abzubauen." Seine A bkehr von der „v o r­
sichtigen G lobalsteuerung" kündigte Leussink bere its  bem erkensw ert offen und bru ta l an: m an m üsse die 
w issenschaftlichen Institu tionen und O rganisationen „am  langen Zügel halten  und dann, wenn sie nach e iner 
gew issen Zeit zeigen, daß sie eben nichts oder nicht viel leisten , rad ikale Konsequenzen z iehen", wozu finan­
zielle Repression am geeignetsten  is t: „Sow eit es sich um Zuschüsse handelt, die man gibt, und das is t ja  doch 
im w esentlichen immer dei Fall, das is t das klassische M ittel der Steuerung, sow eit braucht man keine w eiteren  
rechtlichen M öglichkeiten." (Interview  m it Hans Leussink „Die Zukunft der Forschung in Deutschland", in: SZ 
v. 10. 11. 1969).
201) Peter M enke-Glückert in einem  Referat über „ In ternationale  Zusam m enarbeit in Forschung und Entwick­
lung" vor dem A rbeitskreis IV (Forschung als G rundlage des wirtschaftlichen Fortschritts) des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie, zit. n. DUZ, 10/1968, S. 18.
202) Vgl. zu den U S-,,counter-insurgency"-Program m en J . H orlem ann, M odelle der kolonialen K onterrevolution, 
Frankfurt 1968; den Aufsatz von Roger Countill über „Cam pus C ounterinsurgency" in der linken New Yorker 
W ochenzeitschrift N ational G uardian v. 11. 11. 1967 (übersetzt in a tom zeitalter, 3/1968) und zahlreiche A rtikel 
des G uardian in den folgenden Jah ren  sowie: N orth Am erican Congress on Latin Am erica (Hrsg.), The 
UNIVERSITY-MILITARY COMPLEX-A DIRECTORY AND RELATED DOCUMENTS, New York 1969, mit 
detailliertem  M aterial und Literatur.
203) Nach Schätzung des Institu te  of Science and Technology an der U niversity  of M anchester verlie ren  e in ­
zelne Entwicklungsländer bis zu 90*/# ih rer diplom ierten W issenschaftler und Techniker an die USA und 
Europa (vgl. atom zeitalter 3/1967, S. 153). Ebenso ist eine — nicht zu erm ittelnde — Anzahl qualifizierter Fach­
kräfte  der D ritten W elt in den FE-Zentren der Produktionsstätten  der kapitalistischen Länder in der Dritten 
W elt tä tig ; auf der Hannover-M esse im A pril 1969 forderte ein S iem ens-V ertreter, „d ie  deutschen U nter­
nehm en müßten auch im A usland Forschung und Entwicklung betreiben , weil die Forschungskapazität des 
deutschen 60-M ill.-Volkes und der Heim atm arkt einfach zu klein seien. Es sei egal, wo in der W elt ein For- 
schunaserfolg erzielt werde, die Hauptsache, im eigenen U nternehm en" (TK v. 29. 4. 1969).
204) M it am bekanntesten  w urde d ie finanzielle und Ideologische U nterstützung der chilenischen Christdem o­
kraten  durch die CDU; noch kaum analysiert ist etw a die Rolle der verschiedenen K ulturinstitu te (Goethe­
Institu te  etc.) der BRD.
205) Zu der wissenschaftlich-technologischen „K ooperation" zwischen der BRD und vor allem la te inam erikani­
schen Staaten vgl. Pressedienst des BMwF, 3/1968, 7, 8 u. 21/1969. Solche sozialen und technischen „H ilfen” 
sollen nicht nur technische Kader aus den kapitalistischen Ländern in die Entscheidungsprozesse über die Ent- 
wicklungs- und Industrialisierungspolitik  in den Entwicklungsländern einschleusen und die „partnerschaftliche" 
politisch-ideologische Indoktrination le isten ; wichtiger noch ist die Errichtung einer auf die Bedürfnisse der im 
A usland tä tigen Konzerne zugeschnittenen Infrastruktur. Vgl. Deppe-W olfinger, Zum V erhältnis von Bildung 
und Gesellschaft in Entwicklungsländern, in: Das Argument, 38/1966, S. 203 ff.
206) Vgl. IK v. 10. 4. 1969 („W eitere  K ernkraftw erke für Südam erika — Stoltenberg le is tete  V orarbeit für 
deutsche R eaktorfirm en") u. Frankfurter Rundschau v. 17. 2. 1969. In einem  V ortrag  Ende 1968 zeigte sich H er­
mann Josef Abs sehr erfreut über die neuen staatlichen Schwerpunktprogram m e, m it denen die FE-Politik der 
BRD „auf dem rechten W eg" sei, da sie „die Entwicklung zu neuen Form en in tensiver K ooperation, auch über 
d ie Grenzen hinw eg und zu größeren U nternehm enseinheiten" m itteihar befördere (V ortragsreihe des D eut­
schen Industrie institu ts, 49/1968). M itte 1968 verein ig ten  die forschungsintensiven Konzerne Chem ie, E lektro­
technik, Eisen/Stahl 34,8 %  der privaten  D irektinvestitionen im A usland, die zu 29 °/o auf die Entwicklungs­
länder entfallen. Rund 25 °/o der vom DWI erfaßten w ichtigsten w estdeutschen p rivaten  K apitalexporte en t­
fielen auf die Chem ie, gefolgt vom Fahrzeugbau und der Elektrotechnik (vgl. DWI-Berichte, 8/1969, S. 253 ff.]. 
Diese auch auf den p rivaten  K apitalexport zugeschnittenen FE-Programme folgen dam it der „N otw endigkeit, m it 
allen Völkern in G edankenaustausch zu kommen und unsere Fabriken nicht nur in der H eim at zu bauen, 
sondern Geld, geistige Erfahrungen, wissenschaftliche Ergebnisse, Patente und vo r allen Dingen auch Fach­
kräfte  nach draußen zu bringen und im Ausland zu fabrizieren, den anderen Ländern zu helfen, ihren  Lebens­
standard  zu erhöhen, dam it sie Verbraucher w erden" (W innacker, V orstandsvorsitzender Farbw erke Hoechst 
im A pril 1961, zit. n. Sem esterspiegel, 105/1968).
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wort auf wichtige außenpolitische Fragen über die optimale Machtkonstellation 
für das eigene Land zu gewinnen" 207) —  steht erst am Beginn. Sie wird durch 
die Konkurrenz zwischen den einzelnen nationalen Konzerngruppen und den 
einzelnen kapitalistischen Staaten begrenzt und in den Möglichkeiten ihrer pro­
grammatischen Durchformulierung und politisch einheitlicher und „konzentier- 
ter" Verwirklichung beschränkt. Nichts jedoch spricht dafür, daß die SPD-Troika 
Schmidt/Schiller/Leussink sich der von der CDU/SPD-Koalition eingeleiteten 
und zusammen mit dem großen Kapital vorangetriebenen wissenschaftsimperia­
listischen Politik wird entziehen können 208).

207) Schreiterer, a .a .O ., S. 11.
208) Kurz vor der Bundestagsw ahl 1969 w urden Teilergebnisse  e iner SPD-Arbeitsgruppe (u. a. G. Jahn , Rohde, 
Apel, Dohnanyi) bekannt. In einem A rbeitspapier für d ie zukünftige W irtschaftspolitik  forderte der hessische 
W irtschaftsm inister A rndt: „Zwischen der Privatw irtschaft und der öffentlichen Hand seien V ereinbarungen 
über die Prio ritä ten  (der FE, d. V.) und deren  finanzielle Absicherungen zu treffen. Der Zersplitterung in der 
Forschung solle durch eine Politik  selek tiver Forschungsförderung entgegengew irkt w erden. Sowohl für die 
G rundlagenforschung w ie auch für die zw eckorientierte Forschung m üßten nationale Forschungspläne auf­
geste llt w erden. Es sei erforderlich, staatliche Forschungszentren neu zu schaffen oder auszubauen. Die w issen­
schaftlichen Hochschulen sollen in die nationalen  Forschungspläne in teg rie rt w erden, auch geeignete Unter­
nehm en seien  zu beteiligen. Die F ö r d e r u n g . . .  solle auf diejenigen  G ebiete konzentriert w erden, die am 
ehesten  dazu beitrügen, das gesam tw irtschaftliche P roduktionsergebnis zu verbessern . Für die Bereiche mit 
gesam tgesellschaftlicher P rio ritä t sind steuerliche Erleichterungen vorgesehen  . . . ,Die gesam tgesellschaft­
lichen Prioritä ten  w erden durch e in Gremium bestim m t, das sich aus V ertre te rn  der öffentlichen Hand, der 
W issenschaft und der A rbeitnehm er und A rbeitgeber zusam m ensetzt', heiß t es wörtlich" (Frankfurter All­
gem eine Zeitung v. 21. 8. 1969). Der SPD s te llt sich das Problem der system im m anenten Beschränkungen der 
Entfaltungsm öglichkeiten der „P roduktivkraft W issenschaft" und deren  Funktionalisierung und Deformierung 
im In teresse  der K apitalverw ertung in ihrem  gegenw ärtigen  Zustand nicht. Die SPD-Führung w ird sich beflissen 
als G arant des w estdeutschen K apitalism us anbieten  und abrackern, doch bei „ernsthaften  Zuspitzungen der 
K lassengegensätze . . . w ird der Spätkapitalism us immer dazu neigen, seine D iener vor die Tür zu setzen und 
sie dann durch andere  S trukturen , seien es obrigkeitsstaatlich-autoritäre , seien es faschistische, zu ersetzen . . • 
Sie glauben, sich selbst sozusagen als beste  politische G aranten  e infunktionieren zu können, und wenn es 
darauf ankommt, haben sie sich ge irrt und verschw inden in der Em igration oder in KZ's — genau wie die 
Klasse, aus der sie stam m en" (Interview  m it W olfgang Abendroth „Zur Lage der ADF und der A ußerparla­
m entarischen O pposition nach der B undestagsw ahl", in: m arburger b lä tte r (128), N ovem ber 1969).

Rainer Rilling, geb. 1945 in Stetten/Württ., studiert Soziologie und Politische Wissen­
schaften in Marburg/Lahn; Mitautor des Buches: Die NPD, Frankfurt/M. 1969, Zeit­
schriftenveröffentlichungen.
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